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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts
und der Aufenthaltsbeendigung

A. Problem und Ziel

Der Gesetzentwurf dient maßgeblich der Reform des Bleiberechts sowie des
Ausweisungs- und Abschiebungsrechts. Der Gesetzentwurf zielt dabei einerseits darauf
ab, die Rechtsstellung derjenigen zu stärken, die auch ohne einen rechtmäßigen
Aufenthalt anerkennenswerte Integrationsleistungen erbracht haben oder die
schutzbedürftig sind. Andererseits ist der Gesetzentwurf auch darauf ausgerichtet,
verstärkt den Aufenthalt von Personen, denen unter keinem Gesichtspunkt ein
Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik Deutschland zusteht, wieder zu beenden und
deren vollziehbare Ausreisepflicht, ggf. auch zwangsweise, durchzusetzen.

B. Lösung

Es wird eine Bleiberechtsregelung geschaffen, um nachhaltige Integrationsleistungen, die
trotz des fehlenden rechtmäßigen Aufenthalts von einem Geduldeten erbracht wurden,
durch Erteilung eines gesicherten Aufenthaltsstatus zu honorieren. Die Bleiberechts-
regelung wird dabei alters- und stichtagsunabhängig ausgestaltet. Zudem wird die bisher
schon bestehende Möglichkeit, einem gut integrierten jugendlichen oder heran-
wachsenden Geduldeten legalen Aufenthalt zu gewähren, erleichtert und von
verzichtbaren Hemmnissen bereinigt.

Für das erfolgreiche deutsche Programm zur Neuansiedlung von Schutzsuchenden
(Resettlement-Programm) wird nach dem Abschluss seiner Pilotphase eine eigenständige
Rechtsgrundlage geschaffen. Schutzbedürftigen sog. Resettlement-Flüchtlingen wird
damit in Deutschland eine dauerhafte Lebensperspektive geboten.

Im Bereich des humanitären Aufenthaltsrechts wird eine deutliche Verbesserung des
Aufenthaltsrechts für die Opfer von Menschenhandel realisiert. Auch wird die
Rechtsstellung von subsidiär Geschützten und sog. Resettlement-Flüchtlingen weiter an
die von Asylberechtigten und anerkannten Flüchtlingen angeglichen.

Das Ausweisungsrecht wird grundlegend neu geordnet. An die Stelle des bisherigen
dreistufigen Ausweisungsrechts tritt die Ausweisung als Ergebnis einer unter Berück-
sichtigung aller Umstände des Einzelfalles durchgeführten Abwägung von Bleibe- und
Ausweisungsinteressen. Die Abwägung auf Tatbestandsseite ist gerichtlich voll
überprüfbar und führt mithin schneller zu Rechtssicherheit.
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Innerhalb des Ausweisungsinteresses bringt der Gesetzentwurf stärker als bisher zum
Ausdruck, dass die Bekämpfung von extremistischen und terrorismusrelevanten
Strömungen auch mit den Mitteln des Ausländerrechts erfolgen kann.

Der Gesetzentwurf sieht zudem verschiedene Rechtsänderungen vor, um den Vollzug
aufenthaltsrechtlicher Entscheidungen bei Ausländern, denen unter keinem Gesichtspunkt
ein Aufenthaltsrecht zusteht, zu verbessern. Diese Regelungen umfassen insbesondere:

 eine Anpassung der Regelung zur Identitätsklärung an die technischen
Entwicklungen, indem unter engen Voraussetzungen die Möglichkeit geschaffen wird,
Datenträger eines Ausländers auszulesen. In diesem Zusammenhang wird auch eine
Rechtsgrundlage für die Abfrage von notwendigen Zugangsdaten bei
Telekommunikationsdienstleister im Gesetz verankert,

 die Neuregelung eines sog. Ausreisegewahrsams von wenigen Tagen anstelle der
sog. „Kleinen Sicherungshaft“, wenn der Termin der Abschiebung konkret bevorsteht,

 eine Klarstellung, dass die Haftanordnung auch bei einem Scheitern der Abschiebung
bis zum Ablauf der Anordnungsfrist unberührt bleibt, sofern die Voraussetzungen für
die Anordnung weiterhin vorliegen.

Auch die Regelungen zum Einreise- und Aufenthaltsverbot werden an die Hinweise der
höchstrichterlichen Rechtsprechung angepasst und zugleich grundlegend überarbeitet.

C. Alternativen

Keine (siehe unten).

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für den Bund kann die Regelung des § 25b des Aufenthaltsgesetzes in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie bei der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung zu Mehrausgaben in geringem, nicht genau bezifferbarem Umfang
führen. Die Mehrausgaben werden im Einzelplan 11 innerhalb der geltenden Haushalts-
und Finanzplanansätze aufgefangen. Entsprechendes gilt für das Wohngeld in Bezug auf
den Einzelplan 16. Im Umfang der Mehrausgaben des Bundes werden die Kommunen
entlastet.

Im Zusammenhang mit dem Besuch von Integrationskursen wird von Haushaltsausgaben
in Höhe von rund 6 Mio. Euro ausgegangen.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bundesministerium des Innern und
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge soll finanziell und stellenmäßig innerhalb
des Einzelplans 06 ausgeglichen werden.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für die Bürger entsteht Erfüllungsaufwand in Höhe von 3.137.100 Minuten bzw. 52.285
Stunden.
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Für die Wirtschaft entsteht Erfüllungsaufwand, da derjenige, der geschäftsmäßig
Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, der zuständigen Behörde
Auskunft über die Zugangsdaten zu Mobiltelefonen oder Smartphones erteilen muss,
wenn der betreffende Ausländer die Zugangsdaten nicht zur Verfügung stellt, vgl. § 48a
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes. Aufgrund der Anforderungen, die an die Auswertung
von Datenträgern durch die Behörden zu stellen sind, ist aber nicht davon auszugehen,
dass künftig in erheblicher Zahl Zugangsdaten zu den aufgeführten Endgeräten erfragt
werden. Der Aufwand ist daher nicht genau bezifferbar. Eine Entschädigung der
Telekommunikationsdienstleister ist gesetzlich vorgesehen.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Für die Wirtschaft, d.h. für geschäftsmäßige Telekommunikationsanbieter, wird eine
Pflicht zur Auskunftserteilung über Zugangsdaten gemäß § 48a des Aufenthaltsgesetzes
eingeführt.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Für die Verwaltung entsteht in den nächsten Jahren ein Erfüllungsaufwand in Höhe
2.710.157 Euro.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts
und der Aufenthaltsbeendigung

Bundesrepublik Deutschland
Die Bundeskanzlerin

Berlin, 29. Dezember 2014

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Volker Bouffier

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der

Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der

Aufenthaltsbeendigung

mit Begründung und Vorblatt.

Federführend ist das Bundesministerium des Innern.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1

NKRG ist als Anlage beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 09.02.15





Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der
Aufenthaltsbeendigung

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Aufenthaltsgesetzes

Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008
(BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 6. September 2013 (BGBl.
I S. 3556) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 17 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 17a Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen“.

b) Der Angabe zu § 23 werden ein Semikolon und die Wörter „Neuansiedlung von
Schutzsuchenden“ angefügt.

c) Nach der Angabe zu § 25a wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 25b Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration“.

d) Nach der Angabe zu § 48 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 48a Erhebung von Zugangsdaten“.

e) Die Angaben zu den §§ 53 bis 56 werden wie folgt gefasst:

„§ 53 Ausweisung

§ 54 Ausweisungsinteresse

§ 55 Bleibeinteresse

§ 56 Überwachung ausgewiesener Ausländer aus Gründen der inneren Sicher-
heit“.

f) Nach der Angabe zu § 62a wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 62b Ausreisegewahrsam“.

g) Nach der Angabe zu § 73a werden die folgende Angaben eingefügt:

„§ 73b Überprüfung der Zuverlässigkeit von im Visumverfahren tätigen Personen
und Organisationen
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§ 73c Zusammenarbeit mit externen Dienstleistungserbringern“.

2. § 2 wird wie folgt geändert

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende von Nummer 5 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.

bb) Am Ende von Nummer 6 wird der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt.

cc) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 angefügt:

„7. Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz.“

b) Es werden die folgenden Absätze 14 und 15 angefügt:

„(14) Konkrete Anhaltspunkte im Sinne von § 62 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 kön-
nen sein:

1. der Ausländer hat sich bereits in der Vergangenheit einem behördlichen Zu-
griff entzogen, indem er seinen Aufenthaltsort trotz Hinweises auf die Anzei-
gepflicht nicht nur vorübergehend gewechselt hat, ohne der zuständigen Be-
hörde eine Anschrift anzugeben, unter der er erreichbar ist,

2. der Ausländer täuscht über seine Identität, insbesondere durch Unterdrü-
ckung oder Vernichtung von Identitäts- oder Reisedokumenten oder das
Vorgeben einer falschen Identität,

3. der Ausländer hat gesetzliche Mitwirkungshandlungen zur Feststellung der
Identität verweigert oder unterlassen und aus den Umständen des Einzelfalls
kann geschlossen werden, dass er einer Abschiebung aktiv entgegenwirken
will,

4. der Ausländer hat zu seiner unerlaubten Einreise erhebliche Geldbeträge für
einen Schleuser aufgewandt,

5. der Ausländer hat ausdrücklich erklärt, dass er sich der Abschiebung entzie-
hen will oder

6. der Ausländer hat, um sich der bevorstehenden Abschiebung zu entziehen,
sonstige konkrete Vorbereitungshandlungen von vergleichbarem Gewicht
vorgenommen, die nicht durch Anwendung unmittelbaren Zwangs überwun-
den werden können.

(15) Die in Absatz 14 genannten Anhaltspunkte gelten entsprechend für die An-
nahme einer Fluchtgefahr im Sinne von Artikel 2 Buchstabe n der Verordnung
(EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni
2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitglied-
staats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staaten-
losen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zu-
ständig ist (ABl. L 180 vom 29.6.2013, S. 31). Ein entsprechender Anhaltspunkt
kann auch gegeben sein, wenn der Ausländer einen Mitgliedstaat vor Abschluss
eines dort laufenden Verfahrens zur Zuständigkeitsbestimmung oder zur Prüfung
eines Antrags auf internationalen Schutz verlassen hat, und die Umstände der
Feststellung im Bundesgebiet konkret darauf hindeuten, dass er den zuständigen
Mitgliedstaat in absehbarer Zeit nicht aufsuchen will. Auf das Verfahren auf An-
ordnung von Haft zur Überstellung nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 fin-
den die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in
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den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend Anwendung,
soweit das Verfahren in der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 nicht abweichend ge-
regelt ist.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „Ausweisungsgrund vorliegt“ durch die
Wörter „Ausweisungsinteresse besteht“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Ausweisungsgründe“ durch das Wort „Auswei-
sungsinteressen“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „wenn einer der Ausweisungsgründe nach
§ 54 Nr. 5 bis 5b vorliegt“ durch die Wörter „wenn ein Ausweisungsinteresse im
Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 besteht“ ersetzt.

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter „drei Monaten innerhalb einer Frist von
sechs Monaten von dem Tag der ersten Einreise an“ durch die Wörter „90 Tagen
je Zeitraum von 180 Tagen“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „drei Monaten innerhalb einer Frist von sechs Mona-
ten von dem Tag der ersten Einreise an“ durch die Wörter „90 Tagen je Zeitraum von
180 Tagen“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „drei Monate innerhalb der betreffenden Sechsmo-
natsfrist“ durch die Wörter „90 Tage innerhalb des betreffenden Zeitraums von 180
Tagen“ ersetzt.

5. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11 Einreise- und Aufenthaltsverbot

(1) Ein Ausländer, der ausgewiesen, zurückgeschoben oder abgeschoben wor-
den ist, darf weder erneut in das Bundesgebiet einreisen, noch sich darin aufhalten,
noch darf ihm, selbst im Falle eines Anspruchs nach diesem Gesetz, ein Aufenthalts-
titel erteilt werden (Einreise- und Aufenthaltsverbot).

(2) Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist von Amts wegen zu befristen. Die
Frist beginnt mit der Ausreise. Im Falle der Ausweisung ist die Frist gemeinsam mit
der Ausweisungsverfügung festzusetzen. Ansonsten soll die Frist mit der Abschie-
bungsandrohung, spätestens aber bei der Ab- oder Zurückschiebung festgesetzt
werden. Die Befristung kann zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit
und Ordnung mit einer Bedingung versehen werden, insbesondere einer nachweisli-
chen Straf- oder Drogenfreiheit. Tritt die Bedingung bis zum Ablauf der Frist nicht ein,
gilt eine von Amts wegen zusammen mit der Befristung nach Satz 5 angeordnete
längere Befristung.

(3) Über die Länge der Frist wird nach Ermessen entschieden. Sie darf fünf Jah-
re nur überschreiten, wenn der Ausländer aufgrund einer strafrechtlichen Verurteilung
ausgewiesen worden ist oder wenn von ihm eine schwerwiegende Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht. Diese Frist soll zehn Jahre nicht über-
schreiten.
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(4) Das Einreise- und Aufenthaltsverbot kann zur Wahrung schutzwürdiger Be-
lange des Ausländers oder soweit es der Zweck des Einreise- und Aufenthaltsverbots
nicht mehr erfordert, aufgehoben oder die Frist nach Absatz 2 verkürzt werden. Die
Frist nach Absatz 2 kann aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ver-
längert werden. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Eine Befristung oder eine Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots
erfolgt nicht, wenn der Ausländer wegen eines Verbrechens gegen den Frieden, ei-
nes Kriegsverbrechens oder eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit ausgewie-
sen oder auf Grund einer Abschiebungsanordnung nach § 58a aus dem Bundesge-
biet abgeschoben wurde. Die oberste Landesbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen
von Satz 1 zulassen.

(6) Gegen einen Ausländer, der seiner Ausreisepflicht nicht innerhalb einer ihm
gesetzten Ausreisefrist nachgekommen ist, kann ein Einreise- und Aufenthaltsverbot
angeordnet werden, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldet an der Ausreise
gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht erheblich. Die Absätze 1
bis 5 gelten entsprechend. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist mit seiner Anord-
nung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten Anordnung des Einreise- und Aufent-
haltsverbots nach Satz 1 soll die Frist 1 Jahr nicht überschreiten. Im Übrigen soll die
Frist 3 Jahre nicht überschreiten.

(7) Gegen einen Ausländer,

1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 1 des Asylverfahrensgesetzes bestands-
kräftig als offensichtlich unbegründet abgelehnt wurde, dem kein subsidiärer
Schutz zuerkannt wurde, das Vorliegen der Voraussetzungen für ein Abschie-
bungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 nicht festgestellt wurde und der keinen
Aufenthaltstitel besitzt oder

2. dessen Antrag nach § 71 oder § 71a des Asylverfahrensgesetzes bestandskräf-
tig wiederholt nicht zur Durchführung eines weiteren Asylverfahrens geführt hat,

kann das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ein Einreise- und Aufenthaltsver-
bot anordnen. Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend. Das Einreise- und Aufent-
haltsverbot ist mit seiner Anordnung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten Anord-
nung des Einreise- und Aufenthaltsverbots nach Satz 1 soll die Frist 1 Jahr nicht
überschreiten. Im Übrigen soll die Frist 3 Jahre nicht überschreiten.

(8) Vor Ablauf des Einreise- und Aufenthaltsverbots kann, außer in den Fällen
des Absatzes 5 Satz 1, dem Ausländer ausnahmsweise erlaubt werden, das Bundes-
gebiet kurzfristig zu betreten, wenn zwingende Gründe seine Anwesenheit erfordern
oder die Versagung der Erlaubnis eine unbillige Härte bedeuten würde. Im Falle des
Absatzes 5 Satz 1 gilt Absatz 5 Satz 2 entsprechend.

(9) Reist ein Ausländer entgegen einem Einreise- und Aufenthaltsverbot in das
Bundesgebiet ein, wird der Ablauf einer festgesetzten Frist für die Dauer des Aufent-
halts im Bundesgebiet gehemmt. Die Frist kann in diesem Fall verlängert werden,
längstens jedoch um die Dauer der ursprünglichen Befristung. Der Ausländer ist auf
diese Möglichkeit bei der erstmaligen Befristung hinzuweisen. Für eine nach Satz 2
verlängerte Frist gilt Absatz 3 und Absatz 4 Satz 1 entsprechend.“

6. § 14 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. nach § 11 Absatz 1, 6 oder 7 nicht einreisen darf, es sei denn, er besitzt eine Be-
tretenserlaubnis nach § 11 Absatz 8.“
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7. In § 15 Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „Ausweisungsgrund vorliegt“ durch die
Wörter „Ausweisungsinteresse besteht“ ersetzt.

8. Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt:

„§ 17a

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen

(1) Einem Ausländer kann zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland erworbe-
nen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für die Durchführung einer Bil-
dungsmaßnahme und einer sich daran anschließenden Prüfung für die Dauer von bis
zu 18 Monaten erteilt werden, wenn von einer nach den Regelungen des Bundes o-
der der Länder für die berufliche Anerkennung zuständigen Stelle festgestellt wurde,
dass Anpassungsmaßnahmen oder weitere Qualifikationen

1. für die Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation mit einer inländi-
schen Berufsqualifikation oder

2. in einem im Inland reglementierten Beruf für die Erteilung der Befugnis zur Be-
rufsausübung oder für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbe-
zeichnung

erforderlich sind. Die Bildungsmaßnahme muss geeignet sein, dem Ausländer die
Anerkennung der Berufsqualifikation oder den Berufszugang zu ermöglichen. Wird
die Bildungsmaßnahme überwiegend betrieblich durchgeführt, setzt die Erteilung vo-
raus, dass die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist,
dass die Teilnahme an der Bildungsmaßnahme ohne Zustimmung der Bundesagen-
tur für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch
die Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen.

(2) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer von der Bildungsmaß-
nahme unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.

(3) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer zeitlich nicht einge-
schränkten Beschäftigung, deren Anforderungen in einem engen Zusammenhang mit
den in der späteren Beschäftigung verlangten berufsfachlichen Kenntnissen stehen,
wenn ein konkretes Arbeitsplatzangebot für eine spätere Beschäftigung in dem anzu-
erkennenden oder von der beantragten Befugnis zur Berufsausübung oder von der
beantragten Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung erfassten Beruf vorliegt,
dieser Arbeitsplatz nach den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 von Ausländern besetzt
werden darf und die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist,
dass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.
Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch die Bundesagentur für Ar-
beit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen.

(4) Nach der Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation, der Erteilung
der Befugnis zur Berufsausübung oder der Erteilung der Erlaubnis zum Führen der
Berufsbezeichnung kann die Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche eines
der anerkannten Berufsqualifikation entsprechenden Arbeitsplatzes, sofern er nach
den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 von Ausländern besetzt werden darf, verlängert
werden. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieser Zeit zur Ausübung einer
Erwerbstätigkeit. § 9 findet keine Anwendung.
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(5) Einem Ausländer kann zum Ablegen einer Prüfung zur Anerkennung seiner aus-
ländischen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn ein kon-
kretes Arbeitsplatzangebot für eine spätere Beschäftigung in dem anzuerkennenden
oder von der beantragten Befugnis zur Berufsausübung oder zum Führen der Berufs-
bezeichnung erfassten Beruf vorliegt, dieser Arbeitsplatz nach den Bestimmungen
der §§ 18 bis 20 von Ausländern besetzt werden darf und die Bundesagentur für Ar-
beit nach § 39 zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42 oder zwi-
schenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Beschäftigung ohne Zustimmung
der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zu-
stimmung durch die Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu
übernehmen. Absatz 2 bis 4 finden keine Anwendung.“

9. In § 20 Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „drei Monaten“ durch die Wörter „90 Ta-
gen“ ersetzt.

10. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Semikolon und die Wörter

„Neuansiedlung von Schutzsuchenden“ angefügt.

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Das Bundesministerium des Innern kann im Rahmen der Neuansiedlung von
Schutzsuchenden im Benehmen mit den obersten Landesbehörden anordnen,
dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bestimmten, für eine Neuan-
siedlung ausgewählten Schutzsuchenden (Resettlement-Flüchtlinge) eine Auf-
nahmezusage erteilt. Absatz 2 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend.“

11. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4a wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „kann“ durch das Wort „soll“ ersetzt und werden die
Wörter „abweichend von § 11 Abs.1“ sowie das Wort „vorübergehenden“ ge-
strichen.

bb) In Satz 2 Nummer 1 wird das Wort „vorübergehende“ gestrichen.

cc) Folgender Satz wird angefügt:

„Nach Beendigung des Strafverfahrens soll die Aufenthaltserlaubnis verlängert
werden, wenn humanitäre oder persönliche Gründe oder öffentliche Interessen
die weitere Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet erfordern.“

b) In Absatz 4b Satz 1 werden die Wörter „abweichend von § 11 Absatz 1“ gestri-
chen.

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „abweichend von § 11 Abs. 1“ gestrichen.

12. § 25a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Einem jugendlichen oder heranwachsenden geduldeten Ausländer soll eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt werden, wenn
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1. er sich seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer Auf-
enthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhält,

2. er im Bundesgebiet in der Regel seit vier Jahren erfolgreich eine Schule be-
sucht oder einen anerkannten Schul- oder Berufsabschluss erworben hat,

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 21. Le-
bensjahres gestellt wird,

4. gewährleistet erscheint, dass er sich aufgrund seiner bisherigen Ausbildung
und Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik
Deutschland einfügen kann und

5. keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer sich nicht
zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land bekennt.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird im Satzteil vor Nummer 1 das Wort „allein“ gestrichen.

bb) Folgende Sätze werden angefügt:

„Dem Ehegatten oder Lebenspartner, der mit einem Begünstigten nach Ab-
satz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll unter den Voraussetzungen
nach Satz 1 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. § 31 gilt entsprechend.
Dem minderjährigen ledigen Kind, das mit einem Begünstigten nach Absatz 1
in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt
werden.“

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Der Aufenthaltstitel berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit.“

13. Nach § 25a wird folgender § 25b eingefügt:

„§ 25b

Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration

(1) Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 und
Absatz 2 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich nachhaltig in die Lebens-
verhältnisse der Bundesrepublik Deutschland integriert hat. Dieses setzt regelmäßig vo-
raus, dass der Ausländer

1. sich seit mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit einem minderjährigen
ledigen Kind in häuslicher Gemeinschaft lebt, seit mindestens sechs Jahren ununter-
brochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet auf-
gehalten hat,

2. sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch-
land bekennt und über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und
der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt,

3. seinen Lebensunterhalt überwiegend durch Erwerbstätigkeit sichert oder bei der Be-
trachtung der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der familiären
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Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen Lebensunterhalt im Sinne von § 2
Absatz 3 sichern wird, wobei der Bezug von Wohngeld unschädlich ist,

4. über hinreichende mündliche Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A 2 des Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügt und

5. bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatsächlichen Schulbesuch nachweist.

Ein vorübergehender Bezug von Sozialleistungen ist für die Lebensunterhaltssicherung in
der Regel unschädlich bei

1. Studierenden an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule sowie Aus-
zubildenden in anerkannten Lehrberufen oder in staatlich geförderten Berufsvorberei-
tungsmaßnahmen,

2. Familien mit minderjährigen Kindern, die vorübergehend auf ergänzende Sozialleis-
tungen angewiesen sind,

3. Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, denen eine Arbeitsaufnahme nach
§ 10 Absatz 1 Nummer 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist
oder

4. Ausländern, die pflegebedürftige nahe Angehörige pflegen.

(2) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 ist zu versagen, wenn

1. der Ausländer die Aufenthaltsbeendigung durch vorsätzlich falsche Angaben, durch
Täuschung über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder Nichterfüllung zumutba-
rer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen
verhindert oder verzögert oder

2. ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 und
2 besteht, wobei Geldstrafen bis zu insgesamt 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Ta-
gessätzen wegen Straftaten, die nach diesem Gesetz oder dem Asylverfahrensge-
setz nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Betracht
bleiben.

(3) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 wird abgese-
hen, wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen
Krankheit oder Behinderung oder aus Altersgründen nicht erfüllen kann.

(4) Dem Ehegatten, dem Lebenspartner und minderjährigen ledigen Kindern, die mit
einem Begünstigten nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft leben, soll
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 bis 5 eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt werden. Die Absätze 2, 3 und 5 finden Anwendung. § 31 gilt
entsprechend.

(5) Die Aufenthaltserlaubnis wird abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 längstens für
zwei Jahre erteilt und verlängert. Sie kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2
erteilt werden und berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. § 25a bleibt un-
berührt.“

14. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Die Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 4a Satz 1 und Absatz 4b werden je-
weils für ein Jahr, Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 4a Satz 3 jeweils für zwei

Drucksache 642/14 -8-



Jahre erteilt und verlängert; in begründeten Einzelfällen ist eine längere Geltungs-
dauer zulässig.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Einem Ausländer, der seit drei Jahre eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 25 Absatz 1 oder 2 Satz 1 erste Alternative besitzt, ist eine Niederlassungser-
laubnis zu erteilen, es sei denn, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat
nach § 73 Absatz 2a des Asylverfahrensgesetzes mitgeteilt, dass die Vorausset-
zungen für den Widerruf oder die Rücknahme vorliegen. Einem Ausländer, der
seit drei Jahren eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4 besitzt, ist eine
Niederlassungserlaubnis zu erteilen, es sei denn, es liegen die Voraussetzungen
für eine Rücknahme vor.“

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „seit sieben Jahren“ und die Angabe „Nr. 2
bis 9“ gestrichen.

15. In § 28 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Ausweisungsgrund vorliegt“ durch die
Wörter „Ausweisungsinteresse besteht“ ersetzt.

16. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„Bei dem Ehegatten und dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers,
der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz 1 oder 2, eine
Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 3 oder nach Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative eine Niederlas-
sungserlaubnis nach § 26 Absatz 4 besitzt, kann von den Voraussetzungen des
§ 5 Absatz 1 Nummer 1 und des Absatzes 1 Nummer 2 abgesehen werden. In
den Fällen des Satzes 1 ist von diesen Voraussetzungen abzusehen, wenn

1. der im Zuge des Familiennachzugs erforderliche Antrag auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels innerhalb von drei Monaten nach unanfechtbarer Anerkennung
als Asylberechtigter oder unanfechtbarer Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft
oder subsidiären Schutzes oder nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 23 Absatz 4 gestellt wird und

2. die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft in einem Staat, der nicht
Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und zu dem der Ausländer oder seine
Familienangehörigen eine besondere Bindung haben, nicht möglich ist.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§§ 22, 23 Abs. 1 oder § 25 Absatz 2 Satz 1 zwei-
te Alternative oder Absatz 3“ durch die Wörter „§§ 22, 23 Absatz 1 oder Ab-
satz 2 oder § 25 Absatz 3 oder Absatz 4a Satz 1, § 25a Absatz 1 und § 25b
Absatz 1“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „§ 25 Abs. 4 bis 5, § 25a Absatz 1 und 2,“ durch
die Wörter „§ 25 Absatz 4, 4b und 5, § 25a Absatz 2, § 25b Absatz 4,“ ersetzt.

17. § 30 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. der Ausländer, der einen Aufenthaltstitel nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz 1 oder
2, § 26 Absatz 3 oder nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2
Satz 1 zweite Alternative eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 4 besitzt
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und die Ehe bereits bestand, als der Ausländer seinen Lebensmittelpunkt in das Bun-
desgebiet verlegt hat,“.

18. § 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz 1 oder
2, eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 3 oder nach Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative eine Niederlassungs-
erlaubnis nach § 26 Absatz 4 besitzt oder“.

19. § 35 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. ein auf dem persönlichen Verhalten des Ausländers beruhendes Ausweisungsin-
teresse besteht,“.

20. § 36 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Den Eltern eines minderjährigen Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz 1 oder 2, eine Niederlassungserlaubnis nach § 26
Absatz 3 oder nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1
zweite Alternative eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 4 besitzt, ist ab-
weichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 und § 29 Absatz 1 Nummer 2 eine Aufent-
haltserlaubnis zu erteilen, wenn sich kein personensorgeberechtiger Elternteil im
Bundesgebiet aufhält.“

21. In § 37 Absatz 3 Nummer 2 werden die Wörter „Ausweisungsgrund vorliegt“ durch die
Wörter „Ausweisungsinteresse besteht“ ersetzt.

22. In § 38a Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „drei Monate“ durch die Angabe „90 Ta-
ge“ ersetzt.

23. § 44 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

„c) aus humanitären Gründen nach § 25 Absatz 1 bis 2 oder Absatz 4a Satz 3 oder
§ 25b,“.

b) Der Nummer 2 werden die Wörter „oder Absatz 4“ angefügt.

24. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „und“ nach dem Wort „Urkunden“ durch ein Komma er-
setzt und werden nach dem Wort „Unterlagen“ die Wörter „und Datenträger“ einge-
fügt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „nach Satz 1“ gestrichen und nach dem Wort „Unter-
lagen“ die Wörter „oder Datenträger“ eingefügt.

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

„(3a) Die Auswertung von Datenträgern ist nur zulässig, soweit dies für die Fest-
stellung der Identität und Staatsangehörigkeit des Ausländers und für die Fest-
stellung und Geltendmachung einer Rückführungsmöglichkeit in einen anderen
Staat nach Maßgabe von Absatz 3 erforderlich ist und der Zweck der Maßnahme
nicht durch mildere Mittel erreicht werden kann. Liegen tatsächliche Anhaltspunk-
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te für die Annahme vor, dass durch die Auswertung von Datenträgern allein Er-
kenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erlangt würden, ist
die Maßnahme unzulässig. Der Ausländer hat die notwendigen Zugangsdaten für
eine zulässige Auswertung von Datenträgern zur Verfügung zu stellen. Die Da-
tenträger dürfen nur von einem Bediensteten ausgewertet werden, der die Befä-
higung zum Richteramt hat. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebens-
gestaltung, die durch die Auswertung von Datenträgern erlangt werden, dürfen
nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen.
Die Tatsache ihrer Erlangung und Löschung ist aktenkundig zu machen.“

25. Nach § 48 wird folgender § 48a eingefügt:

„§ 48a Erhebung von Zugangsdaten

(1) Soweit der Ausländer die notwendigen Zugangsdaten für die Auswertung
von Endgeräten, die er für telekommunikative Zwecke eingesetzt hat, nicht zur Ver-
fügung stellt, darf von demjenigen, der geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste
erbringt oder daran mitwirkt, Auskunft über die Daten, mittels derer der Zugriff auf
Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeräten oder hiervon
räumlich getrennt eingesetzt werden, geschützt wird (§ 113 Absatz 1 Satz 2 des Te-
lekommunikationsgesetzes), verlangt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzun-
gen für die Nutzung der Daten vorliegen.

(2) Der Ausländer ist von dem Auskunftsverlangen vorher in Kenntnis zu set-
zen.

(3) Auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 hat derjenige, der ge-
schäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, die zur Aus-
kunftserteilung erforderlichen Daten unverzüglich zu übermitteln. Für die Entschädi-
gung der Diensteanbieter ist § 23 Absatz 1 des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes entsprechend anzuwenden.“

26. In § 50 Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „Ein ausgewiesener, zurückgeschobener
oder abgeschobener Ausländer“ durch die Wörter „Ein Ausländer, gegen den ein Einreise-
und Aufenthaltsverbot nach § 11 besteht,“ ersetzt.

27. § 51 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 zweiter Halbsatz werden die Wörter „drei Monaten“ durch die Angabe
„90 Tagen“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter „Ausweisungsgrund nach § 54
Nr. 5 bis 7 oder § 55 Abs. 2 Nr. 8 bis 11 vorliegt“ durch die Wörter „Ausweisungsin-
teresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 oder Absatz 2 Nummer 5 bis 7 be-
steht“ ersetzt.

c) Dem Absatz 10 wird folgender Satz angefügt:

„Gleiches gilt für die Niederlassungserlaubnis eines Ausländers, der sich mindes-
tens 15 Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat sowie die Niederlas-
sungserlaubnis eines mit ihm in ehelicher Lebensgemeinschaft lebenden Ehegat-
ten, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben.“

28. § 52 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 wird das Komma am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt.
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b) Die Nummer 3 wird aufgehoben.

c) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3.

29. Die §§ 53 bis 56 werden wie folgt gefasst:

„§ 53 Ausweisung

(1) Ein Ausländer, dessen Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die
freiheitliche demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der
Bundesrepublik Deutschland gefährdet, wird ausgewiesen, wenn die unter Berück-
sichtigung aller Umstände des Einzelfalles vorzunehmende Abwägung der Interessen
an der Ausreise mit den Interessen an einem weiteren Verbleib des Ausländers im
Bundesgebiet ergibt, dass das öffentliche Interesse an der Ausreise überwiegt.

(2) Bei der Abwägung nach Absatz 1 sind nach den Umständen des Einzelfalles
insbesondere die Dauer seines Aufenthalts, seine persönlichen, wirtschaftlichen und
sonstigen Bindungen im Bundesgebiet und im Herkunftsstaat oder in einem anderen
zur Aufnahme bereiten Staat sowie die Folgen der Ausweisung für Familienangehöri-
ge und Lebenspartner zu berücksichtigen.

(3) Ein Ausländer, der als Asylberechtigter anerkannt ist, der im Bundesgebiet die
Rechtsstellung eines ausländischen Flüchtlings genießt, der einen von einer Behörde
der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Reiseausweis nach dem Abkommen
vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II Seite 559)
besitzt, dem nach dem Assoziationsabkommen EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht zu-
steht oder der eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt, darf nur ausgewie-
sen werden, wenn das persönliche Verhalten des Betroffenen gegenwärtig eine
schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, die ein
Grundinteresse der Gesellschaft berührt und die Ausweisung für die Wahrung dieses
Interesses unerlässlich ist.

§ 54 Ausweisungsinteresse

(1) Das Ausweisungsinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt besonders
schwer, wenn der Ausländer

1. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Frei-
heits- oder Jugendstrafe von mehr als zwei Jahren verurteilt worden ist oder bei
der letzten rechtskräftigen Verurteilung Sicherungsverwahrung angeordnet wor-
den ist,

2. die freiheitliche demokratische Grundordnung oder die Sicherheit der Bundesre-
publik gefährdet; hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen die Schlussfolgerung
rechtfertigen, dass er einer Vereinigung angehört oder angehört hat, die den Ter-
rorismus unterstützt oder er eine derartige Vereinigung unterstützt oder unter-
stützt hat oder er eine in § 89a Absatz 1 des Strafgesetzbuchs bezeichnete
schwere staatsgefährdende Gewalttat nach § 89a Absatz 2 des Strafgesetzbuchs
vorbereitet oder vorbereitet hat, es sei denn, der Ausländer nimmt erkennbar und
glaubhaft von seinem sicherheitsgefährdenden Handeln Abstand,

3. zu den Leitern eines Vereins gehörte, der unanfechtbar verboten wurde, weil sei-
ne Zwecke oder seine Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder er sich
gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder den Gedanken der Völkerverstän-
digung richtet,
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4. sich zur Verfolgung politischer oder religiöser Ziele an Gewalttätigkeiten beteiligt
oder öffentlich zur Gewaltanwendung aufruft oder mit Gewaltanwendung droht
oder

5. zu Hass gegen Teile der Bevölkerung aufruft; hiervon ist auszugehen, wenn er
auf ein Kind oder einen Jugendlichen gezielt und andauernd einwirkt, um Hass
auf Angehörige bestimmter ethnischer Gruppen oder Religionen zu erzeugen o-
der zu verstärken oder öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten
von Schriften in einer Weise, die geeignet ist, die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung zu stören

a) gegen Teile der Bevölkerung zu Willkürmaßnahmen aufstachelt,

b) Teile der Bevölkerung böswillig verächtlich macht und dadurch die Menschen-
würde anderer angreift oder

c) Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit, ein Kriegsverbre-
chen oder terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafür
wirbt,

es sei denn, der Ausländer nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem Handeln
Abstand.

(2) Das Ausweisungsinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt schwer, wenn
der Ausländer

1. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt worden ist,

2. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Ju-
gendstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt und die Vollstreckung der Strafe
nicht zur Bewährung ausgesetzt worden ist,

3. als Täter oder Teilnehmer den Tatbestand des § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Betäubungsmittelgesetzes verwirklicht oder dies versucht,

4. Heroin, Kokain oder ein vergleichbar gefährliches Betäubungsmittel verbraucht
und nicht zu einer erforderlichen seiner Rehabilitation dienenden Behandlung be-
reit ist oder sich ihr entzieht,

5. eine andere Person in verwerflicher Weise, insbesondere unter Anwendung oder
Androhung von Gewalt, davon abhält, am wirtschaftlichen, kulturellen oder ge-
sellschaftlichen Leben in der Bundesrepublik Deutschland teilzuhaben,

6. eine andere Person zur Eingehung der Ehe nötigt oder dies versucht,

7. in einer Befragung, die der Klärung von Bedenken gegen die Einreise oder den
weiteren Aufenthalt dient, der deutschen Auslandsvertretung oder der Auslän-
derbehörde gegenüber frühere Aufenthalte in Deutschland oder anderen Staaten
verheimlicht oder in wesentlichen Punkten vorsätzlich keine, falsche oder unvoll-
ständige Angaben über Verbindungen zu Personen oder Organisationen macht,
die der Unterstützung des Terrorismus oder der Gefährdung der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung oder der Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land verdächtig sind; die Ausweisung auf dieser Grundlage ist nur zulässig, wenn
der Ausländer vor der Befragung ausdrücklich auf den sicherheitsrechtlichen
Zweck der Befragung und die Rechtsfolgen verweigerter, falscher oder unvoll-
ständiger Angaben hingewiesen wurde,

Drucksache 642/14-13-



8. in einem Verwaltungsverfahren, das von Behörden eines Schengen-Staates
durchgeführt wurde, im In- oder Ausland

a) falsche oder unvollständige Angaben zur Erlangung eines deutschen Auf-
enthaltstitels, eines Schengen-Visums, eines Flughafentransitvisums, eines
Passersatzes, der Zulassung einer Ausnahme von der Passpflicht oder der
Aussetzung der Abschiebung gemacht hat oder

b) trotz bestehender Rechtspflicht nicht an Maßnahmen der für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes oder des Schengener Durchführungsübereinkommens
zuständigen Behörden mitgewirkt hat, soweit der Ausländer zuvor auf die
Rechtsfolgen solcher Handlungen hingewiesen wurde oder

9. einen nicht nur vereinzelten oder geringfügigen Verstoß gegen Rechtsvorschrif-
ten oder gerichtliche oder behördliche Entscheidungen oder Verfügungen began-
gen oder außerhalb des Bundesgebiets eine Handlung begangen hat, die im
Bundesgebiet als vorsätzliche schwere Straftat anzusehen ist.

§ 55

Bleibeinteresse

(1) Das Bleibeinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt besonders schwer,
wenn der Ausländer

1. eine Niederlassungserlaubnis besitzt und sich seit mindestens fünf Jahren
rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat,

2. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bundesgebiet geboren oder als Minder-
jähriger in das Bundesgebiet eingereist ist und sich seit mindestens fünf Jahren
rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat,

3. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, sich seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig im
Bundesgebiet aufgehalten hat und mit einem der in den Nummern 1 und 2 be-
zeichneten Ausländer in ehelicher oder lebenspartnerschaftlicher Lebensgemein-
schaft lebt,

4. mit einem deutschen Familienangehörigen oder Lebenspartner in familiärer oder
lebenspartnerschaftlicher Lebensgemeinschaft lebt, sein Personensorgerecht für
einen minderjährigen ledigen Deutschen oder mit diesem sein Umgangsrecht
ausübt,

5. die Rechtstellung eines subsidiär Schutzberechtigten im Sinne des § 4 Absatz 1
des Asylverfahrensgesetzes genießt oder einen Asylantrag gestellt hat und das
Asylverfahren nicht unanfechtbar ohne Anerkennung als Asylberechtigter oder
ohne die Zuerkennung internationalen Schutzes (§ 1 Absatz 1 Nummer 2 des
Asylverfahrensgesetzes) abgeschlossen wird, es sei denn, eine nach den Vor-
schriften des Asylverfahrensgesetzes erlassene Abschiebungsandrohung ist voll-
ziehbar geworden oder

6. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, § 24, § 25 Absatz 4a Satz 3 oder
§ 29 Absatz 2 oder 4 besitzt.

(2) Das Bleibeinteresse im Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt insbesondere schwer,
wenn
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1. der Ausländer minderjährig ist und eine Aufenthaltserlaubnis besitzt,

2. der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich seit mindestens fünf
Jahren im Bundesgebiet aufhält,

3. der Ausländer sein Personensorgerecht für einen im Bundesgebiet rechtmäßig
sich aufhaltenden ledigen Minderjährigen oder mit diesem sein Umgangsrecht
ausübt,

4. der Ausländer minderjährig ist und sich die Eltern oder ein personensorgeberech-
tigter Elternteil rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten,

5. die Belange oder das Wohl eines Kindes zu berücksichtigen sind oder

6. der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 1 besitzt.

(3) Aufenthalte auf der Grundlage von § 81 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz
1 werden als rechtmäßiger Aufenthalt im Sinne von Absatz 1 und 2 nur berück-
sichtigt, wenn dem Antrag auf Erteilung oder Verlängerung des Aufenthaltstitels
entsprochen wurde.

§ 56

Überwachung ausgewiesener Ausländer aus Gründen der inneren
Sicherheit

(1) Ein Ausländer, gegen den eine Ausweisungsverfügung aufgrund eines Aus-
weisungsinteresses nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 oder eine Abschiebungsan-
ordnung nach § 58a besteht, unterliegt der Verpflichtung, sich mindestens einmal wö-
chentlich bei der für seinen Aufenthaltsort zuständigen polizeilichen Dienststelle zu
melden, soweit die Ausländerbehörde nichts anderes bestimmt. Ist ein Ausländer auf
Grund anderer als der in Satz 1 genannten Ausweisungsinteressen vollziehbar aus-
reisepflichtig, kann eine Satz 1 entsprechende Meldepflicht angeordnet werden, wenn
dies zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich
ist.

(2) Sein Aufenthalt ist auf den Bezirk der Ausländerbehörde beschränkt, soweit
die Ausländerbehörde keine abweichenden Festlegungen trifft.

(3) Er kann verpflichtet werden, in einem anderen Wohnort oder in bestimmten
Unterkünften auch außerhalb des Bezirks der Ausländerbehörde zu wohnen, wenn
dies geboten erscheint, um die Fortführung von Bestrebungen, die zur Ausweisung
geführt haben, zu erschweren oder zu unterbinden und die Einhaltung vereinsrechtli-
cher oder sonstiger gesetzlicher Auflagen und Verpflichtungen besser überwachen zu
können.

(4) Um die Fortführung von Bestrebungen, die zur Ausweisung nach § 54 Ab-
satz 1 Nummer 2 bis 5 oder zu einer Abschiebungsanordnung nach § 58a geführt
haben, zu erschweren oder zu unterbinden, kann der Ausländer auch verpflichtet
werden, zu bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe keinen
Kontakt aufzunehmen, mit ihnen nicht zu verkehren, sie nicht zu beschäftigen, aus-
zubilden oder zu beherbergen und bestimmte Kommunikationsmittel oder Dienste
nicht zu nutzen, soweit ihm Kommunikationsmittel verbleiben und die Beschränkun-
gen notwendig sind, um eine erhebliche Gefahr für die innere Sicherheit oder für Leib
und Leben Dritter abzuwehren.
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(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 ruhen, wenn sich der Aus-
länder in Haft befindet. Eine Anordnung nach den Absätzen 3 und 4 ist sofort voll-
ziehbar.“

30. § 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 6 wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Wenn die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht oder der Abschiebungsandrohung
entfällt, wird die Ausreisefrist unterbrochen und beginnt nach Wiedereintritt der
Vollziehbarkeit erneut zu laufen. Einer erneuten Fristsetzung bedarf es nicht.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Abschiebungsverboten“ die Wörter
„und Gründen für die vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“ eingefügt.

31. § 62 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert

aa) Satz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. im Einzelfall Gründe vorliegen, die auf den in § 2 Absatz 14 festgelegten
Anhaltspunkten beruhen und deshalb der begründete Verdacht besteht,
dass er sich der Abschiebung durch Flucht entziehen will (Fluchtgefahr).“

bb) Die Sätze 2 und 5 werden aufgehoben.

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt:

„(4a) Ist die Abschiebung gescheitert, bleibt die Anordnung bis zum Ablauf der
Anordnungsfrist unberührt, sofern die Voraussetzungen für die Haftanordnung
unverändert fortbestehen.“

32. § 62a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „im Land“ durch die Wörter „im Bundesge-
biet“ ersetzt und werden die Wörter „in diesem Land“ gestrichen.

b) In Absatz 2 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und werden nach dem
Wort „Konsularbehörden“ die Wörter „und einschlägig tätigen Hilfs- und Unterstüt-
zungsorganisationen“ eingefügt.

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Der Situation schutzbedürftiger Personen ist besondere Aufmerksamkeit zu
widmen.“

d) In Absatz 4 werden die Wörter „auf deren Wunsch hin“ gestrichen.

33. Nach § 62a wird folgender § 62b eingefügt:

„§ 62b Ausreisegewahrsam

(1) Unabhängig von den Voraussetzungen der Sicherungshaft nach § 62 Absatz
3 kann ein Ausländer zur Sicherung der Durchführbarkeit der Abschiebung auf
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richterliche Anordnung für die Dauer von längstens vier Tagen in Gewahrsam
genommen werden, wenn

1. die Ausreisefrist abgelaufen ist, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldet an
der Ausreise gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht erheb-
lich und

2. der Ausländer ein Verhalten gezeigt hat, das erwarten lässt, dass er die Abschie-
bung erschweren oder vereiteln wird, indem er fortgesetzt seine gesetzlichen
Mitwirkungspflichten verletzt hat oder über seine Identität oder Staatsangehörig-
keit getäuscht hat (Ausreisegewahrsam).

Von der Anordnung des Ausreisegewahrsams ist abzusehen, wenn der Auslän-
der glaubhaft macht oder wenn offensichtlich ist, dass er sich der Abschiebung
nicht entziehen will. Der Ausreisegewahrsam ist unzulässig, wenn feststeht, dass
die Abschiebung nicht innerhalb der Anordnungsfrist nach Satz 1 durchgeführt
werden kann.

(2) Der Ausreisegewahrsam wird im Transitbereich eines Flughafens oder in ei-
ner Unterkunft vollzogen, von wo aus die Ausreise des Ausländers möglich ist.

(3) § 62 Absatz 1 und 4a und § 62a finden entsprechend Anwendung.“

34. Dem § 71 Absatz 3 Nummer 1 werden folgende Wörter angefügt:

„einschließlich der Überstellung von Drittstaatsangehörigen auf Grundlage der VO (EU)
Nr. 604/2013, wenn der Ausländer von der Grenzbehörde im grenznahen Raum in unmit-
telbarem zeitlichen Zusammenhang mit einer unerlaubten Einreise angetroffen wird,“.

35. In § 72 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 11 Abs. 1 Satz 3“ durch die Wörter
„§ 11 Absatz 2 Satz 1“ ersetzt.

36. Nach § 73a werden die folgenden §§ 73b und 73c eingefügt:

„§ 73b

Überprüfung der Zuverlässigkeit von im Visumverfahren tätigen
Personen und Organisationen

(1) Das Auswärtige Amt überprüft die Zuverlässigkeit von Personen auf Sicher-
heitsbedenken, denen im Visumverfahren die Erfüllung einer oder mehrerer Aufga-
ben, insbesondere die Erfassung der biometrischen Identifikatoren, anvertraut sind
oder werden sollen und die nicht entsandte Angehörige des Auswärtigen Dienstes
sind (Betroffene). Anlassbezogen und in regelmäßigen Abständen unterzieht das
Auswärtige Amt die Zuverlässigkeit des in Satz 1 genannten Personenkreises einer
Wiederholungsprüfung. Die Überprüfung der Zuverlässigkeit erfolgt nach vorheriger
schriftlicher Zustimmung des Betroffenen.

(2) Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit erhebt die deutsche Auslandsvertretung
Namen, Vornamen, Geburtsnamen und sonstigen Namen, Geschlecht, Geburtsda-
tum und -ort, Staatsangehörigkeit, Wohnsitz und Angaben zum Identitätsdokument
(insbesondere Art und Nummer) des Betroffenen und übermittelt sie über das Aus-
wärtige Amt zur Prüfung von Sicherheitsbedenken an die Polizeivollzugs- und Ver-
fassungsschutzbehörden des Bundes, den Bundesnachrichtendienst, den Militäri-
schen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt und das Zollkriminalamt. Die in Satz 1
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genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste teilen dem Auswärtigen Amt
unverzüglich mit, ob Sicherheitsbedenken vorliegen.

(3) Die in Absatz 2 genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste dür-
fen die übermittelten Daten nach den für sie geltenden Gesetzen für andere Zwecke
verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist.
Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen bleiben unberührt.

(4) Ohne eine abgeschlossene Zuverlässigkeitsüberprüfung, bei der keine Er-
kenntnisse über eine mögliche Unzuverlässigkeit zutage treten, darf der Betroffene
seine Tätigkeit im Visumverfahren nicht aufnehmen.

(5) Ist der Betroffene für eine juristische Person, insbesondere einen externen
Dienstleistungserbringer tätig, überprüft das Auswärtige Amt auch die Zuverlässigkeit
der juristischen Person anhand Firma, Bezeichnung, Handelsregistereintrag der juris-
tischen Person nebst vollständiger Anschrift (lokale Niederlassung und Hauptsitz).
Das Auswärtige Amt überprüft auch die Zuverlässigkeit des Inhabers und der Ge-
schäftsführer der juristischen Person in dem für die Zusammenarbeit vorgesehenen
Land. Absatz 1 Satz 2 und 3 und die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend.

§ 73c

Zusammenarbeit mit externen Dienstleistungserbringern

Die deutschen Auslandsvertretungen können im Verfahren zur Beantragung nati-
onaler Visa nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 mit einem externen Dienstleistungs-
erbringer entsprechend Artikel 43 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 zusam-
menarbeiten.“

37. § 75 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 8 wird nach der Angabe „§ 23 Abs. 2“ die Angabe „und 4“ eingefügt.

b) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

c) Folgende Nummer 12 wird angefügt:

„12. die Anordnung und Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11
Absatz 7.“

38. § 77 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 7 wird die Angabe „54a“ durch die Angabe „56“ ersetzt.

bb) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

„9. die Entscheidung über die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots
nach § 11 Absatz 6 oder 7 und über die Befristung eines Einreise- und Aufent-
haltsverbots nach § 11.“

b) § 77 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
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„Dem Ausländer ist auf Antrag eine Übersetzung der Entscheidungsformel des
Verwaltungsaktes, mit dem der Aufenthaltstitel versagt oder mit dem der Aufent-
haltstitel zum Erlöschen gebracht oder mit dem eine Befristungsentscheidung
nach § 11 getroffen wird und der Rechtsbehelfsbelehrung kostenfrei in einer
Sprache zur Verfügung zu stellen, die der Ausländer versteht oder bei der ver-
nünftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass er sie versteht.“

bb) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:

„In den Fällen des Satzes 4 erhält der Ausländer ein Standardformular mit
Erläuterungen, die in mindestens fünf der am häufigsten verwendeten oder ver-
standenen Sprachen bereitgehalten werden.“

39. Dem § 83 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Gegen die Anordnung und Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsver-
bots durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge findet kein Widerspruch
statt.“

40. § 84 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 5 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma ersetzt.

b) Der Nummer 6 wird ein Komma angefügt.

c) Nach Nummer 6 werden die folgenden Nummern 7 und 8 eingefügt:

„7. die Befristung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 sowie

8. die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 6“.

d) Es wird folgender Satz angefügt:

„Die Klage gegen die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11
Absatz 7 hat keine aufschiebende Wirkung.“

41. § 95 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 6a wird jeweils die Angabe „§ 54a“ durch die Angabe „§ 56“
ersetzt und werden nach den Wörtern „bestimmte Kommunikationsmittel nutzt“ die
Wörter „oder bestimmte Kontaktverbote nicht beachtet“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort „beschaffen“ die Wörter „oder das
Erlöschen oder die nachträgliche Beschränkung des Aufenthaltstitels oder der
Duldung abzuwenden“ eingefügt.

42. In § 98 Absatz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort „Unterlage“ die Wörter „oder ei-
nen dort genannten Datenträger“ eingefügt.

43. § 104 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Auch für Ausländer, die bis zum Ablauf des … [einsetzen: Datum der
Verkündung dieses Gesetzes] im Rahmen des Programms zur dauerhaften Neu-
ansiedlung von Schutzsuchenden einen Aufenthaltstitel nach § 23 Absatz 2 er-
halten haben, sind die Regelungen über den Familiennachzug, das Bleibeinte-
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resse, die Teilnahme an Integrationskursen und die Aufenthaltsverfestigung auf-
grund des § 23 Absatz 4 entsprechend anzuwenden.“

b) Folgende Absätze 10 und 11 werden angefügt:

„(10) Für Betroffene nach § 73b Absatz 1, die als nicht entsandte Mitarbeiter
des Auswärtigen Amtes in einer Auslandsvertretung tätig sind, findet § 73b Ab-
satz 4 ab dem… [einsetzen: Datum des ersten Tages des siebten auf das Inkraft-
treten dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats] Anwendung.

(11) Für Ausländer, denen zwischen dem 1. Januar 2011 und dem … [ein-
setzen: Datum der Verkündung dieses Gesetzes] subsidiärer Schutz nach der
Richtlinie 2011/95/EU oder der Richtlinie 2004/38/EG unanfechtbar zuerkannt
wurde, beginnt die Frist nach § 29 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 mit Inkrafttreten
dieses Gesetzes zu laufen.“

44. In § 105a wird die Angabe „§ 5 Abs. 3 Satz 3,“ gestrichen und die Angabe „§ 72 Abs.
1 bis 4“ durch die Wörter „§ 72 Absatz 1, 2 und 4“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987
(BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 23. April 2014
(BGBl. I S. 410) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 154b Absatz 3 wird das Wort „ausgewiesen“ durch die Wörter „abgeschoben, zu-
rückgeschoben oder zurückgewiesen“ ersetzt.

2. § 456a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „ausgewiesen“ durch die Wörter „abgeschoben, zurück-
geschoben oder zurückgewiesen“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ausgelieferte, der Überstellte oder der Ausge-
wiesene“ durch das Wort „Verurteilte“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Ausgelieferte, Überstellte oder Ausgewiesene“
durch das Wort „Verurteilte“ ersetzt.

3. In § 458 Absatz 2 werden die Wörter „oder Ausgewiesenen“ durch die Wörter „, Ab-
geschobenen, Zurückgeschobenen oder Zurückgewiesenen“ ersetzt.
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Artikel 3

Gesetz zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der Euro-
päischen Union

Artikel 6 Absatz 2 des Gesetzes zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der
Europäischen Union vom 1. Juni 2012 (BGBl. I S. 1224) wird aufgehoben.

Artikel 4

Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU

Dem § 4a Absatz 1 des Freizügigkeitsgesetzes/EU vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S.
1950, 1986), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 17. Juni 2013 (BGBl. I S.
1555) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:

„§ 3 Absatz 1 und 2 ist für Personen nach Satz 2 nicht anzuwenden; insoweit sind die
Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes zum Familiennachzug zu Inhabern eines Dau-
eraufenthaltsrechts - EU entsprechend anzuwenden.“

Artikel 5

Änderung der Beschäftigungsverordnung

Die Beschäftigungsverordnung vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1499), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 6. November 2014 (BGBl. I S. 1683) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Betriebliche Aus- und Weiterbildung; Anerkennung ausländischer Berufsquali-
fikationen“

b) Dem Wortlaut werden die folgende Absätze 1 und 2 vorangestellt:

„(1) Die Zustimmung kann für die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 17 Absatz 1
des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden.

(2) Die Zustimmung kann für die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 17a Absatz 1
Satz 3, Absätze 3 und 5 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden. Sie wird im Fall des
§ 17a Absatz 1 Satz 3 ohne Vorrangprüfung erteilt. Im Fall des § 17a Absatz 3 wird
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die Zustimmung hinsichtlich der während der Bildungsmaßnahme ausgeübten Be-
schäftigung ohne Vorrangprüfung erteilt.“

c) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 3.

2. In § 14 Absatz 2 werden die Wörter „drei Monaten“ durch die Angabe „90 Tagen“ er-
setzt.

3. In § 16 werden im Satzteil nach Nummer 3 die Wörter „drei Monate innerhalb eines
Zeitraums von zwölf Monaten“ durch die Wörter „90 Tage innerhalb eines Zeitraums
von 180 Tagen“ ersetzt.

4. In § 17 werden die Wörter „drei Monate“ durch die Angabe „90 Tage“ ersetzt.

5. In § 18 Nummer 2 werden die Wörter „drei Monate“ durch die Angabe „90 Tage“ er-
setzt.

6. In § 19 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 werden im Satzteil vor Nummer 1 jeweils
die Wörter „drei Monate“ durch die Angabe „90 Tage“ ersetzt.

7. In § 20 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b werden die Wörter „drei Monaten“
durch die Angabe „90 Tagen“ ersetzt.

8. In § 22 Nummer 1, 2, 6 und 7 werden jeweils die Wörter „drei Monate“ durch die An-
gabe „90 Tage“ ersetzt.

9. In § 25 Nummer 2 werden die Wörter „drei Monate“ durch die Angabe „90 Tage“ er-
setzt.

10. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird nach der Angabe „§ 3“ die Angabe „und § 16“ eingefügt und
werden die Wörter „sechs Monate innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten“
durch die Wörter „90 Tage innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen“ ersetzt.

b) In Nummer 2 werden die Wörter „§§ 5, 14, 15, 16 bis 18, 19 Absatz 1“ durch die
Angabe „§§ 5, 14, 15, 17, 18, 19 Absatz 1“ und die Wörter „drei Monate“ durch die
Angabe „90 Tage“ ersetzt.

c) In Nummer 3 werden die Wörter „drei Monate“ durch die Angabe „90 Tage“ er-
setzt.

11. In § 34 Absatz 3 wird im Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 17“ durch die An-
gabe „§ 17 Absatz 1 und § 17a Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung des Entwurfs

Der Gesetzentwurf dient maßgeblich der Reform des Bleiberechts sowie des Auswei-
sungs- und Abschiebungsrechts. Dabei zielt der Gesetzentwurf einerseits darauf ab, die
Rechtsstellung derjenigen zu stärken, die auch ohne rechtmäßigen Aufenthalt anerken-
nenswerte Integrationsleistungen erbracht haben oder die schutzbedürftig sind. Anderer-
seits ist der Gesetzentwurf durch diverse gesetzliche Änderungen auch darauf ausgerich-
tet, verstärkt den Aufenthalt von Personen, denen unter keinem Gesichtspunkt ein Auf-
enthaltsrecht in der Bundesrepublik Deutschland zusteht, wieder zu beenden und deren
vollziehbare Ausreisepflicht, ggf. auch zwangsweise, durchzusetzen.

Es wird eine stichtagsunabhängige Bleiberechtsregelung eingeführt. Das geltende Recht
sieht die Duldung für ausreisepflichtige Ausländer vor, deren Abschiebung aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und denen keine Aufenthaltserlaubnis erteilt
wird (§ 60a Absatz 2 Satz 1). Die Duldung lässt die Ausreisepflicht unberührt (§ 60a Ab-
satz 3) und ist zu widerrufen, wenn die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe ent-
fallen (§ 60a Absatz 5 Satz 2). Die aufenthaltsrechtliche Situation kann derzeit allerdings
in vielen Fällen weder durch eine zwangsweise Aufenthaltsbeendigung noch durch die
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis verändert werden.

So sind sowohl die IMK-Bleiberechtsregelungen als auch die gesetzlichen Altfallregelun-
gen der §§ 104a und 104b stichtagsgebunden. Hingegen sieht das Aufenthaltsgesetz
bislang neben den auf einen eng begrenzten Personenkreis zugeschnittenen Vorschriften
der §§ 18a, 25a keine allgemeine stichtagsunabhängige Regelung vor, um nachhaltige
Integrationsleistungen, die trotz des fehlenden rechtmäßigen Aufenthaltes erbracht wur-
den, durch Erteilung eines gesicherten Aufenthaltsstatus zu honorieren.

Diese gesetzliche Lücke im geltenden Aufenthaltsrecht ist durch eine alters- und stich-
tagsunabhängige Bleiberechtsregelung im Aufenthaltsgesetz - § 25b „Aufenthaltsgewäh-
rung bei nachhaltiger Integration“ - zu schließen.

Darüber hinaus sind die bisherigen, eng gefassten Erteilungsvoraussetzungen in § 25a
Absatz 1 Satz 1 von verzichtbaren Hemmnissen zu bereinigen.

Das Ausweisungsrecht wird grundlegend neu geordnet. An die Stelle des bisherigen drei-
stufigen Ausweisungsrechts tritt die Ausweisung als Ergebnis einer unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalles durchgeführten Abwägung von Bleibe- und Auswei-
sungsinteressen. Die Modifikationen, die das Ausweisungsrecht durch die höchstrichterli-
che Rechtsprechung zu den Vorgaben höherrangigen Rechts, insbesondere des Rechts
auf Achtung des Privat- und Familienlebens nach Artikel 8 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK), erfahren hat, werden im Rahmen des Bleibeinteresses berück-
sichtigt. Auf diese Weise werden Rechtsunsicherheiten beseitigt. Die Abwägung auf der
Tatbestandsseite im Rahmen der Ausweisungsentscheidung ist gerichtlich voll überprüf-
bar und führt mithin ebenfalls schneller zu Rechtssicherheit.

Innerhalb der Wertungen des Ausweisungsinteresses bringt der Gesetzentwurf stärker als
bisher zum Ausdruck, dass die Bekämpfung von extremistischen und terrorismusrelevan-
ten Strömungen auch mit den Mitteln des Ausländerrechts erfolgen kann.

Zudem erfolgt eine Änderung der Regelungen zur Überwachung von Ausländern, die auf-
grund von einigen besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteressen ausgewiesen
worden sind oder gegen die eine Abschiebungsanordnung ergangen ist. So wird das bis-
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lang in § 54a Absatz 4 geregelte Kommunikationsmittelverbot um ein Kontaktverbot er-
gänzt. Zudem können Überwachungsmaßnahmen in bestimmten Fällen bereits während
der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen gegen die Ausweisung angeordnet
werden.

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf verschiedene Rechtsänderungen vor, durch die
der Vollzug aufenthaltsrechtlicher Entscheidungen bei Ausländern, denen unter keinem
Gesichtspunkt ein Aufenthaltsrecht zusteht, verbessert und möglichst beschleunigt wer-
den soll, indem Verfahrensabläufe erleichtert und bestehende Rechtsunsicherheiten be-
seitigt werden. Diese für die ausländerbehördliche Praxis wichtigen Änderungen umfas-
sen insbesondere:

– eine Anpassung der Regelung zur Identitätsklärung an die technischen Entwicklun-
gen, indem unter engen Voraussetzungen die Möglichkeit geschaffen wird, Datenträ-
ger eines Ausländers auszulesen. In diesem Zusammenhang wird auch eine Rechts-
grundlage für die Abfrage von notwendigen Zugangsdaten bei Telekommunikations-
dienstleister im Gesetz verankert,

– die gesetzliche Festlegung von objektiven Kriterien, die zu der Annahme Anlass ge-
ben können, dass sich der Ausländer einer Abschiebung bzw. Überstellung möglich-
erweise durch Flucht entziehen könnte,

– die Neuregelung eines sog. Ausreisegewahrsams von wenigen Tagen anstelle der
sog. „Kleinen Sicherungshaft“, wenn der Termin der Abschiebung konkret bevorsteht,

– eine Klarstellung, dass die Haftanordnung auch bei einem Scheitern der Abschiebung
bis zum Ablauf der Anordnungsfrist unberührt bleibt, sofern die Voraussetzungen für
die Anordnung weiterhin vorliegen.

Im Gesetzentwurf werden außerdem die Regelungen zum Einreise- und Aufenthaltsverbot
in § 11 an die Hinweise der höchstrichterlichen Rechtsprechung angepasst und zugleich
grundlegend überarbeitet. Die Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots erfolgt
künftig von Amts wegen. Auch die Möglichkeit, ein Einreise- und Aufenthaltsverbot unab-
hängig von der Ausreise des Ausländers zur Wahrung seiner schutzwürdigen Belange
oder weil es der Zweck des Einreise- und Aufenthaltsverbots nicht mehr erfordert, zu ver-
kürzen oder aufzuheben, wird in § 11 verankert. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot soll
zur Wahrung schutzwürdiger Belange des betroffenen Ausländers oder soweit es der
Zweck des Einreise- und Aufenthaltsverbots nicht mehr erfordert (vgl. § 11 Absatz 4 Satz
1) insbesondere dann aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung
eines Aufenthaltstitels aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen nach
dem 5. Abschnitt im zweiten Kapitel des Aufenthaltsgesetzes gegeben sind. Für den Fall,
dass die Ausreisefrist erheblich und vom Ausländer verschuldet überschritten wird, kann
künftig ein Einreise- und Aufenthaltsverbot angeordnet werden. Gleiches gilt, wenn ein
Asylantrag eines Staatsangehörigen aus einem sicheren Herkunftsstaat bestandskräftig
nach § 29a Absatz 1 des Asylverfahrensgesetzes als offensichtlich unbegründet abge-
lehnt worden ist oder ein Folge- oder Zweitantrag bestandskräftig wiederholt nicht zur
Durchführung eines weiteren Asylverfahrens geführt hat.

Daneben wird für das erfolgreiche deutsche Programm zur Neuansiedlung von Schutzsu-
chenden (Resettlement-Programm) nach dem Abschluss seiner Pilotphase eine eigen-
ständige Rechtsgrundlage in § 23 Absatz 4 geschaffen. Dies entspricht auch einem Be-
schluss der Herbstkonferenz der Innenminister und -senatoren der Länder aus dem Jahr
2013. Damit wird zukünftig besonders schutzbedürftigen sog. Resettlement-Flüchtlingen
in Deutschland eine dauerhafte Lebensperspektive geboten. Da Resettlement künftig ein
fest institutionalisiertes Programm zur dauerhaften Neuansiedlung von Schutzsuchenden
in Deutschland sein wird, soll eine speziell auf diese Form der Zuwanderung aus humani-
tären Gründen zugeschnittene Regelung die Voraussetzungen und Folgen sowie Privile-
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gierungen – in Angleichung an die Rechte von Asylberechtigten und anerkannten Flücht-
lingen unter anderem beim Familiennachzug - normieren.

Im Bereich des Aufenthalts aus humanitären Gründen wird zudem eine deutliche Verbes-
serung des Aufenthaltsrechts für die Opfer von Menschenhandel realisiert.

Auch wird die Rechtsstellung von subsidiär Geschützten an die von Asylberechtigten und
anerkannten Flüchtlingen weiter angeglichen.

Zur weiteren Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Durchführung des Visumverfahrens
wird es als erforderlich erachtet, eine Überprüfung von im Visumverfahren tätigen, nicht
dem Auswärtigen Amt angehörenden Personen und juristischen Personen unter Zuhilfe-
nahme der Informationen und Erkenntnisse der deutschen Sicherheitsbehörden durchzu-
führen, um deren Zuverlässigkeit überprüfen zu können. Die Möglichkeit der Einbindung
von externen Dienstleistern in das Visumverfahren wird zudem auf bestimmte Bereiche
der nationalen Visaerteilung ausgedehnt.

Schließlich sind Änderungen im nationalen Recht erforderlich, um die Berechnungsweise
eines Kurzzeitaufenthaltes im nationalen Recht an die neuen schengenrechtlichen Rege-
lungen anzupassen.

II. Gesetzgebungskompetenz

Für die Änderung des Aufenthaltsgesetzes (Artikel 1), des Gesetzes zur Umsetzung der
Hochqualifizierten-Richtlinie der Europäischen Union (Artikel 3), des Freizügigkeitsgeset-
zes/EU (Artikel 4) und der Beschäftigungsverordnung (Artikel 5) folgt die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 4 des Grundgesetzes (Aufent-
halts- und Niederlassungsrecht der Ausländer) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 des
Grundgesetzes.

Für die Änderung der Strafprozessordnung (Artikel 2) ergibt sich die Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (gerichtliche
Verfahren).

Für das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer steht dem Bund das Ge-
setzgebungsrecht zu, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse
im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli-
chen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2
GG). Ohne eine bundeseinheitliche Regelung der von dem vorliegenden Gesetzentwurf
betroffenen Sachverhalte wären erhebliche Beeinträchtigungen des länderübergreifenden
Rechtsverkehrs bei Einreise und Aufenthalt von Ausländern im Bundesgebiet zu erwarten
und eine im gesamtstaatlichen Interesse liegende Steuerung der Zugangs- und Aufent-
haltsbedingungen von Ausländern nicht möglich. Deshalb ist eine bundesgesetzliche Re-
gelung zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.

III. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver-
trägen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. Die Änderungen
des Abschiebungsrechts stehen in Einklang mit den europa- und völkerrechtlichen Vorga-
ben insbesondere der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention sowie der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen und Ver-
fahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger
(ABl. L 348 vom 24.12.2008, S. 98).

Die Einfügung von § 2 Absatz 15 dient der Durchführung der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festle-
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gung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung
eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestell-
ten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom 29. Juni 2013, S.
31). Soweit in Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 hinsichtlich der Haft-
bedingungen und der Garantien für die Haft auf die Artikel 9, 10 und 11 der Richtlinie
2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festle-
gung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen
(ABl. L 180 vom 29. Juni 2013, S. 96) verwiesen wird, erfolgt eine Umsetzung der ent-
sprechenden Vorgaben im Rahmen eines anderen Gesetzesvorhabens.

IV. Alternativen

Keine. Es sind derzeit keine gesetzlichen Grundlagen existent, mittels derer stichtagsun-
abhängig ein Aufenthaltsrecht bei nachhaltiger Integration an Geduldete erteilt werden
kann. Mit den bisherigen stichtagsabhängigen Bleiberechtsregelungen wurde die aufent-
haltsrechtliche Situation geduldeter Ausländer bereits verbessert, aber für viele der seit
mehreren Jahren im Bundesgebiet lebenden und sich in die hiesige Gesellschaft nachhal-
tig integrierten Geduldeten noch nicht in ausreichendem Maße gelöst.

V. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Bund

Ein etwaiger Bedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bundesministerium des Innern
und dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge soll finanziell und stellenmäßig inner-
halb des Einzelplans 06 ausgeglichen werden.

Für den Bund kann die Regelung des § 25b des Aufenthaltsgesetzes in der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende sowie bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung zu Mehrausgaben in geringem, nicht genau bezifferbarem Umfang führen, die sich
daraus ergeben, dass in einigen Fällen der Lebensunterhalt nicht vollständig sichergestellt
ist. Die Mehrkosten sind nicht genau bezifferbar, da belastbare statistische Daten zur Er-
mittlung der Anzahl der Personen, die von dieser Regelung erfasst werden, nicht vorlie-
gen. Die Mehrausgaben werden im Einzelplan 11 innerhalb der geltenden Haushalts- und
Finanzplanansätze aufgefangen. Entsprechendes gilt für das Wohngeld in Bezug auf den
Einzelplan 16. Im Umfang der Mehrausgaben des Bundes werden die Kommunen entlas-
tet.

Im Zusammenhang mit dem Besuch von Integrationskursen wird von Haushaltsausgaben
in Höhe von rund 6 Mio. Euro ausgegangen. Dies beruht auf der Annahme, dass die
Mehrheit der für ein humanitäres Bleiberecht nach § 25b des Aufenthaltsgesetzes in Fra-
ge kommenden rund 30.000 Personen mindestens über ausreichende Deutschkenntnisse
verfügt und höchstens 20% (also rund 6.000 Personen) über einen Bedarf an einer Integ-
rationskursteilnahme verfügen. Zudem wird aufgrund des Erfordernisses der Lebensun-
terhaltssicherung bei § 25b des Aufenthaltsgesetzes angenommen, dass die Gruppe der
potentiellen Integrationskursteilnehmer mindestens zur Hälfte die Kostenbeitragspflicht
erfüllen kann und aufgrund bereits vorhandener Kenntnisse der deutschen Sprache im
Schnitt rund 300 Unterrichtseinheiten (zzgl. Orientierungskurs) in Anspruch genommen
werden. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bundesministerium des In-
nern und dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge soll finanziell und stellenmäßig
innerhalb des Einzelplans 06 ausgeglichen werden.

Länder und Kommunen

Der Bedarf an Sach- und Personalmitteln der Länder bei den Ausländerbehörden kann
nicht beziffert werden.
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Durch die Ausweitung der Möglichkeiten zur Feststellung der Identität oder Staatsangehö-
rigkeit eines Ausländers oder der Feststellung einer Rückführungsmöglichkeit in einen
anderen Staat ist im Zusammenhang mit Aufenthaltsbeendigungen bei den Ländern mit
einer Vollzugssteigerung zu rechnen. Hierdurch können auch Einsparungen bei den Län-
dern bzw. Ausländerbehörden entstehen, die aber nicht quantifizierbar sind.

Durch weitere Neuregelungen, vor allem den Vorschriften zu einem Bleiberecht für lang-
fristig geduldete Personen, ist alleine aufgrund der zu erwartenden hohen Anzahl an An-
tragsstellern zumindest zunächst mit einem nicht näher quantifizierbaren Aufwand für die
Ausländerbehörden zu rechnen. Dieser kann allerdings an anderer Stelle, etwa durch
Änderungen bei den Bezügen von Sozialleistungen, mittelfristig mindestens kompensiert,
wenn nicht sogar unterschritten werden.

VI. Erfüllungsaufwand

Für die Ermittlung des Erfüllungsaufwandes wurde der Leitfaden zur Ermittlung und Dar-
stellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung vom Okto-
ber 2012 zur Grundlage genommen.

Für geschäftsmäßige Telekommunikationsdienstleister entstehen Auskunftspflichten nach
§ 48a des Aufenthaltsgesetzes.

Für die Bürger und die Verwaltung entsteht bzw. entfällt folgender Erfüllungsaufwand:

Die Neuordnung des Ausweisungsrechts und die damit für die Behörden geschaffene
Rechtssicherheit könnte unter Umständen zu einem derzeit nicht näher bestimmbaren
Anstieg der Anzahl der Ausweisungen führen. Die damit einhergehende Änderung des
Erfüllungsaufwandes für die Ausländerbehörden lässt sich gegenwärtig nicht beziffern.

Die Anpassungen der Regelungen zum Einreise- und Aufenthaltsverbot (§ 11 des Aufent-
haltsgesetzes) zeichnen zum überwiegenden Teil Vorgaben höherrangigen Rechts nach,
die mit erhöhtem Erfüllungsaufwand verbunden, aber von den zuständigen Behörden wei-
testgehend jetzt schon beachtet werden müssen. Dies betrifft beispielsweise die schon
jetzt verpflichtende Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots von Amts wegen und
nicht nur auf Antrag des Betroffenen, die in § 11 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes umge-
setzt wird, oder die Möglichkeit der Verkürzung bzw. Aufhebung eines Einreise- und Auf-
enthaltsverbots auch im Inland, § 11 Absatz 4 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes.

Gemäß den in der Datenbank des Statistischen Bundesamtes hinterlegten Daten waren in
der Vergangenheit ca. 7.000 Ausländer jährlich mit einem jeweiligen Zeitaufwand von 103
Minuten von dieser Antragstellung auf Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots
betroffen. Durch die Befristung von Amts wegen kommt es somit auch zu einer Verringe-
rung des Aufwandes für die betroffenen Ausländer. Inwieweit sich dieser Erfüllungsauf-
wand für die betroffenen Ausländer aufgrund der in der Vergangenheit bereits erfolgten
Befristung von Amts wegen weiter reduzieren wird, kann nicht abgeschätzt werden.

Im Rahmen der erstmaligen Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbotes ist der Aus-
länder zugleich darauf hinzuweisen, dass, wenn er entgegen dem Einreise- und Aufent-
haltsverbot in das Bundesgebiet einreist, die ihm gesetzte Frist verlängert werden kann
(§ 11 Absatz 9 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes). Der Hinweis wird deshalb nur zu einem
sehr geringfügigen zusätzlichen Erfüllungsaufwand für die Verwaltung führen. Die erstma-
lige Befristung wird im Regelfall gemeinsam mit der Ausweisungsverfügung oder der Ab-
schiebungsandrohung festgesetzt. Der Hinweis nach § 11 Absatz 9 Satz 2 AufenthG kann
gemeinsam mit der Befristung erteilt werden. Insofern wird für den Hinweis kein zusätzli-
cher Verwaltungsaufwand notwendig sein.

Nach § 11 Absatz 4 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes kann das Einreise- und Aufenthalts-
verbot aufgrund nachträglich eingetretener Umstände aufgehoben, verkürzt oder verlän-
gert werden. Damit entsteht zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Verwaltung aufgrund
der Prüfung der nachträglich eingetretenen Umstände. Aber auch für den Ausländer kann
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gegebenenfalls durch den Nachweis dieser Umstände gegenüber der Behörde zusätzli-
cher Erfüllungsaufwand entstehen. Es ist nicht vorherzusehen, in welchem Umfang in der
Praxis von der Möglichkeit der Aufhebung oder Verkürzung des Einreise- und Aufent-
haltsverbotes Gebrauch gemacht wird. Aus diesem Grund ist der damit entstehende Erfül-
lungsaufwand nicht bezifferbar. Dies gilt spiegelbildlich auch für die Möglichkeit der nach-
träglichen Verlängerung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 4 Satz
2 des Aufenthaltsgesetzes.

Nach der neuen Regelung des § 17a des Aufenthaltsgesetzes darf einem Ausländer unter
bestimmten Voraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Durchführung
einer Bildungsmaßnahme erteilt werden. Bereits bislang war dies bereits nach den §§ 16
und 17 des Aufenthaltsgesetzes grundsätzlich möglich. Es wird damit gerechnet, dass
zukünftig zusätzlich 300 Ausländer eine Bildungsmaßnahme gemäß § 17a Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes im Inland durchführen werden, um zum einen die deutsche Sprache
im Inland zu erwerben und zum anderen weitere berufspraktische Kenntnisse und Erfah-
rungen zu sammeln.

Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis verursacht sowohl bei der Ausländerbehörde, der
Bundesagentur für Arbeit sowie dem Ausländer Erfüllungsaufwand. So muss die Bunde-
sagentur für Arbeit gemäß § 39 des Aufenthaltsgesetzes der Ausländerbeschäftigung bei
betrieblichen Maßnahmen, die ungefähr die Hälfte der zusätzlich begonnenen Maßnah-
men darstellen werden, zugestimmt haben, sofern die Anwendung der Rechtsverordnung
nach § 42 des Aufenthaltsgesetzes oder zwischenstaatliche Vereinbarungen nicht zum
Tragen kommen. Um diese Zustimmung erteilen zu können, muss die Bundesagentur für
Arbeit eine formelle und inhaltliche Prüfung jeden Einzelfalls vornehmen. Dabei hat sie
auch die Daten und Informationen zu sichten, zusammenzustellen sowie entsprechende
Bewertungen durchzuführen. Die Ergebnisse werden nach einer abschließenden Aufbe-
reitung der Informationen den Ausländerbehörden zur Verfügung gestellt und entspre-
chend archiviert und dokumentiert.

In den Fällen des § 17a Absatz 1 Satz 3 muss die Bundesagentur für Arbeit die betriebli-
che Weiterbildungsmaßnahme prüfen. Hierzu muss sie sich den Weiterbildungsplan vor-
legen lassen und die Vergleichbarkeit der Beschäftigungsbedingungen mit denen inländi-
scher Beschäftigter prüfen; eine Vorrangprüfung findet nicht statt. Die Prüfung bei der
Bundesagentur für Arbeit nach § 17a Absatz 1 Satz 3 dauert durchschnittlich 65 Minuten
für einen Mitarbeiter im gehobenen Dienst und 45 Minuten für einen Mitarbeiter im mittle-
ren Dienst. Dadurch entstehen Kosten von 90 Euro pro Fall, was zu einem Erfüllungsauf-
wand bei angenommen 150 neuen Fällen von 13.500 Euro führt.

In den Fällen des § 17a Absatz 3 muss die Bundesagentur für Arbeit in ca. 200 Fällen die
Beschäftigung während der Bildungsmaßnahme prüfen. Die Prüfung umfasst die Frage,
inwieweit die Anforderungen dieser Beschäftigung in einem engen Zusammenhang zu
den in der späteren Beschäftigung verlangten berufspraktischen Kenntnissen stehen, so-
wie die Vergleichbarkeit der Beschäftigungsbedingungen. Zusätzlich muss die Bunde-
sagentur für Arbeit das konkrete Arbeitsplatzangebot für die spätere Beschäftigung in dem
anzuerkennenden oder von der beantragten Befugnis zur Berufsausübung erfassten Be-
ruf prüfen: Diese Prüfung umfasst die Frage, ob der Arbeitsplatz nach den Bestimmungen
der §§ 18 bis 20 des Aufenthaltsgesetzes von Ausländern besetzt werden darf, und ob
somit die jeweils erforderlichen Voraussetzungen für eine Zustimmung vorliegen. Die Prü-
fung erfasst somit immer die Prüfung der Gleichwertigkeit der Arbeitsbedingungen und in
wenigen Fällen auch die Vorrangprüfung. Bezüglich der Beschäftigung während der Bil-
dungsmaßnahme dauert die Prüfung durchschnittlich 55 Minuten im gehobenen Dienst
und 39 Minuten im mittleren Dienst. Es entsteht ein Aufwand in Höhe von 80 Euro. Um die
Voraussetzungen für die Besetzung des künftigen Arbeitsplatzes zu prüfen, müssen zu-
sätzlich die Beschäftigungsbedingungen des künftigen Arbeitsplatzes geprüft werden, was
einen Aufwand in gleicher Höhe verursacht. Der gesamte Erfüllungsaufwand je Fall be-
trägt daher 160 € was bei angenommen 200 Fällen zu einem Gesamtaufwand von 32.000
Euro führt.
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Zugleich entsteht den Ausländerbehörden zusätzlicher Erfüllungsaufwand, da diese die
Aufenthaltserlaubnis ebenfalls einer formellen und inhaltlichen Prüfung unter Einbezie-
hung der Prüfungsergebnisse der Bundesagentur für Arbeit bescheiden müssen. Die Aus-
länderbehörden haben bei ihrer Prüfung die Beschränkungen der Bundesagentur für Ar-
beit bei der Erteilung der Zustimmung in der Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. Die
vollständige Antragsbearbeitung bei den Ausländerbehörden (Kommunen) dauert durch-
schnittlich 90 Minuten und wird regelmäßig von Mitarbeitern des mittleren Dienstes durch-
geführt. Dadurch entstehen Lohnkosten von 27,90 Euro pro Stunde, was zu einem Erfül-
lungsaufwand von 20.925 Euro führt.

Im Falle des § 17a Absatz 5 muss die Bundesagentur für Arbeit prüfen, ob der künftige
Arbeitsplatz durch einen Ausländer besetzt werden darf. Des Weiteren müssen die Vo-
raussetzungen für eine Zustimmung vorliegen. Die Prüfung umfasst daher immer die Ver-
gleichbarkeit der Beschäftigungsbedingungen und in wenigen Fällen auch die Vorrangprü-
fung. Hierdurch entsteht bei der Bundesagentur für Arbeit ein Aufwand von 80 Euro je Fall
bei jeweils 55 Minuten für Mitarbeiter im gehobenen Dienst und 39 Minuten für Mitarbeiter
im mittleren Dienst. Bei zu erwartenden 300 Fällen im Jahr beträgt der Erfüllungsaufwand
24.000 Euro. Insgesamt ist der Erfüllungsaufwand der Bundesagentur für Arbeit daher
69.500 Euro.

Auch dem Ausländer entsteht Erfüllungsaufwand. Bei diesem komplexen Verfahren müs-
sen die Bürger und die Bürgerinnen sich mit der gesetzlichen Regelung vertraut machen,
ggf. fachliche Beratung (zum Beispiel bei Beratungsstellen) in Anspruch nehmen, Daten
und Informationen regelmäßig zur Berufsqualifikation und zum Arbeitsplatzangebot sam-
meln, zusammenstellen und diese aufbereiten. Diese Nachweise sind mit einem Brief,
Fax, E-Mail, etc. den Behörden zur Verfügung zu stellen. Regelmäßig wird der Ausländer
die mit diesem Verfahren zusammenhängenden Unterlagen kopieren, abheften oder ab-
speichern. Damit entsteht dem Bürger im Einzelfall ein Zeitaufwand von 197 Minuten. Wie
oben dargestellt, werden voraussichtlich zusätzlich 300 Ausländer jährlich eine solche
Aufenthaltserlaubnis beantragen, so dass insgesamt ein zusätzlicher Zeitaufwand für die
Bürger von 59.100 Minuten entsteht.

Nach § 23 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes kann das Bundesministerium des Innern im
Rahmen der Neuansiedlung von Schutzsuchenden im Benehmen mit den obersten Lan-
desbehörden anordnen, dass für ausgewählte Schutzsuchende eine Aufnahmezusage
erteilt wird. Es handelt sich bei § 23 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes um eine Spezial-
norm für humanitäre Kontingentaufnahmen im Rahmen der dauerhaften Neuansiedlung
von Schutzsuchenden. Diese Kontingentaufnahmen wurden bisher auf der Grundlage des
§ 23 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes durchgeführt. Der Erfüllungsaufwand in künftigen
Aufnahmeverfahren wird sich durch die neue Rechtsgrundlage im Vergleich zu vorherigen
Aufnahmeverfahren nicht ändern, da die Aufnahmeanordnung in gleicher Weise wie bis-
her zustande kommen wird.

Nach § 25 Absatz 4a Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes soll eine Aufenthaltserlaubnis an
eine Person, die Opfer einer Straftat nach §§ 232, 233 oder 233a StGB geworden ist
(Menschenhandel), erteilt werden. Sie ist für die Dauer des Strafverfahrens jeweils für ein
Jahr zu erteilen bzw. zu verlängern, § 26 Absatz 1 Satz 5 des Aufenthaltsgesetzes. Nach
Beendigung des Strafverfahrens soll eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz
3 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden, wenn humanitäre oder persönliche Gründen
oder öffentliche Interessen die weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erforderlich ma-
chen. Diese Aufenthaltserlaubnis ist jeweils für zwei Jahre zu erteilen bzw. zu verlängern,
§ 26 Absatz 1 Satz 5 des Aufenthaltsgesetzes. In den Jahren 2012 wurden an 27 Auslän-
der und 2013 an 40 Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a AufenthG
a.F. erteilt. Mit den Verlängerungen belaufen sich die Zahlen auf 62 Aufenthaltserlaubnis-
se im Jahr 2012 und 84 Aufenthaltserlaubnisse im Jahr 2013 auf der Grundlage des § 25
Absatz 4a des Aufenthaltsgesetzes a.F. Es wird geschätzt, dass bei circa 100 Ausländern
jährlich entschieden werden muss, ob die Aufenthaltserlaubnis erteilt oder verlängert wer-
den kann. Die vollständige Antragsbearbeitung seitens der Ausländerbehörden erfordert
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im Falle eines Erstantrags durchschnittlich 131 Minuten (durch Mitarbeiter des gehobenen
Dienstes) und im Falle eines Antrags auf Verlängerung 93 Minuten (durch Mitarbeiter des
mittleren Dienstes). Um beide Varianten zu berücksichtigen, sind, mangels näherer Infor-
mationen zum Verhältnis von Erstanträgen zu Anträgen auf Verlängerung, ein durch-
schnittlicher Zeitaufwand von 112 Minuten sowie durchschnittliche Lohnkosten von 33
Euro pro Stunde anzusetzen. Dies verursacht einen Erfüllungsaufwand von 6.160 Euro.

Den Ausländern kann im Einzelfall ebenfalls Erfüllungsaufwand entstehen, wenn sie Do-
kumente bei der Ausländerbehörde nachreichen müssen oder zusätzliche Informationen
abgeben müssen. Dies erfordert bei der den Ausländern entstehenden komplexen Aktivi-
tät einen Zeitaufwand pro Einzelfall von durchschnittlich 94 Minuten.

Der Anwendungsbereich des § 25a Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes wird geändert. So
müssen die gut integrierten Jugendlichen oder Heranwachsenden zukünftig nicht mehr in
der Bundesrepublik Deutschland geboren oder vor Vollendung des 14. Lebensjahres ein-
gereist sein. Anstelle der bisherigen Regelung müssen diese sich zudem nur noch vier
statt sechs Jahre ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung
im Bundesgebiet aufgehalten haben. Aufgrund der zu erfüllenden Voraussetzungen für
die Erteilung eines solchen Aufenthaltstitels sowie der bisherigen Erfahrungen wird jedoch
geschätzt, dass die Zahl derer, die aufgrund der Neuregelung für eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25a Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes in Frage kommen, bei ca. 1.000 Perso-
nen liegen dürfte. Mit Stand 31. Dezember 2013 haben insgesamt 2.765 Ausländer eine
Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 besessen. Für Verfahren nach § 25a des Auf-
enthaltsgesetzes sind für die Verwaltung in der Vergangenheit ebenfalls ein Zeitaufwand
von durchschnittlich 112 Minuten pro Fall sowie Lohnkosten von durchschnittlich 33 Euro
pro Stunde anzusetzen, so dass nunmehr für die Verwaltung ein Anstieg des Erfüllungs-
aufwandes von 61.600 Euro daraus insgesamt resultiert. Eine Prüfung des Bekenntnisses
zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung findet nur statt, wenn es konkrete An-
haltspunkte gibt, dass sich der Antragsteller nicht entsprechend bekennt. Der Aufwand,
der speziell durch diese Prüfung entsteht, dürfte nach vorsichtiger Schätzung nur bei ei-
nem geringen Anteil der Ausländer fällig werden. Die Ausländerbehörden beurteilen in
jedem Einzelfall, ob sie diese Prüfung vornehmen möchten und wie diese ggf. vorzuneh-
men ist. Der Aufwand kann daher nicht genauer beziffert werden.

Für die Bürger entsteht durch den Nachweis der weiteren Anspruchsvoraussetzungen bei
mittlerer Schwierigkeit der Aktivitäten jeweils ein Erfüllungsaufwand von 78 Minuten. Infol-
ge der steigenden Anzahl der Betroffenen, für die eine solche Regelung in Frage kommt,
resultiert daraus ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand für die Bürger von 78.000 Minuten.

Neu eingeführt wird § 25b des Aufenthaltsgesetzes. Für die Erteilung der Aufenthaltser-
laubnis wird danach regelmäßig vorausgesetzt, dass sich der Ausländer seit acht bezie-
hungsweise sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthalts-
erlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten hat, hinreichende mündliche Deutschkenntnisse
vorliegen und Kinder im schulpflichtigen Alter die Schule besuchen. Darüber hinaus muss
sich der Ausländer zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekennen. Er muss
seinen Lebensunterhalt überwiegend eigenständig durch Erwerbstätigkeit sichern oder bei
Betrachtung der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der familiären Le-
benssituation muss zu erwarten stehen, dass er seinen Lebensunterhalt im Sinne des § 2
Absatz 3 sichern wird. Duldungen werden regelmäßig für Zeiträume zwischen drei und
sechs Monaten erteilt. Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b des Aufenthaltsgesetzes
hätte eine Dauer von längstens zwei Jahren und könnte, wiederum bei Vorliegen der ent-
sprechenden Voraussetzungen, nach den allgemeinen Regeln verlängert werden. Inso-
weit ist prinzipiell mit einer Reduzierung des Verwaltungsaufwandes zu rechnen. Die Prü-
fung, ob die Betroffenen unter die Neuregelung fallen und gegebenenfalls entsprechende
Versagungsbescheide könnten für eine einmalige Erhöhung des Verwaltungsaufwandes
gegenüber der heutigen Situation sorgen. Aufgrund der Erfahrungen mit der gesetzlichen
Altfallregelung des § 104a des Aufenthaltsgesetzes ist für eine geschätzte Anzahl von
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30.000 Personen in den nächsten Jahren mit einem Erfüllungsaufwand von 2.502.100
Euro zu rechnen (durchschnittlicher Zeitaufwand von 131 Minuten pro Fall durch einen
Mitarbeiter des gehobenen Dienstes). Für eine ex-ante schwer einzuschätzende Anzahl
an zukünftig zu bearbeitenden Anträgen sind ein durchschnittlicher Zeitaufwand von 112
Minuten pro Fall und durchschnittliche Lohnkosten in Höhe von 33 Euro pro Stunde für
Mitarbeiter des gehobenen bzw. mittleren Dienstes anzusetzen.

Auch für die Ausländer bedeutet dieses Verfahren Erfüllungsaufwand. So erfordert bei-
spielsweise der Nachweis der deutschen Sprache zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis
im Zusammenhang mit § 38 des Aufenthaltsgesetzes für den Bürger gemäß der in der
Datenbank des Statistischen Bundesamtes hinterlegten Zeitansatzes 2 Minuten. Von die-
sem Zeitansatz ist auch für Zwecke des Nachweises von § 25b Absatz 1 Satz 2 Nummer
4 des Aufenthaltsgesetzes auszugehen. Aber auch die weiteren Anspruchsvoraussetzun-
gen bzw. das Nichtvorliegen von Versagensgründen verlangen durch den gegenüber den
Ausländerbehörden erforderlichen Nachweis einen entsprechenden Zeitaufwand. Dies
wird mit 100 Minuten angesetzt, so dass insgesamt ein Erfüllungsaufwand für die Bürger
von 3.000.000 Minuten insgesamt entstehen wird.

Durch §§ 53 bis 56 des Aufenthaltsgesetzes wird das Ausweisungsrecht grundlegend neu
geregelt. Anstelle der bisherigen Ist-, Regel- und Ermessensausweisung tritt nun eine
Ausweisung, die auf einer Abwägung aller Umstände des Einzelfalles beruht. Infolge der
bisherigen höchstrichterlichen Rechtsprechung sind die nunmehr vorgesehenen gesetzli-
chen Regelungen zur Ausweisung nicht mit einem zusätzlichen Erfüllungsaufwand ver-
bunden, da die höchstrichterliche Rechtsprechung in der Vergangenheit eine Ausweisung
anhand des Ist-, Regel- oder Ermessensausweisungsschemas zunehmend nicht mehr
zugelassen hat. Bereits in der Vergangenheit wurden daher bei einem Großteil der Aus-
weisungen die Anforderungen der Ermessensausweisung zugrunde gelegt. Durch die
Umstellung des Ausweisungsrechts auf eine umfassende Abwägung der Umstände des
Einzelfalles auf Tatbestandsseite vereinfacht sich das Verfahren für die Ausländerbehör-
den insoweit, als im Rahmen einer gerichtlichen Kontrolle der Richter das Entscheidungs-
ergebnis der Ausländerbehörde entweder bestätigen oder durch seine eigene Entschei-
dung ersetzen wird, was zu schneller Rechtssicherheit führt. Die Zurückverweisung an die
Behörde zur Neubescheidung entfällt mithin.

Die Ergänzung der Überwachungsmaßnahmen ausgewiesener Ausländer um ein Kon-
taktverbot geht mit einem Erfüllungsaufwand einher, zum Beispiel durch die Notwendig-
keit der Anordnung und Durchsetzung des Kontaktverbots, der vermutlich aber bereits
dadurch kompensiert wird, dass durch das Kontaktverbot andere, möglicherweise auf-
wändigere Überwachungsmaßnahmen zum Teil ersetzt werden können.

Auch die Änderungen in § 62 des Aufenthaltsgesetzes dienen vorrangig der Beseitigung
von Rechtsunsicherheiten und dürften daher zu einer Reduzierung des Erfüllungsauf-
wands bei den mit der Abschiebung befassten Behörden und Gerichten führen. Durch die
Klarstellung, dass die Wirksamkeit der Anordnung der Abschiebungshaft bis zum Ablauf
der Anordnungsfrist in allen Fällen fortbesteht, bei denen, bei unverändertem Vorliegen
der tatbestandlichen Voraussetzungen, die Abschiebung gescheitert ist, dürfte sich die
Anzahl der gerichtlichen Verfahren zur Anordnung der Abschiebungshaft verringern.

Durch die neu geschaffene Möglichkeit des Ausreisegewahrsams nach § 62b des Aufent-
haltsgesetzes entsteht für die Behörde ein Erfüllungsaufwand. Dieser dürfte aber im We-
sentlichen bereits dadurch kompensiert sein, dass zeitgleich die Regelung zur sog. Klei-
nen Sicherungshaft aufgehoben wird. Zudem dient § 62b des Aufenthaltsgesetzes der
Sicherstellung der Durchführbarkeit von Abschiebungsmaßnahmen, insbesondere bei
Abschiebungen, die einen erheblichen organisatorischen Aufwand erfordern, und kann
insoweit mittelbar auch zur Entlastung der Verwaltung beitragen.
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Mit der Durchführung der Zuverlässigkeitsüberprüfung der im Visumverfahren tätigen,
nicht dem Auswärtigen Amt angehörenden Personen und Unternehmen durch die Sicher-
heitsbehörden (§§ 73b und 73c des Aufenthaltsgesetzes) entsteht ein Mehraufwand bei
den Sicherheitsbehörden und im Auswärtigen Amt. Nach Angaben des Auswärtigen Am-
tes sind aktuell ca. 1.640 Personen (lokale Beschäftigte in den Auslandsvertretungen,
Honorarkonsuln und ihre Mitarbeiter, Beschäftigte bei externen Dienstleistern sowie ent-
sprechende juristische Personen) im Rahmen des Visumsverfahrens tätig, die im Visum-
verfahren die Erfüllung einer oder mehrere Aufgaben anvertraut worden ist oder werden
sollen und die nicht entsandte Angehörige des Auswärtigen Dienstes sind. Das Auswärti-
ge Amt hat dazu bei den deutschen Auslandsvertretungen, von denen 174 über eine Vi-
sastelle verfügen, Namen, Vornamen, Geburtsnamen und sonstige Namen, Geschlecht,
Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Wohnsitz und Angaben zum Identitätsdoku-
ment des Betroffenen zu erheben und die Zustimmung bei den Betroffenen zur Sicher-
heitsüberprüfung einzuholen. Dies verursacht bei den Mitarbeitern in den Auslandsvertre-
tungen (mittlerer und gehobener Dienst kombiniert 56 EUR pro Stunde) einen Zeitauf-
wand von ca. 20 Minuten pro Fall. Somit entsteht für die Erhebung der Daten und die Zu-
stimmung des Betroffenen ein Erfüllungsaufwand in Höhe von 33.632 Euro.

Zugleich hat das Auswärtige Amt die Daten zur Prüfung von Sicherheitsbedenken an die
Polizeivollzugs- und Verfassungsschutzbehörden des Bundes, den Bundesnachrichten-
dienst, den Militärischen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt und das Zollkriminalamt
zu übermitteln und das Prüfergebnis an die Auslandsvertretungen zurückzumelden.
Dadurch entsteht ebenfalls ein Zeitaufwand bei Mitarbeitern des mittleren Dienstes von 15
Minuten pro Fall. Somit entsteht bei den Mitarbeitern in der Zentrale des Auswärtigen
Amts (Lohnsatz 32 EUR pro Stunde) ein Erfüllungsaufwand von 13.120 Euro. Pro zu
überprüfender Person verursacht eine Zuverlässigkeitsüberprüfung bei den Sicherheits-
behörden einen geschätzten Zeitaufwand von zehn Minuten durch einen Mitarbeiter des
mittleren Dienstes sowie weiteren fünf Minuten bei einem Mitarbeiter des gehobenen
Dienstes. Dadurch entsteht ebenfalls ein Erfüllungsaufwand von 13.120 Euro.

Der dem Auswärtigen Amt entstehende Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll
finanziell und stellenmäßig innerhalb des Einzelplans 05 ausgeglichen werden.

Zukünftig muss gemäß § 77 Absatz 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes jedem Ausländer
auf Antrag eine Übersetzung der Entscheidungsformel des Verwaltungsaktes und die
Rechtsbehelfsbelehrung kostenfrei in einer Sprache zur Verfügung gestellt werden, die
der Ausländer versteht oder bei der vernünftigerweise davon ausgegangen werden kann,
dass er sie versteht. Bei den zuständigen Ländern dürfte zunächst ein Erfüllungsaufwand
entstehen, um die notwendigen Übersetzungen anzufertigen bzw. auch um das entspre-
chende Standardformular in den Fällen des § 77 Absatz 3 Satz 5 des Aufenthaltsgesetzes
vorzuhalten. Dieser Aufwand beruht allerdings auf verbindlichen Vorgaben aus Artikel 12
Absätze 2 und 3 der sog. Rückführungsrichtlinie 2008/115/EG. Die notwendigen Überset-
zungen und Muster können zum Teil durch eigene Mitarbeiter, zum Teil aber auch nur
durch externe Übersetzer erstellt werden.

VII. Sonstige Kosten

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. Die vorgesehenen Regelungen sind nicht mit weiter-
gehenden Belastungen für die Wirtschaft und die sozialen Sicherungssysteme verbunden.

Die Neuordnung des Ausweisungsrechts kann unter Umständen zu einem derzeit nicht
näher bestimmbaren Anstieg der Anzahl der Ausweisungen führen. Durch dies und be-
stimmte erleichterte Möglichkeiten im Recht der Aufenthaltsbeendigung, z.B. im Rahmen
der Identitätsklärung nach § 48 Absätze 3 und 3a des Aufenthaltsgesetzes, kann es zu
Einsparungen, zum Beispiel im Bereich der Gewährung von Sozialleistungen, kommen.
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VIII. Nachhaltigkeit

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur
nachhaltigen Entwicklung im Sinne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Eine Nachhal-
tigkeitsrelevanz in Bezug auf einzelne Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie ist nicht
gegeben.

IX. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung

Die Regelungen sind inhaltlich geschlechtsneutral. Auswirkungen von gleichstellungpoliti-
scher Bedeutung sind nicht zu erwarten.

X. Zeitpunkt des Inkrafttretens, Befristung, Evaluierung

Die Regelungen sollen am Tag nach der Verkündigung in Kraft treten. Für bestimmte, in
§ 104 benannte Teilbereiche sind Übergangsregelungen vorgesehen.

Eine Befristung der Regelungen ist unter Rechtssicherheitsaspekten und zur Wahrung der
Kontinuität der gesetzlichen Regelungen nicht angezeigt.

Die Bundesregierung wird dieses Gesetz spätestens fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten
evaluieren. So wird untersucht, ob und inwieweit die Ziele dieses Gesetzes erreicht wor-
den sind und wie sich der Erfüllungsaufwand entwickelt hat. Es wird dabei auch über die
Erfahrungen der mit den Regelungen verbundenen positiven als auch negativen Neben-
folgen, die Akzeptanz sowie die Praktikabilität der Regelungen bei den Mitarbeitern der
Behörden, bei den Ausländern als auch bei den Migrationsberatungsstellen berichtet.
Hierfür kann eine vom Nationalen Normenkontrollrat in Auftrag gegebene Studie herange-
zogen werden.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Aufenthaltsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis)

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Einführung bzw. Änderung der §§ 17a, 23, 25b,
48a, 53 bis 56, 62b, 73b und 73c.

Zu Nummer 2 (§ 2)

Zu Buchstabe a) (Absatz 3 Satz 2)

Unterhaltsleistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz werden in den Katalog der
Leistungen aufgenommen, die nicht als Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gelten. Hier-
zu gehören nach § 1 des Unterhaltsvorschussgesetzes der Unterhaltsvorschuss sowie die
Unterhaltsausfallleistung.

Zu Buchstabe b) (Absätze 14 und 15)

Durch die Regelungen in § 2 Absatz 1 und 15 soll europarechtlichen Vorgaben Rechnung
getragen werden.

Die seit dem 1. Januar 2014 anzuwendende Verordnung (EU) Nr. 604/2013 regelt das
Verfahren zur Überstellung von Asylbewerbern in den für die Prüfung ihres Asylantrags
zuständigen Mitgliedstaat. Sie enthält – anders als die Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des
Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem
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Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist (ABl. L 50 vom 25. Februar 2003, S.1) –
erstmals auch Vorschriften für eine Inhaftnahme zum Zweck der Sicherstellung von Über-
stellungsverfahren. Soweit die Voraussetzungen und das Verfahren für eine Inhaftnahme
in der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 selbst geregelt sind, kommt ein Rückgriff auf die
bisher auf Überstellungen Anwendung findenden entsprechenden nationalen Regelungen
nicht mehr in Betracht.

In Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 sind die Voraussetzungen fest-
gelegt, unter denen die Mitgliedstaaten Ausländer zum vorgenannten Zweck in Haft neh-
men dürfen. Eine solche Inhaftnahme ist demnach nach einer Einzelfallprüfung möglich,
wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, und auch nur dann, wenn die Haft verhältnis-
mäßig ist und sich weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam anwenden lassen.
Nach Artikel 2 Buchstabe n der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 bezeichnet der Begriff
Fluchtgefahr „das Vorliegen von Gründen im Einzelfall, die auf objektiven gesetzlich fest-
gelegten Kriterien beruhen und zu der Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragstel-
ler, ein Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser, gegen den ein Überstellungsverfahren
läuft, diesem Verfahren möglicherweise durch Flucht entziehen könnte“. Mit Beschluss
vom 26. Juni 2014 (V ZB 31/14) hat der Bundesgerichtshof ausdrücklich festgestellt, dass
es bisher im nationalen Recht an einer Festlegung derartiger Kriterien mit Blick auf die
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 fehle.

Die entsprechende gesetzliche Regelung erfolgt durch die in § 2 neu eingefügten Absätze
14 und 15. Absatz 15 Satz 1 und 2 regelt die Anhaltspunkte für die Annahme einer
Fluchtgefahr im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 604/2013. Satz 1 nimmt dabei auf § 2
Absatz 14 Bezug. Dort wiederum werden die Anhaltspunkte für die Annahme einer
Fluchtgefahr in den ähnlich gelagerten Fällen einer Abschiebung nach der Richtlinie
2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über
gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal auf-
hältiger Drittstaatsangehöriger (ABl. L 348 vom 24. Dezember 2008, S. 98) festgelegt. In
Absatz 15 Satz 2 ist dagegen ein spezifischer, nur für die Inhaftnahme im Verfahren nach
der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 relevanter, möglicher Anhaltspunkt geregelt.

Mit Einfügung von § 2 Absatz 15 werden indessen nur die objektiven Kriterien für die An-
nahme einer Fluchtgefahr im Sinne von Artikel 2 Buchstabe n der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013 festgelegt, auf denen im Einzelfall die Gründe beruhen können, die zu der
Annahme Anlass geben, dass sich der Betroffene, gegen den ein Überstellungsverfahren
läuft, diesem Verfahren möglicherweise durch Flucht entziehen könnte. Zudem darf eine
Inhaftnahme zwecks Sicherstellung des Überstellungsverfahrens nach Artikel 28 Absatz 2
der Verordnung nur dann erfolgen, wenn eine Einzelfallprüfung ergibt, dass die Fluchtge-
fahr erheblich und die Haft verhältnismäßig ist und sich weniger einschneidende Maß-
nahmen nicht wirksam anwenden lassen. Der Begriff der „erheblichen“ Fluchtgefahr ist
dabei als Begriff des Europarechts autonom auszulegen.

Die in Absatz 14 und 15 geregelten Tatbestände knüpfen an Gesichtspunkte an, die in
Rechtsprechung und Verwaltungspraxis bisher für die Annahme einer Entziehungsabsicht
im Sinne von § 62 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 herangezogen wurden, und bilden insoweit
die bisher geltende Rechtslage ab. Anders als bisher werden die einzelnen Anhaltspunkte
und die insoweit zu beachtenden Anforderungen nun aber gesetzlich festgelegt. Wie nach
bisheriger Rechtslage stellt das Vorliegen einer der in Absatz 14 und 15 geregelten An-
haltspunkte lediglich ein (erstes) Indiz dafür da, dass im konkreten Fall eine Fluchtgefahr
bestehen könnte. Welches Gewicht diesem Indiz zukommt und ob tatsächlich – ggf. ge-
stützt auf weitere in Absatz 14 und 15 genannte Indizien – vom Bestehen einer Fluchtge-
fahr ausgegangen werden kann, bedarf der Prüfung im Einzelfall (vgl. auch Artikel 2
Buchstabe n der Verordnung (EU) Nr. 604/2013). Dabei sind auch Umstände zu berück-
sichtigen, die – trotz Vorliegen der in Absatz 14 und 15 geregelten Anhaltspunkte – gegen
die Annahme einer Fluchtgefahr sprechen.
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Absatz 14

Absatz 14 regelt konkrete Anhaltspunkte als objektive Kriterien für eine Fluchtgefahr im
Fall einer Abschiebung bzw. Rückführung im Sinne der Richtlinie 2008/115/EG und nimmt
insoweit auf den neu gefassten § 62 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Bezug. Zu den Anhalts-
punkten im Einzelnen:

Nummer 1:

Die Tatsache, dass ein Ausländer in der Vergangenheit seinen Aufenthaltsort nicht nur
vorübergehend gewechselt hat, ohne die zuständige Behörde entsprechend zu benach-
richtigen mit der Folge, dass er für die zuständige Behörde tatsächlich nicht mehr erreich-
bar war (sog. „Untertauchen“), kann einen Anhaltspunkt dafür darstellen, dass sich der
Betroffene einer Abschiebung entziehen will. Dies gilt allerdings nur, wenn der Betroffene
auf die Verpflichtung, den Aufenthaltswechsel – z.B. nach § 50 Absatz 4 – anzuzeigen,
auch entsprechend hingewiesen worden ist. Ein Untertauchen ist jedoch beispielsweise
nicht gegeben, wenn der behördliche Zugriff trotz fehlender Anzeige auf anderem Wege,
z.B. durch die Anwältin oder den Anwalt des Ausländers, gewährleistet war (vgl. OLG
Köln, Beschluss vom 1. September 1997, 16 Wx 237/97).

Liegt das einschlägige Verhalten des Ausländers bereits länger zurück, verliert ein solcher
Vorfall mit der Zeit zunehmend an Aussagekraft mit Blick auf die Annahme einer Fluchtge-
fahr (vgl. (BGH, Beschluss vom 28. April 2011, V ZB 14/10, Rn. 8).

Nummer 2:

Wenn ein Ausländer über seine Identität täuscht, kann dies die Rückführung in Herkunfts-
und Drittstaaten außerhalb der Europäischen Union deutlich erschweren bzw. langzeitig
verhindern. Ein entsprechendes Verhalten des Ausländers kann daher einen Anhaltspunkt
dafür darstellen, dass er sich der Aufenthaltsbeendigung unter Umständen durch Flucht
entziehen wird. Dies gilt allerdings nur, wenn die Täuschung im Zusammenhang mit einer
bevorstehenden Abschiebung erfolgt. Länger zurückliegende Täuschungshandlungen
dürfen daher in der Regel keine Berücksichtigung finden, da in diesem Fall ein Rück-
schluss auf eine gegenwärtige Entziehungsabsicht nicht möglich ist. Nummer 2 setzt
vielmehr voraus, dass eine aktuelle Täuschung bzw. ein fortdauerndes Täuschungsver-
halten vorliegt, das zum Ausdruck bringt, dass sich der Ausländer der Abschiebung ent-
ziehen will. An dem erforderlichen Zusammenhang fehlt es zudem, wenn die Täuschung
im Einzelfall aus anderen Motiven erfolgt, z.B. weil der Ausländer von dritter Seite unter
Druck gesetzt wird oder erkennbar eine andere Zielsetzung verfolgt (Verwendung eines
gefälschtes Ausweises, um sich jünger oder älter zu machen).

Nummer 3:

Die Verweigerung oder Unterlassung von gesetzlich festgelegten Mitwirkungshandlungen
zur Feststellung der Identität kann ebenfalls die Absicht zum Ausdruck bringen, sich der
Abschiebung entziehen zu wollen. Ein entsprechender Rückschluss ist aber nur zulässig,
wenn das genannte Verhalten – als eine Form des Unterlassens – einen aktiven Entge-
genwirken gleichkommt. Insoweit sind die Umstände des Einzelfalls zu betrachten: Die
Anwendung der Nummer 3 setzt in jedem Fall voraus, dass der Ausländer vorher auf sei-
ne entsprechenden Mitwirkungspflichten (insbesondere §§ 48, 82 des Aufenthaltsgeset-
zes sowie § 56 der Aufenthaltsverordnung) hingewiesen wurde (so bereits Ziff. 62.2.1.6.2
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 26. Oktober 2009) und
dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die jeweilige Mitwirkungspflicht vorgelegen
haben.
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Nummer 4:

Nach den Erkenntnissen der Grenzbehörden verlangen Schleuser von Ausländern nicht
selten ein Betrag zwischen 3.000 und 20.000 Euro pro Person für eine Einschleusung in
das Bundesgebiet. Unter einem Schleuser sind dabei Personen zu verstehen, die in Be-
zug auf den betroffenen Ausländer Handlungen begangen haben, die nach § 96 unter
Strafe gestellt sind. Bei den genannten Geldbeträgen kann es sich – je nach Einkom-
menssituation des Ausländers im Herkunftsland – um erhebliche Aufwendungen handeln,
die der Betroffene nicht vergeblich aufgewendet haben will (vgl. BGH, Beschluss vom 10.
Februar 2000, V ZB 5/00, Rn. 11). Dies wäre bei einer Abschiebung jedoch der Fall. Da-
her kann die Tatsache, dass ein entsprechender Betrag für das Einschleusen gezahlt
wurde, ein Gesichtspunkt sein, der den Ausländer dazu motivieren kann, sich seiner
Rückführung zu entziehen. Demgegenüber lässt die Einreise mit einem sog. „altruisti-
schen Schleuser“, der für seine Hilfeleistung bei der Einreise keinen (Vermögens-)Vorteil
erhält, einen solchen Rückschluss nicht zu.

Nummer 5:

Die ausdrückliche Erklärung des Ausländers, dass er sich der Abschiebung entziehen will,
kann ein Anhaltspunkt dafür sein, dass er sich tatsächlich der Abschiebung entziehen
möchte. In der ausländerrechtlichen und grenzpolizeilichen Praxis gibt es immer wieder
einzelne Betroffene, denen die Abschiebung angedroht wurde und die klar und zielgerich-
tet zum Ausdruck bringen, dass sie keinesfalls freiwillig in den in der Abschiebungsandro-
hung genannten Zielstaat reisen werden und sich vor allem auch behördlichem Zwang zur
Durchsetzung der Rückführung durch Untertauchen oder andere Handlungen entziehen
werden.

Nummer 6:

Dieser Tatbestand umfasst die sonstigen im Verantwortungsbereich eines Ausländers
liegenden konkreten Vorbereitungshandlungen, die konkret auf die Verzögerung bzw.
Verhinderung der ihm bevorstehenden Rückführung ausgerichtet sind, in unmittelbarem
zeitlichen Zusammenhang mit der Rückführung stehen und nicht durch die Anwendung
unmittelbaren Zwangs überwunden werden können und daher Ausdruck einer möglichen
Entziehungsabsicht sein können. Hierzu gehören beispielsweise Manipulationen biometri-
scher Merkmale (etwa der Fingerkuppen), um die Identitätsklärung und die Abfrage von
Datenbeständen zu verhindern, aber auch ein Verhalten an Bord ein Luftfahrzeugs, das
den Ausschluss von der Beförderung in den Zielstaat der Rückführung durch den verant-
wortlichen Luftfahrzeugführer zur Folge hat. Voraussetzung für die Anwendung der Num-
mer 6 ist, dass die Handlungen des Ausländers ein vergleichbares Gewicht haben, d.h.
gleichermaßen Ausdruck einer möglichen Entziehungsabsicht sind wie bei den in Num-
mer 1 bis 5 beschriebenen Fallgruppen.

Absatz 15

In Absatz 15 werden konkrete Anhaltspunkte als objektive Kriterien für die Annahme einer
Fluchtgefahr im Sinne von Artikel 2 Buchstabe n der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 gere-
gelt.

Satz 1 erklärt die konkreten Anhaltspunkte aus Absatz 14 für entsprechend anwendbar.
Das Vorliegen der dort geregelten Sachverhalte kann grundsätzlich auch im Anwen-
dungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 einen Anhaltspunkt dafür darstellen,
dass sich der Betroffene der Überstellung in den zuständigen Mitgliedstaat möglicher-
weise durch Flucht entziehen könnte. Wie dort kann das Vorliegen der Voraussetzungen
einer der Nummern 1 bis 6 aber nur ein (erstes) Indiz für die Annahme einer Fluchtgefahr
sein. Für die Annahme einer Fluchtgefahr bedarf es immer einer Betrachtung aller Um-
stände des Einzelfalls.
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Bei der entsprechenden Anwendung der Nummer 4 (Zahlung an einen Schleuser) ist zu
beachten, dass das dort beschriebene Verhalten nur dann ein Indiz für eine möglicher-
weise bestehende Fluchtgefahr sein kann, wenn es dem betroffenen Ausländer speziell
auf die Einreise in einen oder mehrere bestimmte Mitgliedstaaten (und nicht lediglich auf
die Einreise in einen beliebigen Mitgliedstaat der Europäische Union) ankam.

In Satz 2 wird ein spezifischer, nur für die Inhaftnahme im Verfahren nach der Verordnung
(EU) Nr. 604/2013 relevanter Anhaltspunkt geregelt. Dabei wird berücksichtigt, dass allein
die Tatsache, dass ein Ausländer dem in der genannten Verordnung geregelten Verfah-
ren unterliegt, nicht zu seiner Inhaftnahme führen darf (vgl. Artikel 28 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 604/2013). Satz 2 regelt vielmehr die Fälle, in denen ein Ausländer, der
bereits in einem anderen Mitgliedstaat einen Asylantrag gestellt hat, trotz entsprechender
Belehrung gemäß der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 118/2014 vom 30. Januar 2014
(ABl. L 39 vom 8. Februar 2014, S. 1) in das Bundesgebiet gereist ist und die Umstände
seiner Feststellung im Bundesgebiet konkret darauf hindeuten, dass er den für die Bear-
beitung des Asylantrags zuständigen Mitgliedstaates nicht (wieder) aufsuchen möchte.
Insoweit kann insbesondere von Bedeutung sein, wie und mit welcher Zielrichtung der
Betroffene im Bundesgebiet unterwegs ist.

Eine Inhaftnahme ist in jedem Fall unzulässig, wenn aus den Umständen der Feststellung
erkennbar ist oder der Ausländer glaubhaft machen kann, dass er sich in den für seine
Asylantragsprüfung zuständigen Staat begeben oder wieder dorthin zurückkehren möch-
te. Solche Umstände können vorliegen, wenn die Reise einen Mitgliedstaat zum Ziel hat,
der für die Prüfung des Asylantrags zuständig sein könnte, z.B. weil dort bereits andere
Familienangehörige als asylberechtigt anerkannt sind oder sich in einem laufenden Ver-
fahren zur Prüfung des Asylantrags befinden. Umstände, die gegen die Annahme einer
Fluchtgefahr sprechen, sind auch gegeben, wenn sich der Ausländer nur kurzfristig – z.B.
zum Einkauf oder zum Besuch von Freunden – nach Deutschland begeben hat, insbe-
sondere wenn er sich bereits auf dem Rückweg in den Mitgliedstaat befindet, in dem sein
Asylverfahren betrieben wird.

Nach Satz 3 finden auf das Verfahren auf Anordnung von Haft nach der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013 die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, insbesondere Buch 7, entsprechend
Anwendung, soweit das Verfahren in der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 nicht abweichend
geregelt ist.

Hinsichtlich der Haftbedingungen und der Garantien für die Haft verweist Artikel 28 Ab-
satz 4 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 auf die Artikel 9, 10 und 11 der Richtlinie
2013/33/EU. Eine Umsetzung der entsprechenden Vorgaben erfolgt im Rahmen eines
anderen Gesetzesvorhabens. Bis zu dessen Inkrafttreten finden die entsprechenden, für
die Abschiebungshaft geltenden Regelungen, insbesondere § 62 Absatz 1 Satz 3 und
§ 62a, auf eine Haft nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 Anwendung, soweit in der
Verordnung selbst nichts Abweichendes geregelt ist.

Zu Nummer 3 (§ 5)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neuordnung des Ausweisungsrechts in den
§§ 53 ff.

Zu Nummer 4 (§ 6)

Am 19. Juli 2013 ist die Verordnung (EU) Nr. 610/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 26. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Euro-
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päischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschrei-
ten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex), des Übereinkommens zur
Durchführung des Übereinkommens von Schengen, die Verordnungen (EG) Nr. 1683/95
und (EG) Nr. 539/2001 des Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008 und (EG)
Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates in Kraft getreten.

Mit der Verordnung wurden, mit lnkrafttretenstermin zum 18. Oktober 2013, die Regelun-
gen zur Berechnung der Kurzzeitaufenthaltsdauer in der Visum-Verordnung, dem Schen-
gener Grenzkodex (SGK), dem Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ), der
VIS-VO und dem Visakodex geändert. Als Kurzaufenthalt gilt nun nicht mehr ein Aufent-
halt von höchstens drei Monaten innerhalb eines Sechsmonatszeitraums von dem Tag
der ersten Einreise an, sondern ein Aufenthalt von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 180
Tagen, wobei der Zeitraum von 180 Tagen, der jedem Tag des Aufenthalts vorangeht,
berücksichtigt wird (vgl. Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 SGK, sog. Rückwärtsrechnung).

Die Regelungen zur Berechnung eines Kurzaufenthaltes im Aufenthaltsgesetz sind an die
neuen schengenrechtlichen Regelungen anzupassen, damit das nationale Recht mit dem
höherrangigen Unionsrecht konform ist.

Zu Nummer 5 (§ 11)

Die Regelung zum Einreise- und Aufenthaltsverbot in § 11 wird wie nachfolgend erläutert
geändert. In diesem Zusammenhang wird die Vorschrift zudem neu gegliedert.

Absatz 1:

Die Legaldefinition in Absatz 1 verdeutlicht, dass die Sperre aus § 11 – wie bisher – zu-
gleich als Einreise-, Aufenthalts- und Titelerteilungsverbot ausgestaltet ist.

Das Einreise- und Aufenthaltsverbot wird zu seiner praktischen Wirksamkeit national auf
Grundlage von § 50 Absatz 6 AufenthG in INPOL und schengenweit im SIS ausgeschrie-
ben. Verfügt der betroffene Ausländer über einen Aufenthaltstitel in einem anderen Mit-
gliedstaat, erfolgt die Ausschreibung nur national.

Absatz 2:

Die Neuregelung in Absatz 2 sieht vor, dass eine Befristung des Einreise- und Aufent-
haltsverbotes künftig von Amts wegen erfolgt. Damit wird die Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs und des Bundesverwaltungsgerichts zu den sich insoweit aus Arti-
kel 11 Absatz 1 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten
zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger (ABl. L 348 vom 24.12.2008, S.
98; Rückführungsrichtlinie) ergebenden Anforderungen nachvollzogen (vgl. EuGH, Urteil
vom 19. September 2013, Rs. C-297/12; BVerwG, Urteil vom 10. Juli 2012, 1 C 19/11,
Rn. 30).

Die Befristungsentscheidung ist ein eigener Verwaltungsakt, der unabhängig von der dem
Einreise- und Aufenthaltsverbot zugrundeliegenden ausländerrechtlichen Entscheidung
oder Maßnahme existiert und mit eigenen Rechtsmitteln angegriffen werden kann. Die
Frist beginnt mit der Ausreise. Es ist hierfür unbeachtlich, ob die Ausreise freiwillig oder
zwangsweise, z.B. durch Abschiebung, erfolgt. Mit dem Anknüpfen des Fristbeginns an
die Ausreise soll ein Abwarten des Ablaufs der Frist im Inland vermieden werden.

Sofern ein Einreise- und Aufenthaltsverbot besteht und die Frist nicht zu laufen beginnt,
weil der Betroffene aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht abgeschoben wer-
den darf oder unverschuldet nicht ausreisen kann, kommt die nachträgliche Aufhebung
des Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 4 Satz 1 in Betracht (Inlandsfall).
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Im Falle einer Ausweisung wird die Frist gemeinsam mit der Ausweisungsverfügung fest-
gesetzt. Sofern dem Einreise- und Aufenthaltsverbot keine Ausweisung zugrunde liegt,
soll die Frist mit der Abschiebungsandrohung der Ausländerbehörde festgesetzt werden,
da dies regelmäßig das vorerst letzte Schriftstück darstellen dürfte, das dem Ausländer
von einer deutschen Behörde zugestellt wird. Da die Abschiebung zu diesem Zeitpunkt
noch nicht durchgeführt worden ist und das Einreise- und Aufenthaltsverbot mithin noch
gar nicht entstanden ist, ist die Befristung unter die aufschiebende Bedingung der Ab-
schiebung zu stellen.

Die Frist ist spätestens bei der Ab- oder Zurückschiebung festzusetzen, wobei hiervon die
gesamte Vollzugshandlung bis zu ihrem Abschluss erfasst ist.

Den Behörden wird zudem zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung, insbesondere bei Wiederholungsgefahr, die Möglichkeit eröffnet, die von Amts
wegen zu treffende Befristungsentscheidung mit einer auflösenden Bedingung zu ver-
knüpfen. Die Bedingung muss geeignet sein, der Gefahr zu begegnen, und dem Auslän-
der muss es möglich und zumutbar sein, den entsprechenden Nachweis auch tatsächlich
zu erbringen. Beispielsweise kann es sein, dass in einzelnen Ländern der Nachweis der
Straffreiheit anhand eines Führungszeugnisses nicht möglich oder nicht zumutbar ist. Bei
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die durch eine bestehende Dro-
genabhängigkeit begründet ist, könnte beispielsweise der Nachweis der Drogenfreiheit
zur Bedingung gemacht werden (insofern auch schon BayVGH, Beschluss vom 21. No-
vember 2013 - 19 C 13.1206), der durch ein entsprechendes ärztliches Attest erbracht
werden könnte. Bei straffällig gewordenen Ausländern könnte die Bedingung den Nach-
weis der Straffreiheit zum Gegenstand haben, wenn das durch die Straftaten zum Aus-
druck kommende Verhalten im Einzelfall eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung darstellt. Hiermit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Behörde den
Lebenslauf des Ausländers im Ausland nach der Aufenthaltsbeendigung in der Regel
nicht weiter verfolgen kann und es somit der Mitwirkungspflicht des Ausländers entspricht,
die positive Persönlichkeitsentwicklung aktiv darzulegen.

Tritt die Bedingung nicht ein, gilt eine andere, längere Befristung, die die Behörde für die-
sen Fall zeitgleich mit der vorgenannten Befristung festgesetzt hat. Diese Befristung kann
ihrerseits nicht erneut mit einer Bedingung verknüpft werden; Absatz 4 bleibt indessen
unberührt.

Absatz 3

Der neue Absatz 3 Satz 1 stellt klar, dass über die Dauer der Sperrfrist im pflichtgemäßen
Ermessen der zuständigen Behörden zu entscheiden ist. Damit wird der bisher offene
Wortlaut konkretisiert (vgl. insoweit die Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts,
Urteil vom 14. Februar 2011, Az.: 1 C 7/11). Nur in den in Satz 2 genannten Konstellatio-
nen darf die Frist fünf Jahre in Übereinstimmung mit Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b bzw.
mit Artikel 11 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie 2008/115/EG überschreiten. Absatz 3 Satz 3
setzt die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur regelmäßigen Höchstdauer
der Frist um (BVerwG, Urteil vom 13. Dezember 2012, AZ.: 1 C 14/12, Rn. 14).

Absatz 4

Durch den neuen Absatz 4 wird eine spezielle Rechtsgrundlage zur nachträglichen Ver-
längerung oder Verkürzung der Frist sowie zur Aufhebung des Einreise- und Aufenthalts-
verbots geschaffen. Damit wird für Änderungen der Frist der Rückgriff auf die allgemeinen
Regelungen der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder überflüssig und das Verfahren
für die Behörden vereinfacht.

Eine Verkürzung der Frist oder die Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots nach
Satz 1 kann angezeigt sein, wenn Umstände eintreten, die das Gewicht des öffentlichen
Interesses, den Ausländer aus dem Bundesgebiet fernzuhalten oder ihm die Erteilung

Drucksache 642/14-39-



eines Aufenthaltstitels im Bundesgebiet vorzuenthalten, verringern. Eine Fristverkürzung
oder Aufhebung kommt beispielsweise in Auslandsfällen in Betracht, wenn der Ausländer
seiner Ausreisepflicht innerhalb einer ihm gesetzten Ausreisefrist freiwillig nachgekommen
ist. Eine Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots ist insbesondere angezeigt,
soweit die general- bzw. spezialpräventiven Gründe für die Sperrwirkungen es nicht mehr
erfordern oder zur Wahrung der schutzwürdigen Belange des Betroffenen (vgl. hierzu
auch BVerwG, Urteil vom 6. März 2014, 1 C 5.13). Dies dürfte insbesondere bei Vorliegen
der Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Abschnitt 5 von Kapitel
2 des Aufenthaltsgesetzes, insbesondere nach § 25 Absatz 4a bis 5, § 25a und § 25b, der
Fall sein. Anders als im bisherigen Recht, wo bei den vorstehend genannten Tatbestän-
den teilweise ausdrücklich geregelt war, dass eine entsprechende aufenthaltsrechtliche
Entscheidung „abweichend von § 11 Abs. 1“ getroffen werden konnte, soll den Belangen
der betroffenen Ausländer künftig im Rahmen von Absatz 4 Rechnung getragen werden.
Die Dauer des Einreise- und Aufenthaltsverbots soll dann entsprechend verkürzt oder
aufgehoben werden, um die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zu ermöglichen. Die Neu-
regelung setzt insoweit eine entsprechende Entscheidung der zuständigen Behörde vo-
raus. Abgesehen davon ist mit der Änderung keine Erhöhung der Anforderungen an die
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a bis 5, § 25a und § 25b gegen-
über der bisher geltenden Rechtslage (vgl. insoweit die Ausführungen in Ziffer 25.5.0 der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 26. Oktober 2009) ver-
bunden.

Wenn einem Ausländer vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 25 Absatz 4a bis 5 „abweichend von § 11 Abs. 1“ erteilt worden ist (sog. Übergangsfäl-
le), wurde damit die Sperrwirkung des Einreise- und Aufenthaltsverbots aufgehoben (vgl.
BVerwG, Urteil vom 4. September 2007, 1 C 43.06, Rn. 34). Daher bedarf es in diesen
Fällen bei einer möglichen Verlängerung des Aufenthaltstitels oder der Erteilung eines
anderen Aufenthaltstitels nach Abschnitt 5 von Kapitel 2 keiner Entscheidung nach Absatz
4 über die Verkürzung oder Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots; das ur-
sprüngliche Einreise- und Aufenthaltsverbot steht jedenfalls der Verlängerung oder Ertei-
lung eines solchen Titels nicht mehr entgegen. Auch bei Beantragung eines anderen Auf-
enthaltstitels dürfte der Zweck des Einreise- und Aufenthaltsverbots einer Erteilung des
Aufenthaltstitels regelmäßig nicht mehr entgegenstehen, es sei denn, die Behörde stellt
bei diesen Übergangsfällen im Rahmen der Prüfung der Erteilungsvoraussetzungen fest,
dass dies doch der Fall ist.

Eine Verlängerung nach Satz 2 kann zum Beispiel dann angezeigt sein, wenn der Aus-
länder nachträglich weitere Ausweisungstatbestände erfüllt hat. Die Rückführungsrichtlinie
2008/115/EG steht der Verlängerung der Frist nicht entgegen: Artikel 11 Absatz 2 der
Richtlinie bestimmt insoweit nur, dass die Dauer des Einreise- und Aufenthaltsverbots
festgesetzt wird. Die Regelung schließt eine spätere Änderung der Dauer des Einreise-
und Aufenthaltsverbots nicht aus.

Hinsichtlich der Dauer eines verlängerten Einreise- und Aufenthaltsverbots findet Absatz 3
entsprechend Anwendung; auf diese Weise ist sichergestellt, dass den Vorgaben von
Richtlinie 2008/115/EG zur Dauer eines Einreise- und Aufenthaltsverbots Rechnung ge-
tragen wird.

Absatz 5

Die Regelung entspricht der bisherigen Rechtslage.

Absatz 6

§ 11 Absatz 6 ermöglicht im Einzelfall die Verhängung eines Einreise- und Aufenthalts-
verbots, wenn ein Ausländer seiner Ausreisepflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten
Ausreisefrist nachkommt, es sei denn der Ausländer ist unverschuldet an der Ausreise
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gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht erheblich. Die Ausreisefrist
selbst richtet sich nach § 59, d.h. die gesetzte Ausreisefrist muss angemessen sein und
zwischen sieben und 30 Tagen betragen (§ 59 Absatz 1 Satz 1), es sei denn eine der in
§ 59 geregelten Ausnahmen greift ein. Wird die Ausreisefrist nach § 59 Absatz 1 Satz 6
unterbrochen, beginnt sie nach Wiedereintritt der Vollziehbarkeit erneut zu laufen.

Mit der Regelung in Absatz 6 kann im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Behör-
den die Überschreitung der Ausreisefrist sanktioniert werden. Diese Regelung steht in
Übereinstimmung mit der Rückführungsrichtlinie 2008/115/EG: Gemäß Artikel 11 Absatz
1 Buchstabe b der Richtlinie geht die Rückkehrentscheidung mit einem Einreiseverbot
einher, falls der Rückkehrverpflichtung nicht nachgekommen wurde.

Sofern der Ausländer aufgrund von nicht von ihm zu vertretenden Umständen an der Ein-
haltung der Frist gehindert war, zum Beispiel wenn über einen Antrag auf einstweiligen
Rechtsschutz noch nicht entschieden ist, kann ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nicht
angeordnet werden. Gleiches gilt, wenn der Ausländer durch Krankheit an der Einhaltung
der Ausreisefrist gehindert ist. Der Ausländer muss insoweit gegenüber der Ausländerbe-
hörde Tatsachen vorbringen, die ihm das Einhalten der Frist unmöglich oder unzumutbar
gemacht haben und diese Tatsachen belegen.

Das Einreise- und Aufenthaltsverbot nach Absatz 6 kann zudem nur angeordnet werden,
wenn die Überschreitung der Ausreisefrist erheblich ist. Dies ist im Verhältnis zu der im
Einzelfall gesetzten Ausreisefrist zu beurteilen. Bei einer gesetzten Ausreisefrist von z.B.
30 Tagen dürfte eine Überschreitung von zehn Tagen erheblich sein. Die Dauer der Frist-
überschreitung ist mithin ein Ermessensgesichtspunkt bei der Anordnung des Einreise-
und Aufenthaltsverbots.

Das Einreise- und Aufenthaltsverbot nach Absatz 6 wird national auf Grundlage von § 50
Absatz 6 in INPOL und schengenweit im SIS ausgeschrieben.

Insoweit gebietet es der Grundsatz der praktischen Wirksamkeit (effet utile) von Artikel 11
Absatz 1 der Richtlinie 2008/115/EG, Rückkehrentscheidungen, die mit einem Einreise-
verbot einhergehen, zu ihrer Wirksamkeit grundsätzlich schengenweit auszuschreiben.

Abweichend von Absatz 3 gelten für das Einreise- und Aufenthaltsverbot nach Absatz 6
verkürzte Höchstfristen. So soll die Frist bei der ersten Anordnung des Einreise- und Auf-
enthaltsverbots nach Satz 1 ein Jahr nicht überschreiten. Im Übrigen soll die Frist 3 Jahre
nicht überschreiten.

Absatz 7

Nach Absatz 7 kann das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nach pflichtgemäßem
Ermessen ein Einreise- und Aufenthaltsverbot kraft gesondertem Verwaltungsakt anord-
nen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist:

Nummer 1:

Es ist eine bestandskräftige Ablehnung eines Asylantrags als offensichtlich unbegründet
nach § 29a Absatz 1 des Asylverfahrensgesetzes erfolgt und es wurde auch kein subsidi-
ärer Schutz zuerkannt, kein Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 festgestellt
und der Ausländer besitzt keinen Aufenthaltstitel.

Nummer 2:

Der Folge- oder Zweitantrag hat bestandskräftig wiederholt nicht zur Durchführung eines
Asylverfahrens geführt.
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Auf diese Weise soll es der zuständigen Behörde ermöglicht werden, im Einzelfall – wenn
aufgrund der in Absatz 7 beschriebenen Umstände eine missbräuchliche Inanspruchnah-
me des Asylverfahrens vorliegt – ein Einreise- und Aufenthaltsverbot anzuordnen, wenn
die Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 6 nicht erfüllt sind. Durch den mit der Möglich-
keit, ein solches Einreise- und Aufenthaltsverbot anzuordnen, verbundenen generalprä-
ventiven Effekt soll zugleich einer Überlastung des Asylverfahrens durch offensichtlich
nicht schutzbedürftige Personen entgegen gewirkt werden. Die entsprechenden Kapazitä-
ten sollen vielmehr für die Prüfung der Asylanträge tatsächlich schutzbedürftiger Perso-
nen eingesetzt werden.

In Bezug auf die Möglichkeit der Ausschreibung des Einreise- und Aufenthaltsverbots
nach Absatz 7 sowie in Bezug auf die Höchstfristen wird auf die Ausführungen bei Absatz
6 verwiesen.

Absatz 8 entspricht der bisherigen Rechtslage.

Absatz 9

Reist der Ausländer vor Ablauf des Einreise- und Aufenthaltsverbots in das Bundesgebiet
ein, ohne dass eine Erlaubnis nach Absatz 8 vorliegt, wird der Ablauf der Frist gehemmt.
Die Frist beginnt erst mit erneuter Ausreise wieder (weiter) zu laufen. Die Frist kann im
Einzelfall – unter Beachtung der Höchstfristen des Absatzes 3 – verlängert werden, längs-
tens jedoch um die Dauer der ursprünglichen Befristung. Die verlängerte Frist beginnt
dann mit der erneuten Ausreise zu laufen. Bei der Entscheidung über eine mögliche Ver-
längerung ist zu berücksichtigen, ob dem Ausländer die Beantragung einer Betretenser-
laubnis nach Absatz 8 zumutbar war. Dies ist etwa dann nicht der Fall, wenn der Auslän-
der einen im Sterben liegenden Angehörigen besuchen möchte und mit einer ausreichend
schnellen Erteilung einer Erlaubnis nach Absatz 8 durch die Ausländerbehörde nicht ge-
rechnet werden konnte. Der Ausländer ist auf die Möglichkeit der Fristverlängerung bei
der ursprünglichen Befristungsentscheidung nach Absatz 2 hinzuweisen.

Zu Nummer 6 (§ 14)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 11.

Zu Nummer 7 (§ 15)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neuordnung des Ausweisungsrechts in den
§§ 53 ff.

Zu Nummer 8 (§ 17a)

Das Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit eines ausländischen Berufsabschlus-
ses beziehungsweise die Erteilung der Befugnis zur Berufsausübung oder der Erlaubnis
zum Führen der Berufsbezeichnung (Berufszugang), die eine Gleichwertigkeitsfeststel-
lung beinhaltet (zum Beispiel im Krankenpflegegesetz), muss bei Drittstaatsangehörigen,
die sich im Ausland aufhalten, erfolgreich abgeschlossen sein, bevor die Bundesagentur
für Arbeit der Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung nach
zustimmen kann.

Wenn die Feststellung der vollen Gleichwertigkeit zum Beispiel wegen fehlender theoreti-
scher Kenntnisse, praktischer Fertigkeiten oder Erfahrungen nicht sofort möglich ist, ertei-
len die Behörden einen Bescheid, in dem die vorhandenen Qualifikationen aufgeführt und
die festgestellten Defizite beschrieben werden. Wenn es sich um einen reglementierten
Beruf handelt, werden in dem Bescheid Anpassungsmaßnahmen zur Erlangung der vol-
len Gleichwertigkeit festgelegt. Der Antragsteller hat in den meisten reglementierten Beru-
fen die Wahl zwischen einem Anpassungslehrgang oder einer Eignungs- oder Kenntnis-
prüfung. Unabhängig von der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation hängt die Erteilung
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einer Erlaubnis zur Berufsausübung oder zum Führen einer Berufsbezeichnung in vielen
reglementierten Berufen vom Nachweis der erforderlichen Sprachkenntnisse ab. Um ent-
sprechende Defizite auszugleichen bzw. Anpassungsmaßnahmen oder Vorbereitungs-
maßnahmen für diese durchführen zu können, können die Antragsteller bereits jetzt nach
Deutschland einreisen. Je nach Ausgestaltung der Maßnahme erhalten sie in der Regel
einen Aufenthaltstitel nach § 16 (theoretische Schul-/Fachausbildung, Sprachkurs, Prü-
fungsvorbereitung), oder nach § 17 (betriebliche Weiterbildung). In Einzelfällen kommt
auch § 18 (praktische Tätigkeit) in Betracht. Voraussetzung für die Zustimmung der Bun-
desagentur für Arbeit zu einer praktischen Tätigkeit ist in der Regel eine Vergütung in Hö-
he der üblichen Vergütung im dritten Ausbildungsjahr. Für Maßnahmen nach § 16 Absatz
5 muss der Antragsteller bereits bei Beantragung des Visums nachweisen, dass der Le-
bensunterhalt gesichert ist.

Diese verwaltungstechnischen Hürden und die finanziellen Schwierigkeiten der Antrag-
steller haben dazu geführt, dass die Neuregelung der §§ 6 und 8 der Beschäftigungsver-
ordnung trotz eines erheblichen Bedarfs insbesondere an Gesundheitsfachkräften bislang
wenig in Anspruch genommen wird. Im zweiten Halbjahr 2013 wurden lediglich 51 Auf-
enthaltserlaubnisse erteilt.

Um die Zuwanderung von Fachkräften in den Engpassberufen, insbesondere in der Kran-
kenpflege, zu erleichtern, wird in Absatz 1 ein neuer, einheitlicher Aufenthaltstitel für die
Durchführung von Bildungsmaßnahmen geschaffen, die geeignet sind, fachliche, prakti-
sche und/oder sprachliche Defizite, die der Anerkennung des ausländischen Abschlusses
bzw. dem Berufszugang entgegen stehen, auszugleichen. Bildungsmaßnahmen umfas-
sen also zum Beispiel berufs- oder fachschulische Angebote, betriebliche oder überbe-
triebliche Weiterbildungsangebote, die praktische und theoretische Bestandteile enthalten
können, Vorbereitungskurse auf Kenntnis- oder Eignungsprüfungen und allgemeine oder
berufsorientierte Sprachkurse. Der neue Aufenthaltstitel berechtigt zu einem Aufenthalt
von bis zu 18 Monaten und umfasst auch die Zeiten praktischer Tätigkeit, die bereits bis-
her möglich waren. Bei Bildungsmaßnahmen in Form eines Prüfungsvorbereitungskurses
umfasst die Aufenthaltserlaubnis auch das Ablegen der an den Vorbereitungskurs an-
schließenden Prüfung bis zur Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

Voraussetzung für die Erteilung des Aufenthaltstitels ist, dass die für die Feststellung der
Gleichwertigkeit oder für den Berufszugang zuständige Stelle fachliche, berufspraktische
oder sprachliche Defizite festgestellt hat und – im Falle eines reglementierten Berufs – die
Erforderlichkeit von Anpassungsmaßnahmen oder eines Sprachnachweises festgestellt
hat.

Des Weiteren muss die Bildungsmaßnahme geeignet sein, dem Ausländer die vollständi-
ge Anerkennung zu ermöglichen beziehungsweise die von der zuständigen Stelle festge-
stellten Defizite auszugleichen. Von einer Eignung einer nicht betrieblichen Bildungsmaß-
nahme ist in der Regel auszugehen, wenn es sich beim Bildungsanbieter um einen staat-
lichen Bildungsträger handelt, der Bildungsträger staatlich anerkannt oder nach der Aner-
kennungs– und Zulassungsverordnung Weiterbildung (AZWV) zertifiziert ist oder die Bil-
dungsmaßnahme im Rahmen von Förderprogrammen des Bundes oder der Länder ge-
fördert wird. Ist dies nicht der Fall, scheidet die Erteilung eines Aufenthaltstitels aus. Bei
einer betrieblichen Bildungsmaßnahme hat die Bundesagentur für Arbeit die Geeignetheit
insbesondere durch Prüfung des vorgelegten Weiterbildungsplans zu prüfen (§ 34 Absatz
3 der Beschäftigungsverordnung).

Absatz 2 ermöglicht dem Ausländer, während der Zeit der Bildungsmaßnahme in einge-
schränktem Umfang eine von der Bildungsmaßnahme unabhängige Beschäftigung aus-
zuüben.

Absatz 3 gestattet dem Ausländer die Ausübung einer Tätigkeit, die in einem engen be-
rufsfachlichen Zusammenhang mit dem Beruf steht, für den die Berufszulassung bzw.
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Gleichwertigkeit beantragt worden ist. Wird zum Beispiel die Anerkennung als Kranken-
pflegerin beantragt und fehlen Deutschkenntnisse, kann die Ausländerin künftig während
ihres Sprachkurses als Krankenpflegehelferin arbeiten.

Die Erlaubnis, eine Beschäftigung während der Bildungsmaßnahme auszuüben und damit
den Lebensunterhalt durch Arbeit zu sichern, wird nach den bisherigen praktischen Erfah-
rungen die Zahl der Anerkennungsverfahren und Berufszulassungen deutlich steigern.
Durch den geforderten engen Zusammenhang mit den in der späteren Beschäftigung ver-
langten berufsfachlichen Kenntnissen erlangen die Teilnehmer zusätzliche Fähigkeiten,
die für die angestrebte Beschäftigung in dem anzuerkennenden Beruf von Vorteil sind,
wie zum Beispiel die Fachsprache.

Um einem etwaigen Missbrauch vorzubeugen, auf diesem Wege Ausländer unter dem
Vorwand der Durchführung eines Anerkennungsverfahrens in Helfertätigkeiten zu be-
schäftigen, muss darüber hinaus neben dem Bescheid über die Gleichwertigkeit auch ein
verbindliches Arbeitsplatzangebot im dem künftig auszuübenden Engpassberuf für die
Zeit nach erfolgreichem Abschluss der Maßnahme nachgewiesen werden.

Der Umfang der erforderlichen Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit richtet sich nach
§ 39 in Verbindung mit der Beschäftigungsverordnung. Danach prüft die Bundesagentur
grundsätzlich, ob bevorrechtigte Arbeitnehmer zur Verfügung stehen und ob die Beschäf-
tigungsbedingungen denen deutscher Arbeitnehmer entsprechen. Die Prüfung umfasst
sowohl die Beschäftigung während der Bildungsmaßnahme als auch das Arbeitsplatzan-
gebot für die künftige qualifizierte Beschäftigung. Bei der Erteilung der Zustimmung ist
hinsichtlich der Beschäftigung während der Bildungsmaßnahme § 8 der Beschäftigungs-
verordnung zu berücksichtigen. Dies bedeutet, dass die Zustimmung in diesen Fällen oh-
ne Prüfung des Vermittlungsvorrangs erteilt wird.

Nach Absatz 4 kann die Aufenthaltserlaubnis nach der Feststellung der Gleichwertigkeit
bzw. der Erteilung des Berufszugangs bis zu einem Jahr für die Suche eines der aner-
kannten Berufsqualifikation entsprechenden Arbeitsplatzes verlängert werden. In der Zeit
der Arbeitsplatzsuche besteht die Berechtigung zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit.

Wer als Ausländer eine schulische oder betriebliche Ausbildung mit dem Ziel, einen inlän-
dischen Berufsabschluss zu erlangen, anstrebt, kann weiterhin eine Aufenthaltserlaubnis
nach § 16 Absatz 5 oder nach § 17 Absatz 1 erhalten.

In Absatz 5 wird ein neuer Aufenthaltstitel für das Ablegen einer für die Anerkennung als
Anpassungsmaßnahme erforderlichen Prüfung (Kenntnis- oder Eignungsprüfung) ge-
schaffen. In diesen Fällen ist bisher die Erteilung eines Schengen-Visums aufgrund der in
der Regel fehlenden Rückkehrbereitschaft problematisch. Die Aufenthaltserlaubnis um-
fasst das Ablegen der Prüfung bis zur Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Die Auf-
enthaltserlaubnis setzt voraus, dass eine Einstellungszusage im Falle des Bestehens der
Prüfung vorliegt. Sie berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit und zur Arbeitsplatzsuche.

Zu Nummer 9 (§ 20)

Siehe die Begründung zur Änderung von § 6.

Zu Nummer 10 (§ 23)

Das deutsche Programm zur „Neuansiedlung von Schutzsuchenden“ (sog. Resettlement)
wurde auf der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder im
Herbst 2011 zunächst für drei Jahre – beginnend ab 2012 – als Pilotprojekt beschlossen.
Resettlement zielt darauf ab, besonders schutzbedürftigen Menschen, die aus ihrer Hei-
mat in einen Drittstaat geflohen sind, aber dort keine dauerhafte Lebensperspektive ha-
ben, eine neue Perspektive im Aufnahmestaat zu eröffnen. Das deutsche Resettlement-
Programm, in dessen Rahmen seit 2012 jährlich 300 Flüchtlinge nach Deutschland kom-
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men, wird nach einem Beschluss der Herbstkonferenz der Innenminister und -senatoren
der Länder aus dem Jahr 2013 ab 2015 – im Anschluss an das erfolgreiche Pilotverfahren
– fortgesetzt und verstetigt werden. Da es somit künftig ein fest institutionalisiertes Pro-
gramm zur Neuansiedlung von Schutzsuchenden in Deutschland geben wird, soll eine
speziell auf diese Form der Zuwanderung aus humanitären Gründen zugeschnittene Re-
gelung die Voraussetzungen und Folgen sowie Privilegierungen – etwa beim Familien-
nachzug – normieren.

Nach dem neuen § 23 Absatz 4 ordnet das Bundesministerium des Innern im Benehmen
mit den obersten Landesbehörden gegenüber dem Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) an, dass eine bestimmte Zahl von Resettlement-Flüchtlingen im Rahmen
der Kontingentaufnahme aus bestimmten Erstaufnahmeländern aufgenommen werden
soll. In der jeweiligen Aufnahmeanordnung des Bundesministeriums des Innern werden
zugleich weitere Details festgelegt, z. B. zur Staatsangehörigkeit der Aufzunehmenden
und zu den weiteren Kriterien, die sie erfüllen müssen (z. B. humanitäre Kriterien, Einheit
der Familie). Auf dieser Grundlage erteilt das BAMF anschließend in Fortführung der bis-
herigen, bewährten Praxis bestimmten Personen, die z.B. vom Hohen Flüchtlingskommis-
sar der Vereinten Nationen (UNHCR) als besonders schutzbedürftig befunden und für ein
Resettlement ausgewählt wurden, im Anschluss an individuelle Interviews eine konkrete
Aufnahmezusage. Nach Durchführung des Visumverfahrens werden die Schutzsuchen-
den nach Deutschland gebracht. Die Länder vollziehen die Aufnahmeentscheidung des
BAMF durch Erteilung des entsprechenden Aufenthaltstitels. Ein Rechtsanspruch eines
einzelnen Ausländers auf Aufnahme in das Resettlement-Programm besteht nicht.

Zu Nummer 11 (§ 25 Absatz 4a, 4b und Absatz 5)

Absatz 4a:

Bereits heute enthält das Aufenthaltsgesetz in § 25 Absatz 4a eine humanitäre Sonderre-
gelung für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis an Opfer von Menschenhandel. Die
Regelung in ihrer geltenden Fassung diente vorrangig dem Ziel, die Durchführung eines
Strafverfahrens gegen die Täter zu erleichtern. Nach der bisherigen Regelung darf die
Aufenthaltserlaubnis daher nur für einen vorübergehenden Aufenthalt erteilt werden, wenn
die vorübergehende Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet für ein Strafverfahren
wegen eines Menschenhandelsdelikts erforderlich ist. Durch die Änderung in Satz 1 und
die Ergänzung um einen Satz 3 werden die Interessen des Opfers stärker in den Fokus
gerückt.

Die Änderungen in Satz 1 verdeutlichen, dass Betroffene von Menschenhandel von An-
fang an eine dauerhafte aufenthaltsrechtliche Perspektive im Bundesgebiet haben. So-
lange die Bereitschaft, im Strafverfahren zu kooperieren, besteht, soll künftig eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt und verlängert werden. Lediglich in atypischen Fällen kann davon
abgewichen werden. Der Aufenthalt wird zudem in der Neufassung nicht mehr als vo-
rübergehend qualifiziert.

Opfern von Menschenhandel kann ein Aufenthaltstitel auch nach anderen Vorschriften
unabhängig von deren Mitwirkung an einem Strafverfahren erteilt werden. Insbesondere
für minderjährige Menschenhandelsopfer kommt ein Titel z.B. nach §§ 23a, 25 Absatz 4
oder Absatz 5 in Betracht.

Die bisherige Formulierung „abweichend von § 11 Abs.1“ wird aufgehoben. Denn auf-
grund der Überarbeitung von § 11 Absatz 4 Satz 1 ist es fortan möglich, ein bestehendes
Einreise- und Aufenthaltsverbot zur Wahrung schutzwürdiger Belange des Ausländers
oder soweit es der Zweck des Verbots nicht mehr erfordert, nachträglich zu verkürzen
oder aufzuheben. Eine Aufhebung oder Verkürzung des Einreise- und Aufenthaltsverbots
ist regelmäßig vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a vorliegen (vgl. die Begründung zu § 11 Absatz 4).
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Die Streichung in § 25 Absatz 4a Satz 1 gilt ex nunc. Wenn einem Ausländer vor Inkraft-
treten dieses Gesetzes eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a „abweichend von
§ 11 Abs. 1“ erteilt worden ist, steht das ursprüngliche Einreise- und Aufenthaltsverbot
einer Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis und jedenfalls der Erteilung eines Aufent-
haltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 nicht entgegen (vgl. im Einzelnen die Begründung zu
§ 11 Absatz 4).

Mit dem neuen Satz 3 wird eine sichere Perspektive für einen Daueraufenthalt für die Zeit
nach Beendigung des Strafverfahrens geschaffen. Für die Verlängerung der Aufenthalts-
erlaubnis kommt es danach nicht mehr darauf an, ob die weitere Anwesenheit des Aus-
länders für die Durchführung eines Strafverfahrens erforderlich ist. Die Aufenthaltserlaub-
nis soll vielmehr auch aus rein humanitären oder persönlichen Gründen verlängert wer-
den. Dabei ist unter Beendigung des Strafverfahrens nicht nur eine Verurteilung unter
Mitwirkung der Betroffenen zu verstehen, sondern es sollen auch solche Konstellationen
erfasst werden, in denen ein Strafverfahren ohne Verschulden der betroffenen und aus-
sagebereiten Zeugen aus anderen Gründen nicht durchgeführt wird (beispielsweise durch
die Einstellung des Verfahrens).

Zu Absatz 4b und 5:

Zur Begründung der Streichung der Wörter „abweichend von § 11 Abs.1“ wird auf die Be-
gründung in Absatz 4a verwiesen.

Zu Nummer 12 (§ 25a)

Die bisherigen Erfahrungen mit dem am 1. Juli 2011 in Kraft getretenen § 25a haben ge-
zeigt, dass die bisherigen Erteilungsvoraussetzungen zur erforderlichen Dauer des Auf-
enthalts im Bundesgebiet und des Schulbesuchs sowie zum Zeitpunkt der erforderlichen
Antragstellung trotz anerkennenswerter Integrationsleistungen der Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis in vielen Fällen entgegenstehen. Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ist
deshalb bei Vorliegen der Voraussetzungen nunmehr als Regelfall vorgesehen. Durch die
Neufassung wird zudem nur noch auf einen vierjährigen Voraufenthalt (§ 25a Absatz 1
Nummer 1) und den erfolgreichen in der Regel vierjährigen Schulbesuch oder den aner-
kannten Schul- oder Berufsabschluss (§ 25a Absatz 1 Nummer 2) als anerkennenswerte
Integrationsleistung abgestellt. Kriterien für einen erfolgreichen Schulbesuch sind - wie
bisher - die Regelmäßigkeit des Schulbesuchs sowie die Versetzung in die nächste Klas-
senstufe. Damit können auch Jugendliche von dieser Regelung profitieren, die noch kei-
nen Schul- oder Berufsabschluss erworben haben, aber gleichwohl bereits anerkennens-
werte Integrationsleistungen unter Beweis gestellt haben. Jugendlicher ist man nach § 1
Absatz 2 des Jugendgerichtsgesetzes mit 14 Jahren. Heranwachsender ist nach § 1 Ab-
satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes, wer 18, aber noch nicht 21 Jahre alt ist.

Die Ergänzung in Absatz 1 Nummer 5 lehnt sich an die Bestimmung in § 25b Absatz 1
Nummer 2 an, wonach sich die Begünstigten dieses humanitären Bleiberechts zur freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung bekennen müssen. Im Falle des § 25a dürfen keine
konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sich der Ausländer nicht zur freiheitlichen
demokratischen Grundordnung bekennt.

Eine Aufhebung oder Verkürzung eines möglicherweise bestehenden Einreise- und Auf-
enthaltsverbots ist regelmäßig vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 vorliegen (vgl. die Begründung zu § 11
Absatz 4 Satz 1).

Die Streichung des Wortes „allein“ in Absatz 2 Satz 1 korrespondiert letztendlich mit der
Regelung in § 32 Absatz 3. Die in Absatz 2 nunmehr vorgesehene Regelerteilung einer
Aufenthaltserlaubnis für Ehegatten, Lebenspartner und Kinder, die mit dem Begünstigten
nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft leben, lehnt sich an die in § 25b Absatz 4
vorgesehene Regelung an, wobei § 31 für Ehegatten und Lebenspartner jeweils entspre-
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chend gilt. Mit der Einfügung des Absatzes 4 wird klargestellt, dass die Aufenthaltserlaub-
nis zur Ausübung einer Beschäftigung berechtigt.

Zu Nummer 13 (§ 25b)

Zu Absatz 1:

Wenn die Voraussetzungen des § 25b vorliegen, soll die Aufenthaltserlaubnis erteilt wer-
den. Sofern die in Satz 2 genannten Voraussetzungen vorliegen, ist von einer nachhalti-
gen Integration in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland auszugehen.
Nur in Ausnahmefällen kann von der Titelerteilung abgesehen werden.

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen, die ein Geduldeter regelmäßig erfüllen muss, damit
ihm eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b erteilt werden kann. Die Formulierung „setzt
regelmäßig voraus“ lässt es indessen zu, dass besondere Integrationsleistungen von ver-
gleichbarem Gewicht ebenfalls zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25b führen
können, auch wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 im Einzelfall nicht voll-
ständig erfüllt sind. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn der Ausländer ein Verhal-
ten wie etwa ein herausgehobenes soziales Engagement gezeigt hat, das eine vergleich-
bare nachhaltige Integration in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland
gewährleistet, auch wenn dafür insbesondere die Lebensunterhaltssicherung, die erfor-
derliche Aufenthaltsdauer oder die geforderten Deutschkenntnisse noch nicht vollständig
den gesetzlichen Anforderungen entsprechen; es ist daher eine Gesamtschau der Um-
stände des Einzelfalls vorzunehmen. Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis setzt danach
regelmäßig voraus, dass

 sich der Ausländer seit acht beziehungsweise sechs Jahren ununterbrochen ge-
duldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten
hat,

 er sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekennt und über Grund-
kenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebensverhältnisse im
Bundesgebiet verfügt,

 der Ausländer seinen Lebensunterhalt überwiegend durch Erwerbstätigkeit sichert
oder bei Betrachtung der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der
familiären Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen Lebensunterhalt im Sin-
ne des § 2 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes im Laufe der Zeit sichern wird, wobei
der Bezug von Wohngeld unschädlich ist,

 hinreichende mündliche Deutschkenntnisse vorliegen und

 bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatsächlichen Schulbesuch nachweist.

Nummer 1:

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis bei nachhaltiger Integration setzt gemäß Nummer
1 zunächst regelmäßig voraus, dass der Ausländer sich seit mindestens acht Jahren oder,
falls er zusammen mit einem minderjährigen ledigen Kind in häuslicher Gemeinschaft lebt,
seit mindestens sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufent-
haltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten hat. Der zu berücksichtigende Voraufenthalt
muss ununterbrochen gewesen sein; kurzfristige Unterbrechungen der Mindestaufent-
haltsdauer von bis zu drei Monaten sind unschädlich. Bei längeren Unterbrechungen des
Aufenthalts, die nicht mit der Ausländerbehörde abgestimmt wurden, werden die Vo-
raufenthaltszeiten vor dem Auslandsaufenthalt nicht mehr berücksichtigt.
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Anrechenbar sind alle ununterbrochenen Voraufenthaltszeiten, in denen sich der Auslän-
der in asyl- oder aufenthaltsrechtlichen Verfahren, d. h. geduldet, gestattet oder mit einer
Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten hat.

Nummer 2:

Nummer 2 sieht vor, dass der zu begünstigende Ausländer sich zur freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung bekennt und über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesell-
schaftsordnung und der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt.

Nummer 3:

Die eigenverantwortliche Sicherung des Lebensunterhalts gehört zu den Grundvorausset-
zungen für eine nachhaltige Integration, die vom Ausländer anzustreben ist. In Anerken-
nung des Umstandes, dass es für Geduldete aufgrund ihres ungesicherten aufenthalts-
rechtlichen Status häufig schwieriger ist, einen Arbeitsplatz zu finden, reicht es für die
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25b aus, wenn der Ausländer seinen Lebens-
unterhalt zum Zeitpunkt der Titelerteilung überwiegend sichert oder bei der Betrachtung
der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- und familiären Lebenssituation des
Ausländers zu erwarten ist, dass er seinen Lebensunterhalt im Sinne von § 2 Absatz 3
sichern wird, wobei der Bezug von Wohngeld unschädlich ist.

Für die überwiegende Lebensunterhaltssicherung ist der Bezug von Wohngeld unschäd-
lich, wenn der Lebensunterhalt auch ohne den Bezug von Wohngeld überwiegend gesi-
chert ist. Bezugspunkt für die Sicherung des Lebensunterhalts ist die Bedarfsgemein-
schaft.

Bei Personen, die sich im Studium oder der Berufsausbildung befinden, sowie bei Allein-
erziehenden, Familien mit minderjährigen Kindern oder Geduldeten, die pflegebedürftige
nahe Angehörige im Bundesgebiet pflegen (ggf. auch mit Unterstützung eines ambulanten
Pflegedienstes), soll ein vorübergehender Bezug von Sozialleistungen unschädlich sein.
Zu den nahen Angehörigen zählen insbesondere der Ehegatte, der Lebenspartner, die
Eltern und Geschwister sowie die Kinder (vgl. aber auch die Definition der nahen Angehö-
rigen in § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes). Entscheidend für die Bestimmung des Nä-
heverhältnisses ist die konkrete familiäre Situation.

Nummer 4:

Gemäß Nummer 4 sind hinreichende mündliche Deutschkenntnisse, d. h. Kenntnisse ent-
sprechend dem Niveau A 2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Spra-
chen (GER), Indiz für eine vollzogene gesellschaftliche Integration. Die Sprachkenntnisse
sind auch von nach Absatz 4 einbezogenen Familienangehörigen eigenständig zu erbrin-
gen. Die Stufe A 2 des GER beinhaltet folgende sprachliche Fähigkeiten:

 kann Sätze und häufig gebrauchte Ausdrücke verstehen, die mit Bereichen von
ganz unmittelbarer Bedeutung zusammenhängen (z. B. Informationen zur Person
und zur Familie, Einkaufen, Arbeit, nähere Umgebung),

 kann sich in einfachen, routinemäßigen Situationen verständigen, in denen es um
einen einfachen und direkten Austausch von Informationen über vertraute und ge-
läufige Dinge geht,

 kann mit einfachen Mitteln die eigene Herkunft und Ausbildung, die direkte Umge-
bung und Dinge im Zusammenhang mit unmittelbaren Bedürfnissen beschreiben.

Die geforderten mündlichen Sprachkenntnisse sind in der Regel nachgewiesen, wenn ein
geeignetes und zuverlässiges Sprachstandszeugnis der Stufe A 2 des GER vorgelegt
wird (z. B. "Deutsch-Test für Zuwanderer" – Kompetenzstufe A 2). Das Sprachstands-
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zeugnis muss auf einer standardisierten Sprachprüfung beruhen. Es existieren derzeit
drei Institute, die als deutsche Mitglieder der ALTE Association of Language Testers in
Europe derartige standardisierte Deutschprüfungen anbieten: Goethe-Institut, TestDaF-
Institut und telcGmbH (DVV). Von ALTE-Mitgliedern angebotene höherwertige Prüfungen
können ebenfalls anerkannt werden. Nicht anerkannt werden können dagegen informelle
Lernzielkontrollen, die von anderen Kursträgern erstellt und durchgeführt werden und
ebenfalls den Anspruch erheben, ein Sprachstandsniveau zu bescheinigen, da diese nicht
über einen vergleichbaren Standardisierungsgrad bei Durchführung und Auswertung ver-
fügen und auf eine wissenschaftliche Testentwicklung verzichten.

Die geforderten mündlichen Sprachkenntnisse sind ohne gesonderte Vorsprache bei der
Ausländerbehörde nachgewiesen, wenn

 bislang einfache Gespräche bei der Ausländerbehörde ohne Zuhilfenahme eines
Dolmetschers auf Deutsch geführt werden konnten,

 vier Jahre eine deutschsprachige Schule mit Erfolg (Versetzung in die nächst hö-
here Klasse) besucht, ein Hauptschulabschluss oder wenigstens gleichwertiger
deutscher Schulabschluss erworben wurde oder eine Versetzung in die zehnte
Klasse einer weiterführenden deutschsprachigen Schule erfolgt oder

 ein Studium an einer deutschsprachigen Hochschule oder Fachhochschule oder
eine deutsche Berufsausbildung erfolgreich abgeschlossen wurde.

Bei Kindern und Jugendlichen bis zum vollendeten 16. Lebensjahr ist kein Nachweis der
Deutschkenntnisse erforderlich. Hier genügt die Vorlage des letzten Zeugnisses oder der
Nachweis des Kindertagesstättenbesuchs.

Für erwerbsunfähige und lebensältere Personen ist die persönliche Lebenssituation ge-
mäß Absatz 3 zu berücksichtigen.

Nummer 5: Gemäß Nummer 5 ist bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatsächlicher
Schulbesuch nachzuweisen.

Eine Aufhebung oder Verkürzung eines möglicherweise bestehenden Einreise- und Auf-

enthaltsverbots ist regelmäßig vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung

einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Absatz 1 vorliegen (vgl. die Begründung zu § 11

Absatz 4 Satz 1).

Zu Absatz 2:

Absatz 2 regelt Ausschlussgründe. Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ist danach aus-
geschlossen, wenn der Ausländer nicht nur geringfügig strafrechtlich in Erscheinung ge-
treten ist, Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen hat oder die
Aufenthaltsbeendigung vorsätzlich verhindert oder hinausgezögert hat. In der Vergangen-
heit liegende falsche Angaben sollen bei „tätiger Reue“ außer Betracht bleiben“, vgl. hier-
zu Bundesratsdrucksache 505/12 (Beschluss).

Nummer 1:

Gemäß Nummer 1 scheidet die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 aus,
wenn der Ausländer die Abschiebung durch vorsätzlich falsche Angaben, durch Täu-
schung über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder Nichterfüllung zumutbarer Anfor-
derungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen verhindert oder
verzögert. Dieses Kriterium wird vor dem Hintergrund eingeführt, um auf diese Weise Un-
gerechtigkeiten gegenüber Ausländern, die nicht getäuscht haben, zu vermeiden. Diese
Regelung knüpft nur an aktuelle Mitwirkungsleistungen des Ausländers an, ist jedoch kei-
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ne Amnestie für jedes Fehlverhalten in den vorangegangenen Verfahren. Anders als bei
bisherigen Regelungen können beispielsweise zu Beginn des Verfahrens begangene
Täuschungshandlungen zur Staatsangehörigkeit/Identität unberücksichtigt bleiben, sofern
diese nicht allein kausal für die lange Aufenthaltsdauer gewesen sind. Diese Regelung ist
einerseits eine Umkehrmöglichkeit für Ausländer, die in einer Sondersituation getroffenen
Fehlentscheidungen zu korrigieren, andererseits ein Lösungsweg für langjährig anhalten-
de ineffektive Verfahren zwischen dem Ausländer einerseits und den staatlichen Stellen
andererseits, die ansonsten weiterhin keiner Lösung zugeführt werden könnten.

Nummer 2:

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Absatz 1 kann nicht erteilt werden, wenn ein beson-
ders schwerwiegendes oder schwerwiegendes Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54
Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 und 2 n.F. besteht. Grundsätzlich sollen nur Auslän-
der, die sich an Recht und Gesetz halten, wegen ihrer vorbildlichen Integration begünstigt
werden. Personen mit Bezügen zu extremistischen und terroristischen Organisationen
oder vorsätzlichen Straftätern ist daher die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zu versa-
gen, wobei Geldstrafen bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen bei Straftaten,
die nach dem Aufenthaltsgesetz oder Asylverfahrensgesetz nur von Ausländern began-
gen werden können, grundsätzlich außer Betracht bleiben.

Bei Vorliegen eines Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 2 Nummer 3 bis 6 n.F. wird
ebenfalls regelmäßig keine nachhaltige Integration gegeben sein.

Im Übrigen gelten im Rahmen von § 25b auch die allgemeinen Erteilungsvoraussetzun-
gen nach § 5, so dass gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 2 die Titelerteilung nach § 25b in der
Regel voraussetzt, dass kein Ausweisungsinteresse besteht.

Zu Absatz 3:

Absatz 3 sieht für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis von den Anforderungen der
Lebensunterhaltssicherung sowie des Vorliegens hinreichender mündlicher Deutsch-
kenntnisse ab bei Ausländern, die wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen
Krankheit oder Behinderung oder aus Altersgründen das Erfordernis der Lebensunter-
haltssicherung sowie das Sprachnachweiserfordernis nicht erfüllen können.

Die übrigen Voraussetzungen bleiben von dieser Ausnahmeregelung unberührt.

Zu Absatz 4:

Absatz 4 enthält die Voraussetzungen, unter denen Ehegatten, eingetragene Lebens-
partner und minderjährige ledige Kinder, die mit einem Begünstigten nach Absatz 1 in
familiärer Lebensgemeinschaft leben, eine Aufenthaltserlaubnis erhalten sollen. Der Le-
bensunterhalt der in Absatz 4 bezeichneten Familienangehörigen ist auch gesichert bzw.
überwiegend gesichert im Sinne von Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, wenn nur ein Mitglied
der Bedarfsgemeinschaft ein entsprechendes Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielt.
§ 31 gilt für Ehegatten und Lebenspartner entsprechend.

Zu Absatz 5:

Absatz 5 regelt unter anderem die Dauer der zu erteilenden Aufenthaltserlaubnis und
stellt klar, dass die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung berechtigt. Sie
kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden. Somit kommt eine Aufenthalts-
erlaubnis nach § 25b auch in Betracht, wenn zuvor ein Asylantrag nach § 30 Absatz 3 des
Asylverfahrensgesetzes als offensichtlich unbegründet abgelehnt wurde.
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Zu Nummer 14 (§ 26)

Zu Absatz 1 Satz 5:

Die Dauer der Aufenthaltserlaubnisse, die an Betroffene von Menschenhandel oder von
ausbeuterischer illegaler Beschäftigung nach § 25 Absatz 4a Satz 1 und 4b erteilt werden,
wird verlängert. Dadurch soll die Rechtssicherheit für die Betroffenen vergrößert und die
Bereitschaft, im Strafverfahren zu kooperieren, erhöht werden. Die Aufenthaltserlaubnis
für die Opfer von Menschenhandel nach der Beendigung des Strafverfahrens nach § 25
Absatz 4a Satz 3 wird jeweils für zwei Jahre erteilt bzw. verlängert.

Zu Absatz 3:

In die Regelung zur privilegierten Erteilung der Niederlassungserlaubnis nach Absatz 3
werden auch die sog. Resettlement-Flüchtlinge nach § 23 Absatz 4 aufgenommen.

Die nach bisheriger Rechtslage für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nach Ab-
satz 3 in allen Fällen erforderliche Mitteilung des Bundesamts für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF), dass die Voraussetzungen für Widerruf und Rücknahme nicht vorliegen, ent-
fällt. Künftig ist die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis nur dann nicht möglich, wenn
das BAMF mitteilt, dass die Voraussetzungen für Widerruf und Rücknahme im konkreten
Einzelfall gegeben sind. Die Änderung dient der Verwaltungsvereinfachung und entlastet
das BAMF. Bei Resettlement-Flüchtlingen kommt es insoweit darauf an, ob die Voraus-
setzungen für eine Rücknahme vorliegen.

Zu Absatz 4:

Die bisherige Regelung in Absatz 4, wonach die Inhaber sonstiger humanitärer Titel erst
nach sieben Jahren eine Niederlassungserlaubnis erteilt bekommen können, wird aufge-
hoben. Es gelten künftig die allgemeinen Voraussetzungen nach § 9. Auch diese Perso-
nengruppe muss demnach in Zukunft nur noch fünf Jahre eine Aufenthaltserlaubnis besit-
zen, sofern die weiteren Voraussetzungen von § 9, insbesondere die Lebensunterhaltssi-
cherung, vorliegen. Die Anrechnung von Aufenthaltszeiten während eines vorangegange-
nen Asylverfahrens nach Satz 3 sowie die in Satz 4 geregelte entsprechende Anwendbar-
keit des § 35 auf Kinder, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres nach Deutschland ein-
gereist sind, bleiben erhalten.

Zu Nummer 15 (§ 28)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neuordnung des Ausweisungsrechts in den
§§ 53 ff.

Zu Nummer 16 (§ 29)

Zu Absatz 2:

Durch die Ergänzung des § 29 Absatz 2 Satz 1 um § 23 Absatz 4 wird eine Gleichstellung
der im Verfahren nach § 23 Absatz 4 aufgenommenen Personen (Resettlement-
Flüchtlinge) mit Asylberechtigten und anerkannten Flüchtlingen eingeführt. Dies erscheint
angesichts der vergleichbaren Situation – die Aufnahme von Resettlement-Flüchtlingen
erfolgt mit dem Ziel, ihnen in Deutschland eine dauerhafte Aufenthaltsperspektive zu bie-
ten – geboten. Durch Aufnahme des Verweises auf § 23 Absatz 4 wird auch den Resett-
lement-Flüchtlingen der Familiennachzug zu den erleichterten, für Flüchtlinge im Sinne
von § 25 Absatz 1 und 2 Satz 1 erste Alternative geltenden Bedingungen eröffnet. Für die
Gruppe der subsidiär Geschützten (§ 4 des Asylverfahrensgesetzes), die über eine Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative verfügen, gelten für den
Familiennachzug auch bisher schon die erleichterten Bedingungen nach Absatz 2 Satz 1,
weil auch in diesen Fällen eine Herstellung der Familieneinheit im Herkunftsland nicht
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möglich ist. Durch die Änderung des Satzes 1 wird geregelt, dass diese erleichterten Vo-
raussetzungen auch dann (weiterhin) gelten, wenn dem subsidiär Geschützten im An-
schluss an die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative eine
Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 4 erteilt worden ist.

Die Gleichstellung von Asylberechtigten und anerkannten Flüchtlingen und Resettlement-
Flüchtlingen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4 beim Familiennachzug
macht eine entsprechende Ergänzung der Fristenregelung in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1
erforderlich. Außerdem werden auch die subsidiär Geschützten in den Anwendungsbe-
reich der Nummer 1 aufgenommen. Die Anwendbarkeit der dreimonatige Frist, die bereits
für Asylberechtigte beziehungsweise anerkannte Flüchtlinge gilt, sobald ihr Status unan-
fechtbar geworden ist, erscheint im Hinblick auf subsidiär Geschützte und Resettlement-
Flüchtlinge ebenfalls geboten. Bei den Resettlement-Flüchtlingen beginnt die Frist mit
Erteilung des Aufenthaltstitels nach § 23 Absatz 4. Die Gleichstellung wird durch die
Übergangsregelungen in § 104 Absatz 5 und 11 ergänzt.

Zu Absatz 3 Satz 1:

Durch den hinzugekommenen Verweis auf § 23 Absatz 2 wird die einheitliche Behandlung
des Familiennachzugs zu Personen, die im Verfahren nach § 23 Absatz 1 (Landesauf-
nahmeprogramm) und § 23 Absatz 2 (Bundesaufnahmeprogramm) aufgenommen wer-
den, sichergestellt. Dies entspricht zwar der gängigen Verwaltungspraxis, der Verweis
stellt allerdings eine einheitliche Rechtsanwendung sicher und sorgt damit für größere
Rechtssicherheit.

Absatz 3 Satz 1 findet künftig auch auf den Familiennachzug zu den Inhabern einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 oder § 25b Absatz 1 Anwendung.

Durch die Aufnahme des Verweises auf § 25 Absatz 4a Satz 1 wird der Familiennachzug
zu Opfern von Menschenhandel auch bereits während des laufenden Strafverfahrens un-
ter den Voraussetzungen von § 29 Absatz 3 Satz 1 zugelassen. Neben einem besseren
Schutz der Betroffenen soll dadurch auch die Kooperationsbereitschaft im Strafverfahren
erhöht werden: Zum einen wird die Erpressbarkeit der Betroffenen durch Drohungen ge-
gen Angehörige im Herkunftsstaat verringert, zum anderen wirkt sich die Anwesenheit der
Kernfamilie stabilisierend auf die Betroffenen aus. Für Opfer von Menschenhandel mit
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 3, d.h. nach Beendigung des Straf-
verfahrens, gelten die zusätzlichen Anforderungen von § 29 Absatz 3 nicht. Der Familien-
nachzug richtet sich in diesen Fällen nach den allgemeinen Regeln der §§ 27 ff.

Bei der Streichung der Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1
zweite Alternative (subsidiär Geschützte) aus der Aufzählung in Absatz 3 Satz 1 handelt
es sich um eine Folgeänderung, da für diese Personengruppe künftig der privilegierte
Familiennachzug nach Absatz 2 gilt.

Zu Absatz 3 Satz 3:

Bei den in Absatz 3 Satz 3 vorgenommenen Änderungen handelt es sich um Folgeände-
rungen, soweit Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 1 künf-
tig der Regelung in Absatz 3 Satz 1 unterfallen.

Bei Inhabern einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 2 oder 25b Absatz 4, d.h. bei
Familienangehörigen von Ausländern mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1
oder § 25b Absatz 1 ist ein Familiennachzug ausgeschlossen.

Zu Nummern 17, 18 und 20 (§ 30, § 32 und § 36)

Personen, die im Verfahren nach § 23 Absatz 4 auf der Grundlage der Aufnahmeanord-
nung des Bundesministeriums des Innern eine Aufnahmezusage erhalten und denen eine
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entsprechende Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde, sind hinsichtlich der Familienzusam-
menführung mit Asylberechtigten und anerkannten Flüchtlingen gleichzustellen (siehe
Änderung bei § 29 Absatz 2). Durch die Erweiterung von § 30 Absatz 1, § 32 Absatz 2
und § 36 Absatz 1 um einen Verweis auf § 23 Absatz 4 wird die gebotene Gleichbehand-
lung auch hinsichtlich des Anspruchs auf Ehegattennachzug, Kindernachzug und Nach-
zug der Eltern zu minderjährigen Kindern verwirklicht.

Ebenso wird die Privilegierung der Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2
Satz 1 zweite Alternative bzw. der Inhaber einer sich an diesen Titel anschließenden Nie-
derlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 4 beim Familiennachzug nach § 29 Absatz 2 in
den § 30 Absatz 1, § 32 Absatz 2 und § 36 Absatz 1 nachvollzogen.

Zu Nummern 19 und 21 (§ 35 und § 37)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neuordnung des Ausweisungsrechts in den
§§ 53 ff.

Zu Nummer 22 (§ 38a)

Siehe die Begründung zur Änderung von § 6.

Zu Nummer 23 (§ 44)

Die Einfügung eröffnet Inhabern einer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 23 Absatz 4, 25 Ab-
satz 4a Satz 3 und 25b Absatz 1 die Möglichkeit zur Teilnahme an einem Integrations-
kurs.

Zu Nummer 24 (§ 48)

Das wesentliche tatsächliche Hindernis für die Rückführung ausreisepflichtiger Ausländer
ist in vielen Fällen die ungeklärte Identität, die die Beschaffung für die Rückführung erfor-
derlicher Reisedokumente unmöglich macht. Dabei fehlt es bei vielen ausreisepflichtigen
Ausländern schon an einem hinreichenden Anknüpfungspunkt für die mögliche Staatsan-
gehörigkeit und mithin einem Anlass für weitere Ermittlungen in Zusammenarbeit mit den
Behörden eines möglichen Herkunftsstaates. Entsprechende Hinweise lassen sich nicht
nur schriftlichen Unterlagen, sondern in zunehmendem Maße auch Datenträgern entneh-
men, die die Betreffenden mit sich führen. So können etwa die Adressdaten in dem Mobil-
telefon eines ausreisepflichtigen Ausländers beziehungsweise gespeicherte Verbindungs-
daten aufgrund der Auslandsvorwahl wesentliche Hinweise auf eine mögliche Staatsan-
gehörigkeit geben. Erfasst sind zum Beispiel auch in elektronischer Form in (Klein-) Com-
putern gespeicherte Reiseunterlagen. Die Gesetzesänderung beseitigt Rechtsunsicher-
heiten, indem sie die Mitwirkungspflichten nach § 48 Absatz 3 ausdrücklich weiter fasst
und einen Ausländer verpflichtet, auch Datenträger, die in seinem Besitz sind, den zu-
ständigen Behörden auf Verlangen zur Verfügung zu stellen.

Absatz 3a:

Die Behörden werden zur Auswertung von Datenträgern ermächtigt, soweit dies für die
Klärung der Identität, der Staatsangehörigkeit und der Rückführungsmöglichkeit eines
Ausländers erforderlich und die Maßnahme verhältnismäßig ist. Insbesondere dürfen kei-
ne milderen, ebenfalls ausreichenden Mittel vorhanden sein. Dem Schutz des Kernbe-
reichs privater Lebensgestaltung ist Rechnung zu tragen. Insoweit ist auch nur ein Be-
diensteter mit der Befähigung zum Richteramt zur Auswertung des Datenträgers berech-
tigt.

Sofern der Ausländer den Zugriff auf den Datenträger schützt, z.B. durch die Notwendig-
keit der Eingaben von PIN und PUK, ist er verpflichtet, die notwendigen Zugangsdaten zur
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Verfügung zu stellen. Die Entgegennahme dieser Zugangsdaten erfordert im Gegensatz
zur Auswertung des Datenträgers nicht die Befähigung zum Richteramt.

Zu Nummer 25 (§ 48a)

§ 48a ergänzt die Ermächtigung nach § 48 Absatz 3a im Hinblick auf technische Geräte,
die für telekommunikative Zwecke eingesetzt werden. Soweit der Ausländer seiner Ver-
pflichtung, die notwendigen Zugangsdaten für die zulässige Auswertung etwa seines Mo-
biltelefons oder seines Smartphones zur Verfügung zu stellen, nicht nachkommt, ist die
Behörde berechtigt, diese Zugangsdaten bei dem zuständigen Telekommunikations-
dienstleister zu erheben. Derjenige, der Telekommunikationsdienste für den Ausländer
über das jeweilige technische Gerät erbringt, ist verpflichtet, die Daten unverzüglich zu
übermitteln. Zur Vermeidung heimlicher Maßnahmen ist der Ausländer von der Behörde
vorab über das Auskunftsverlangen zu informieren.

Zu Nummer 26 (§ 50)

Die bisherige Formulierung in Absatz 6 Satz 2 reflektierte nur das Einreiseverbot, das
aufgrund von Ausweisung, Abschiebung oder Zurückschiebung kraft Gesetzes entsteht.
Der neu gefasste § 11 sieht nun aber auch die Möglichkeit vor, ein Einreise- und Aufent-
haltsverbot in den in § 11 Absatz 6 und 7 festgelegten Konstellationen zu verhängen.
Auch bei diesen Einreise- und Aufenthaltsverboten, die auf einer behördlichen Anordnung
beruhen, ist die Möglichkeit zur Ausschreibung des Verbots erforderlich, um das Einreise-
und Aufenthaltsverbot auch in der Praxis an der Grenze durchsetzen zu können.

Zu Nummer 27 (§ 51)

Zu Buchstabe a)

Siehe die Begründung zur Änderung von § 6.

Zu Buchstabe b)

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Neustrukturierung und Änderung der Auswei-
sungsvorschriften nach §§ 53 bis 55.

Zu Buchstabe c)

In Absatz 10 wird zugunsten bestimmter Aufenthaltstitel von der gesetzlichen Erlöschens-
regelung in Absatz 1 Nummer 7 insoweit abgesehen, dass die genannten Titel erst nach
zwölfmonatiger Abwesenheit des Inhabers aus dem Bundesgebiet erlöschen. Diese Be-
günstigung wird nunmehr erstreckt auf langjährige Inhaber einer Niederlassungserlaubnis,
die bereits das 60. Lebensjahr vollendet haben. Mit dieser Regelung wird dem Umstand
Rechnung getragen, dass Personen, die mit der gewählten Altersgrenze häufig nicht mehr
berufstätig sind, auch längere Perioden des Jahres im Ausland verbringen. Dies gilt in
besonderem Maße für die sog. „Gastarbeitergeneration“, die aufgrund einer noch beste-
henden Verwurzelung im Herkunftsstaat häufig einen Teil des Jahres in der ersten Heimat
verbringen möchte, ohne die aufenthaltsrechtliche Bindung an Deutschland aufzugeben,
zumal im Bundesgebiet in vielen Fällen enge Familienangehörige leben. Diese besondere
Lebenssituation älterer langjähriger Inhaber einer Niederlassungserlaubnis soll mit dieser
Regelung nachgezeichnet werden. Die Altersgrenze von 60 Jahren entspricht den Wer-
tungen bei der Anwendung des Staatsangehörigkeitsgesetzes (vgl. z.B. Nummer 8.1.2.1.3
der vorläufigen Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern zum Staatsan-
gehörigkeitsrecht).
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Zu Nummer 28 (§ 52)

Die Streichung ergänzt den Schutz von aussagebereiten Opfern von Menschenhandel
und von Opfer ausbeuterischer illegaler Beschäftigung. Die Einstellung des Strafverfah-
rens, in dem der Ausländer als Zeuge aussagen sollte, führt nicht mehr zu einem Widerruf
der für das Strafverfahren erteilten Aufenthaltserlaubnis. Durch die Einführung des § 25
Absatz 4a Satz 3 sollen betroffene Opferzeugen auch dann eine aufenthaltsrechtliche
Perspektive erhalten, wenn das Strafverfahren trotz ihrer fortgesetzten Kooperationsbe-
reitschaft eingestellt wird.

Zu Nummer 29 (§§ 53 bis 56)

Das Ausweisungsrecht wird grundlegend neu geregelt. Anstelle des bisherigen dreistufi-
gen Systems von so genannter Ist-, Regel- und Ermessensausweisung tritt nun eine
Ausweisung, die stets auf der umfassenden Abwägung aller Umstände des Einzelfalles
beruht. Erforderlich ist künftig eine ergebnisoffene Abwägung des Interesses an der Aus-
reise mit dem Interesse des Ausländers am weiteren Verbleib im Bundesgebiet. Die Aus-
weisung wird verfügt, wenn die vorzunehmende Abwägung der Interessen an der Ausrei-
se mit den Interessen an einem weiteren Verbleib des Ausländers im Bundesgebiet ergibt,
dass das öffentliche Interesse an der Ausreise überwiegt.

Diese Änderung trägt der Entwicklung Rechnung, wonach das bisherige dreistufige Aus-
weisungsrecht durch die höchstrichterliche Rechtsprechung ohnehin mehr und mehr zu
einer Ermessensausweisung mit umfassender Abwägung aller Umstände des Einzelfalls
zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit modifiziert worden ist: Die Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts (vgl. nur BVerwG, Urteil vom 14. Februar 2012, 1 C 7.11, Ur-
teil vom 2. September 2009, 1 C 2/09, Urteil vom 23. Oktober 2007, 1 C 10/07 jeweils
m.w.N.), die auf entsprechende Entscheidungen des Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte sowie des Bundesverfassungsgerichts zurückgeht, hatte die Rechtsfolge
einer zwingenden oder regelmäßigen Ausweisung erheblichen Einschränkungen mit Blick
auf das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens nach Artikel 8 der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention unterworfen. Mit den vorgesehenen Änderungen soll
die Ausweisung von Ausländern an diese Entwicklung in der Rechtsprechung angepasst
werden. Die Beseitigung von Rechtsunsicherheiten im Ausweisungsrecht soll zudem die
Arbeit der Ausländerbehörden erleichtern.

Zu § 53

Die zentrale Ausweisungsnorm ist fortan § 53, der – gleichsam als Grundtatbestand – die
Ausweisung als Ergebnis einer umfassenden Abwägung aller Umstände des Einzelfalls
unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ausgestaltet. Sofern das
öffentliche Interesse an der Ausreise das Interesse des Ausländers am Verbleib im Bun-
desgebiet nach dieser Gesamtabwägung überwiegt, wird der Ausländer ausgewiesen.

Die Ausweisung im Sinne von § 53 Absatz 1 setzt tatbestandlich zunächst voraus, dass
der weitere Aufenthalt des Ausländers eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung der Bundesrepublik Deutschland darstellt. Die Begriffe öffentliche Sicherheit und
Ordnung sind i.S.d. Polizei- und Ordnungsrechts zu verstehen. Die Gefährdung dieser
Schutzgüter bemisst sich ebenfalls nach den im allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht
entwickelten Grundsätzen. Erforderlich ist die Prognose, dass mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit durch die weitere Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet ein Scha-
den an einem der Schutzgüter eintreten wird. Dabei ist mit Blick auf die verwendeten Be-
grifflichkeiten keine Ausweitung des Gefahrenbegriffs gegenüber dem bislang geltenden
Recht verbunden, sondern es werden lediglich die bislang verwandten unterschiedlichen
Formulierungen aneinander angeglichen. In die Abwägung nach § 53 Absatz 1 sind die in
§ 54 und § 55 vorgesehenen Ausweisungs- und Bleibeinteressen mit der im Gesetz vor-

Drucksache 642/14-55-



genommenen grundsätzlichen Gewichtung einzubeziehen. Neben den explizit in §§ 54
und 55 aufgeführten Interessen sind aber noch weitere, nicht ausdrücklich benannte sons-
tige Bleibe- oder Ausweisungsinteressen denkbar. Die Katalogisierung in den §§ 54 und
55 schließt daher die Berücksichtigung weiterer Umstände nicht aus. Dies folgt bereits
aus dem Grundtatbestand des § 53 Absatz 1, ist aber für die schweren, aufgrund der
Vielgestaltigkeit der Lebenssituationen bewusst nicht abschließend aufgezählten Bleibein-
teressen in § 55 Absatz 2 nochmals ausdrücklich normiert.

Die Ausweisungsentscheidung kann grundsätzlich auch auf generalpräventive Erwägun-
gen gestützt werden, wenn nach Abwägung aller Umstände des Einzelfalls das Interesse
an der Ausreise das Interesse des Ausländers an einem weiteren Verbleib im Bundesge-
biet überwiegt. Dies gilt allerdings nicht für die in § 53 Absatz 3 genannten Personengrup-
pen. Hier ist die Ausweisung nur zulässig, wenn das persönliche Verhalten des Betroffe-
nen gegenwärtig eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
darstellt, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt und die Ausweisung für die
Wahrung dieses Interesses unerlässlich ist.

Die von der Ausländerbehörde durchzuführende Abwägung aller Umstände des Einzel-
falls unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ist gerichtlich voll über-
prüfbar. Anders als bei einer Ermessensentscheidung kann es keine gerichtliche Ver-
pflichtung der ausweisenden Behörde zur Neubescheidung unter Beachtung der Rechts-
auffassung des Gerichts geben, sondern die gerichtliche Entscheidung ersetzt oder bestä-
tigt das behördliche Ergebnis. Auch dadurch soll eine Beschleunigung des Verfahrens
und schnellere Rechtssicherheit erreicht werden.

Absatz 2:

In die nach Absatz 1 vorzunehmende umfassende Abwägung der Umstände des Einzel-
falles bei jeder Ausweisung sind die in Absatz 2 genannten Kriterien einzubeziehen. Die in
Absatz 2 vorgenommene Aufzählung orientiert sich dabei an den Kriterien, die vom Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte (vgl. nur EGMR, Entscheidung vom 22. Januar
2013, Individualbeschwerde Nr. 66837/11 m.w.N.) als maßgeblich zu berücksichtigende
Gesichtspunkte im Rahmen der Abwägung herangezogen werden. Die in Absatz 2 ge-
nannten Umstände können sowohl zugunsten als auch zulasten des Ausländers wirken.
Eine lange Aufenthaltsdauer wird sich z.B. grundsätzlich zugunsten des Ausländers aus-
wirken, während kürzere Aufenthaltszeiten zu seinen Lasten gehen können. Bindungen
an das Bundesgebiet begründen ihrerseits grundsätzlich ein Bleibeinteresse, während
Bindungen des Ausländers an seinen Herkunftsstaat das Ausreiseinteresse verstärken
können. Dies kann allerdings nicht gelten in Fällen, in denen der Ausländer – unabhängig
von der Stärke seiner Bindungen und der Möglichkeit der Reintegration vor Ort – auf Bin-
dungen im Herkunftsstaat nicht verwiesen werden kann. Dies ist insbesondere der Fall,
wenn dem Betroffenen in seiner Heimat Verfolgung oder ein ernsthafter Schaden droht,
mithin vor allem bei anerkannten Asylberechtigten, Flüchtlingen oder Personen, die sub-
sidiären Schutz genießen. Auch die Schutzwürdigkeit der Bindungen des Ausländers an
das Bundesgebiet kann im Einzelfall das Ergebnis der Abwägung beeinflussen.

Die Aufzählung der in Absatz 2 genannten Kriterien ist dabei nicht abschließend. Auch
weitere Umstände, z.B. die Tatsache, dass erhebliche Integrationsleistungen bzw. erheb-
liche Integrationsdefizite oder Gründe nach § 60a vorliegen, die einer Abschiebung des
Ausländers entgegenstehen, können Berücksichtigung finden. Bei Integrationsdefiziten ist
allerdings zu berücksichtigen, ob der Ausländer diese zu vertreten hat und ihm diese da-
her entgegengehalten werden können.

Absatz 3:

Bei den in Absatz 3 bezeichneten Gruppen von Ausländern darf eine Ausweisung nur aus
spezialpräventiven Gründen verfügt werden, das heißt die Ausweisung darf nur ergehen,
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wenn das persönliche Verhalten des Betroffenen gegenwärtig eine schwerwiegende Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, die ein Grundinteresse der Ge-
sellschaft berührt und die Ausweisung für die Wahrung dieses Interesses unerlässlich ist.
Mit dieser Sonderregelung wird auch europarechtlichen Vorgaben für besonders privile-
gierte Personengruppen Rechnung getragen. Im Übrigen ist auch im Rahmen des Absat-
zes 3 – mit dem genannten geänderten Maßstab – eine Abwägung unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalls nach Absatz 1 vorzunehmen.

Zu § 54

§ 54 konkretisiert und gewichtet die Ausweisungsinteressen, die in die Abwägung nach
§ 53 Absatz 1 einzubeziehen sind. In § 54 werden in typisierter Form besonders schwer-
wiegende (Absatz 1) und schwerwiegende (Absatz 2) Interessen an der Ausweisung be-
schrieben. Das Vorliegen eines der in § 54 normierten Interessen führt indessen noch
nicht zur Ausweisung des Betroffenen. Erst die Abwägung nach § 53 Absatz 1 unter um-
fassender Würdigung aller Umstände des Einzelfalles ergibt, ob das Interesse an der Aus-
reise letztendlich überwiegt. Die in den Absätzen 1 und 2 typisierten Interessen können im
Einzelfall bei Vorliegen besonderer Umstände auch weniger oder mehr Gewicht entfalten;
beispielsweise ist es denkbar, dass die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mehr als
zwei Jahren wegen vorsätzlicher Straftat in atypischen Fällen insgesamt weniger schwer
erscheint. Maßgebend ist also letztlich die umfassende Würdigung des Einzelfalles.

Absatz 1:

Die Aufzählung in Absatz 1 benennt besonders schwer wiegende öffentliche Interessen
an der Ausweisung, d.h. in Absatz 1 sind Umstände aufgeführt, die grundsätzlich ein er-
hebliches Fehlverhalten des Ausländers belegen.

Nummer 1:

Zu den besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteressen zählen zunächst gravieren-
de vorsätzliche Rechtsverstöße des Ausländers, die rechtskräftig mit Freiheits- oder Ju-
gendstrafen von mehr als zwei Jahren geahndet worden sind, d.h. es handelt sich um
rechtskräftige Verurteilungen zu Strafen, deren Vollstreckung nicht mehr zur Bewährung
ausgesetzt werden können. Zu den besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteressen
sind auch die Fälle zu rechnen, in denen bei der letzten rechtskräftigen Verurteilung Si-
cherungsverwahrung angeordnet worden ist.

Nummer 2:

Ebenso schwer wiegt das öffentliche Ausweisungsinteresse bei Ausländern, die die frei-
heitliche demokratische Grundordnung oder die Sicherheit der Bundesrepublik gefährden.
Hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass der
Ausländer einer Vereinigung angehört oder angehört hat, die den Terrorismus unterstützt
oder er eine derartige Vereinigung unterstützt oder unterstützt hat oder eine in § 89a Ab-
satz 1 des Strafgesetzbuches bezeichnete schwere staatsgefährdende Gewalttat gemäß
§ 89a Absatz 2 des Strafgesetzbuches vorbereitet oder vorbereitet hat, es sei denn der
Ausländer nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem sicherheitsgefährdenden Handeln
Abstand. Der Ausländer muss dies glaubhaft machen. Die Möglichkeit der Exkulpation in
Satz 2 zweiter Halbsatz zeigt, dass der Betroffene Kenntnis davon gehabt haben muss,
dass die Vereinigung den Terrorismus unterstützt, der undolose Unterstützer fällt daher
nicht unter die Nummer 2.

Nummer 3:

Die Einordnung als besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse entspricht der
besonderen strukturellen Gefährlichkeit, die von einem (verbotenen) Verein ausgehen
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kann. Der Ausländer, der als Leiter eines z.B. verfassungsfeindlichen Vereins tätig war,
stellt in besonderer Weise eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dar.

Anders kann je nach den Umständen des Einzelfalles die Situation bewertet werden,
wenn die Leitereigenschaft des Ausländers bereits weit in der Vergangenheit abgeschlos-
sen wurde und der Ausländer seit langer Zeit keine Verbindung mehr zu dem (verbote-
nen) Verein und dessen Tätigkeit erkennen lässt.

Nummer 4:

Das öffentliche Interesse an der Ausweisung eines Ausländers, der zur Verfolgung politi-
scher oder religiöser Ziele Gewalt anwendet, zu Gewalt aufruft oder diese androht, wird
als besonders schwerwiegend bewertet. Der Klarstellung halber wird im Gesetzeswortlaut
deutlich gemacht, dass auch religiöse Ziele - als Untergruppe der politischen Ziele - von
diesem Ausweisungsinteresse erfasst sind, denn extremistische Netzwerke existieren
nicht nur im politischen, sondern auch im religiös-politischen Spektrum, z.B. in der Szene
der gewaltbereiten Salafisten. Auch der ehemalige Regelausweisungsgrund nach § 54 Nr.
4 (Gewalttätigkeiten im Rahmen einer verbotenen oder aufgelösten Versammlung) geht
weitgehend in Absatz 1 Nummer 4 n.F. auf, soweit die Anwendung von Gewalt gegen
Menschen oder Sachen im Rahmen einer solchen Versammlung oder eines solchen Auf-
zugs regelmäßig auch der Verfolgung politischer Ziele dient. Eine Exkulpation ist im Rah-
men der Nummer 4 nicht vorgesehen, da der Ausländer bereits Gewalt eingesetzt hat und
sich davon, anders als von einem bestimmten Gedankengut, nicht distanzieren kann.

Nummer 5

Mit der Neubewertung als besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse soll die
gesetzgeberische Wertung zum Ausdruck gebracht werden, dass bei sog. „Hasspredi-
gern“ oder Personen, die gegen andere Bevölkerungsteile hetzen, ein erhebliches Inte-
resse an der Ausreise der Person besteht. Der Gefährdung des friedlichen Zusammenle-
bens in Deutschland durch „geistige Brandstifter“ soll durch die Einordnung dieser Verhal-
tensweisen als besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse möglichst frühzeitig
und wirkungsvoll entgegengetreten werden. Das “Hasspredigen“ wiegt mithin genauso
schwer wie z.B. die möglicherweise durch eine solche Radikalisierung begründete Ge-
waltanwendung zur Durchsetzung politischer oder religiöser Ziele nach Nummer 4. Zur
weiteren Konkretisierung enthält Nummer 5 eine Aufzählung von Verhaltensweisen, in
denen von „Hasspredigen“ auszugehen ist.

Wie in Nummer 2 ist es hier möglich, dass sich der Ausländer exkulpiert, indem er er-
kennbar und glaubhaft von seinem Handeln Abstand nimmt. Dies hat der Ausländer
glaubhaft zu machen.

Absatz 2:

In § 54 Absatz 2 werden Umstände aufgezählt, die dazu führen, dass das Interesse an
der Ausweisung schwer wiegt.

Nummer 1 und 2:

Erfasst werden in Nummer 1 vorsätzliche Straftaten des Ausländers, die zu einer rechts-
kräftigen Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr geführt haben.
Nach Nummer 2 wiegt das Ausweisungsinteresse schwer, wenn der Ausländer wegen
einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu einer Jugendstrafe von min-
destens einem Jahr verurteilt und die Vollstreckung der Strafe nicht zur Bewährung aus-
gesetzt worden ist.
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Nummer 3 und 4:

Ein schwerwiegendes Ausweisungsinteresse nach Nummer 3 ist gegeben, wenn der Aus-
länder Betäubungsmittel unerlaubt anbaut, herstellt, mit ihnen Handel treibt, sie, ohne
Handel zu treiben, einführt, ausführt, veräußert, abgibt, sonst in den Verkehr bringt, er-
wirbt oder sich in sonstiger Weise verschafft.

Nummer 4 regelt die Ausweisung wegen des Konsums von Heroin, Kokain und vergleich-
bar gefährlichen Betäubungsmitteln. Für die Ausweisung wird neben dem Drogenkonsum
des Ausländers gefordert, dass dieser nicht zu einer erforderlichen, seiner Rehabilitation
dienenden Behandlung bereit ist oder sich dieser entzieht. Von einer Ausweisung wegen
Drogenkonsums ist regelmäßig abzusehen, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen,
dass der Ausländer auf Grund einer erforderlichen, seiner Rehabilitation dienenden Be-
handlung keine Drogen mehr gebrauchen wird und sich dies etwa aus der Zurückstellung
der Strafvollstreckung gemäß § 35 des Betäubungsmittelgesetzes ergibt. Der Ausländer
hat die für seine Person günstigen Gesichtspunkte vorzutragen und hierbei die erforderli-
chen Gutachten vorzulegen.

Die Nummern 5 und 6 entsprechen den Nummern 10 und 11 des bisherigen § 55 Absatz
2 a.F.

Nummer 7:

Der Ausländer, der in einer Sicherheitsbefragung vorsätzlich falsche, unvollständige oder
gar keine Angaben macht, begründet bei vorherigem Hinweis auf die Rechtsfolgen ein
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse. Der bisherige Ausweisungstatbestand aus § 54
Nummer 6 a.F. wird ergänzt um die Modalität, dass der Ausländer in einer Befragung jeg-
liche Angabe verweigert. Auch der Kreis der erfragten Personen und Organisationen wird
erweitert um solche, die der Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
oder der Sicherheit der Bundesrepublik verdächtig sind. Der Vorsatz muss auch die Ge-
fährlichkeit der Organisation oder die terroristischen Verbindungen der Person, zu denen
er befragt wurde, umfassen.

Nummer 8 entspricht § 55 Absatz 2 Nummer 1 a.F.

Nummer 9:

Mit Nummer 9 werden nicht nur vereinzelte oder geringfügige Verstöße gegen die
Rechtsvorschriften oder gerichtliche oder behördliche Entscheidungen oder Verfügungen
sanktioniert. Innerhalb der normierten Ausweisungsinteressen in § 54 Absätze 1 und 2
kommt dem Ausweisungsinteresse nach Absatz 2 Nummer 9 eine Auffangfunktion zu.

Geregelt ist nunmehr zudem, dass eine durch den Ausländer im Ausland begangene
Handlung, die im Bundesgebiet als vorsätzliche schwere Straftat anzusehen ist, ein
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse begründet. Mit dieser Neufassung soll explizit
klargestellt werden, dass ein Handeln, das im Ausland, z.B. aufgrund erheblicher kulturel-
ler Unterschiede, nicht als Straftat gilt, aber nach der deutschen Rechtsordnung eine vor-
sätzliche Straftat begründet, von Nummer 9 erfasst ist, z.B. die nicht strafbewehrte Züch-
tigung der Ehefrau. Es kommt also nicht darauf an, inwiefern das Handeln im Ausland
strafrechtlich geahndet werden kann.

Zu § 55

§ 55 entspricht in seiner Struktur § 54. Normiert werden in den Absätzen 1 und 2 beson-
ders schwerwiegende und schwerwiegende Bleibeinteressen. Die Formulierung in Absatz
2 mit „insbesondere“ macht deutlich, dass die Festlegung der schwerwiegenden Interes-
sen des Ausländers am Verbleib im Bundesgebiet nicht abschließend ist.
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In § 55 Absatz 1 und 2 soll die höchstrichterliche Rechtsprechung zu den Anforderungen
höherrangigen Rechts an die Ausweisungsentscheidung nachvollzogen werden; insbe-
sondere sollen die Anforderungen aus Artikel 8 der Europäischen Menschenrechtskon-
vention, typisierend und nicht abschließend, konkretisiert werden (vgl. auch BVerwG, Ur-
teil vom 23. Oktober 2007, 1 C 10/07).

Sofern in § 55 der Terminus „Lebenspartner“ verwendet wird, ist hiermit der eingetragene
Lebenspartner gemeint.

Absatz 1:

Erfasst sind in Absatz 1 insbesondere Personengruppen mit einer erheblichen Aufent-
haltsverfestigung oder einer Verwurzelung im Bundesgebiet.

Nummer 1 schützt den Inhaber einer Niederlassungserlaubnis, der sich seit mindestens
fünf Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat.

In Nummer 2 werden insbesondere die sog. „faktischen Inländer“ erfasst, also Personen,
die im Bundesgebiet geboren oder bereits als Minderjährige eingereist sind. In beiden
Varianten (Geburt im Bundesgebiet oder Einreise als Minderjähriger) ist zusätzlich ein
mindestens fünfjähriger rechtmäßiger Aufenthalt im Bundesgebiet erforderlich.

Ebenso geschützt werden nach Nummer 3 Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis, die mit den
in Nummer 1 und 2 bezeichneten Personen in ehelicher oder lebenspartnerschaftlicher
Lebensgemeinschaft leben.

Gemäß Nummer 4 wird auch der Ausländer begünstigt, der mit einem Deutschen in fami-
liärer oder lebenspartnerschaftlicher Lebensgemeinschaft lebt oder sein Personensorge-
recht für bzw. sein Umgangsrecht mit einem minderjährigen ledigen Deutschen ausübt.
Erforderlich für die Begünstigung des Personensorge- bzw. Umgangsrecht ist, dass es
sich um eine tatsächlich gelebte Nähebeziehung, d.h. ein tatsächliches Kümmern um den
deutschen Minderjährigen, handeln muss. Der besondere Schutz der in Nummer 4 be-
zeichneten Lebenskonstellationen beruht darauf, dass der Deutsche, der mit dem be-
troffenen Ausländer in einer familiären oder lebenspartnerschaftlichen Lebensgemein-
schaft lebt oder von der Personensorge oder dem Umgangsrecht profitiert, regelmäßig
nicht auf ein Leben und eine Familienzusammenführung im Ausland verwiesen werden
kann.

Besonders schwerwiegend ist auch das Bleibeinteresse der in Nummer 5 und 6 genann-
ten Personengruppen und Titelinhaber. Dies betrifft zum einen subsidiär Schutzberechtig-
ten bzw. Personen, die einen Asylantrag gestellt haben, ohne dass das Asylverfahren
bereits unanfechtbar ohne die Zuerkennung von Schutz abgeschlossen wird, zum ande-
ren sind hier Personen mit einem Aufenthaltstitel nach §§ 23 Absatz 4, 24, 25 Absatz 4a
Satz 3 oder § 29 Absatz 2 oder 4 erfasst.

Absatz 2:

In Absatz 2 werden typische Fallgruppen des schwerwiegenden Bleibeinteresses be-
schrieben, wobei die Aufzählung mit Blick auf die Einleitung der Vorschrift mit „insbeson-
dere“ nicht abschließend ist.

Ein schwerwiegendes Interesse am Verbleib im Bundesgebiet ist anzunehmen bei min-
derjährigen Inhabern einer Aufenthaltserlaubnis (Nummer 1) und bei Inhabern einer Auf-
enthaltserlaubnis, die sich seit mindestens fünf Jahren im Bundesgebiet aufhalten (Num-
mer 2). Das Personensorgerecht für oder das Umgangsrecht mit einem minderjährigen,
ledigen Ausländer mit rechtmäßigem Aufenthalt im Bundesgebiet begründet, sofern es
tatsächlich ausgeübt und gelebt wird, ebenfalls ein schwerwiegendes Bleibeinteresse
(Nummer 3).
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Ebenso besteht ein schwerwiegendes Bleibeinteresse zugunsten eines minderjährigen
Ausländers, dessen Eltern oder personensorgeberechtigter Elternteil sich rechtmäßig im
Bundesgebiet aufhalten (Nummer 4).

Zudem wiegt das Bleibeinteresse schwer, wenn die Belange oder das Wohl eines Kindes
zu berücksichtigen sind (Nummern 5) oder für Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 25 Absatz 4a Satz 1 (Nummer 6).

Die Aufzählung der schwerwiegenden Bleibeinteressen in Absatz 2 ist nicht abschließend.
Denkbar als schwerwiegendes Interesse am Verbleib im Bundesgebiet ist je nach den
Umständen des Einzelfalls zum Beispiel auch eine Betreuung eines sonstigen Verwand-
ten durch den Ausländer als maßgebliche Betreuungsperson oder eine Betreuung des
erwachsenen Kindes durch die Eltern, wenn dieses auf die Hilfe und Betreuung angewie-
sen ist (BVerfG, Beschluss vom 1. März 2004, 2 BvR 1570/03, Rn. 24).

Absatz 3:

Absatz 3 stellt klar, dass die sog. Fiktionszeiten nach § 81 Absatz 3 und 4 nur dann als
rechtmäßige Aufenthaltszeiten berücksichtigt werden, wenn dem Antrag des Ausländers
letztlich durch die Ausländerbehörde auch entsprochen wurde.

Zu § 56

Durch die Gesetzesänderung wird sichergestellt, dass in den Fällen, in denen ein beson-
deres schwerwiegendes Ausweisungsinteresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 vor-
liegt oder eine Abschiebungsanordnung nach § 58a erlassen worden ist, die Kontroll- und
Überwachungsmaßnahmen nach dem bisherigen § 54a auch während der aufschieben-
den Wirkung eines Rechtsbehelfs gegen die Ausweisungsverfügung oder die Abschie-
bungsanordnung greifen bzw. angeordnet werden können. Zuvor waren diese Maßnah-
men in den angeführten Fallkonstellationen zwangsläufig mit der Entscheidung über die
Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht vor Abschluss des Rechtsbehelfsverfahrens verknüpft.
Die nach Absatz 1 kraft Gesetzes entstehende Meldepflicht des Ausländers ist beschränkt
auf die terrorismus- bzw. extremismusbezogenen Ausweisungsinteressen nach § 54 Ab-
satz 1 Nummern 2 bis 5 bzw. auf die Abschiebungsanordnung nach § 58a. Bei einer
Ausweisungsentscheidung, die auf anderen Ausweisungsinteressen beruht, kann die Be-
hörde fakultativ die Meldepflicht nach § 56 Absatz 1 Satz 2 anordnen.

Der Betroffene bleibt durch die Neuregelung auch im Hinblick auf die kraft Gesetzes ein-
tretenden Maßnahmen nach § 56 Absatz 1 und 2 nicht rechtsschutzlos, da er einen An-
trag auf abweichende Entscheidung der Ausländerbehörde nach § 56 Absatz 1 Satz 1
letzter Halbsatz und Absatz 2 letzter Halbsatz stellen kann. Dieses Verpflichtungsbegeh-
ren lässt sich ggf. auch in einem Verwaltungsstreitverfahren weiterverfolgen.

Die Ergänzung in Absatz 4 ermöglicht es, bestehende Netzwerkstrukturen durch Kontakt-
verbote zu Angehörigen des Netzwerkes effektiver aufzubrechen. So verbleibt bei den
bisher schon vorgesehenen Kommunikationsmittelverboten die Möglichkeit einer persönli-
chen Kontaktaufnahme zu Netzwerkangehörigen bzw. die Möglichkeit einer Kontaktauf-
nahme unter Nutzung des dem Betroffenen zu belassenden Kommunikationsmittels. Die-
se Lücke kann durch das im Bereich der gerichtlichen Führungsaufsicht von verurteilten
Straftätern bewährte Instrument eines Kontaktverbotes (vgl. § 68b Absatz 1 Ziffer 3 StGB)
zielgerichtet geschlossen werden. Die Möglichkeit der Anordnung von Kommunikations-
mittel- bzw. Kontaktverboten nach Absatz 4 ist beschränkt auf die besonders gefahrge-
neigten schwerwiegenden Ausweisungsinteressen nach § 54 Absatz 1 Nummern 2 bis 5
sowie auf die Abschiebungsanordnung nach § 58a.

Die Voraussetzungen für die Verfügung von Kommunikationsmittelverboten und Kontakt-
verboten sind wegen der sehr weitreichenden Einschränkung für den Betroffenen im Ver-
gleich zu den Überwachungsmaßnahmen nach § 54 Absatz 1 bis 3 eng gefasst. Der
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Schwere des Eingriffs in die Rechtsphäre des Ausländers wird dadurch Rechnung getra-
gen, dass die Maßnahmen nach Absatz 4 erforderlich sein müssen, um das Fortführen
von Bestrebungen, die zur Ausweisung geführt haben, zu unterbinden oder zu erschwe-
ren. Darüber hinaus muss die Beschränkung notwendig sein, um eine erhebliche Gefahr
für die innere Sicherheit oder für Leib und Leben Dritter abzuwehren. Die bisherige For-
mulierung der „schweren“ Gefahr in § 54a wird ersetzt durch die Formulierung „erhebliche
Gefahr“.

Zu Nummer 30 (§ 59)

Absatz 1:

Mit der Änderung in Absatz 1 wird klargestellt, dass dem Ausländer die volle Ausreisefrist
erneut zur Verfügung steht, wenn die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht oder der Ab-
schiebungsandrohung zwischenzeitlich entfallen ist. Der nach Absatz 1 Satz 1 bestimmte
Zeitraum steht dem Ausländer nach Wiedereintritt der Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht
oder der Abschiebungsandrohung erneut zur Verfügung. Wenn die Vollziehbarkeit der
Abschiebungsandrohung entfallen ist, weil eine Abschiebung aus rechtlichen oder tat-
sächlichen Gründen unmöglich ist, kommt die Anordnung eines Einreise- und Aufent-
haltsverbot nach § 11 Absatz 6 nach den dort genannten Voraussetzungen erst in Be-
tracht, wenn die Ausreisefrist mit der Vollziehbarkeit der Abschiebungsanordnung erneut
zu laufen begonnen hat und dann abgelaufen ist.

Absatz 3:

Die Änderung in Absatz 3 dient der Klarstellung, dass neben den Abschiebungsverboten
aus § 60 auch die Gründe, die zur Aussetzung der Abschiebung nach § 60a führen, dem
Erlass einer Abschiebungsandrohung nicht entgegenstehen. Diese Klarstellung korres-
pondiert mit § 60a Absatz 5 Satz 3, in dem festgelegt ist, dass eine Abschiebung nach
Erlöschen der Aussetzungsgründe ohne erneute Androhung erfolgt. Hiermit erstrebte der
damalige Gesetzgeber eine Verfahrensbeschleunigung und hat zu diesem Zweck die Ent-
scheidung über die Abschiebungsandrohung und die Erteilung der Duldung voneinander
getrennt.

Zu Nummer 31 (§ 62)

Absatz 3:

Nach der geänderten Regelung in Satz 1 Nummer 5 kann ein Ausländer in Sicherungshaft
genommen werden, wenn im Einzelfall Gründe vorliegen, die auf den in § 2 Absatz 14
festgelegten Anhaltspunkten beruhen und deshalb der begründete Verdacht besteht, dass
er sich der Abschiebung durch Flucht entziehen will.

Die Regelung zur sog. Kleinen Sicherungshaft in Satz 2 wird aufgehoben.

Bei der Aufhebung von Satz 5 handelt es sich um eine Folgeänderung zu dem neu einge-
fügten Absatz 4a. Der dort geregelte Sachverhalt war bisher Gegenstand von Satz 5.

Absatz 4a:

Die neue Regelung in Absatz 4a stellt klar, dass die Anordnung von Haft in allen Fällen
des Scheiterns der Abschiebung bis zum Ablauf der Anordnungsfrist wirksam bleibt, so-
fern die Voraussetzungen für die Haftanordnung unverändert vorliegen. Somit wird künftig
auch der Fall erfasst, dass der gescheiterte Abschiebungsversuch während der in Absatz
2 Satz 3 geregelten Fortdauer der Haft zu Sicherung der Abschiebung erfolgt ist. Anders
als bisher soll es nicht mehr darauf ankommen, ob der Ausländer das Scheitern der Ab-
schiebungsmaßnahme zu vertreten hat.
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Zu Nummer 32 (§ 62a)

Absatz 1:

Die Änderung in Absatz 1 setzt das Urteil des EuGH vom 17. Juli 2014 (Rs. C-473/13 und
C-514/13) um. Künftig wird für die Frage des Vorhandenseins einer speziellen Hafteinrich-
tung nicht mehr auf die Ebene eines Landes, sondern auf das Bundesgebiet abgestellt.

Absätze 2 und 4:

Die Änderung in Absatz 4 entspricht den Vorgaben der Richtlinie 2008/115/EG. Besuche
der dort genannten Organisationen können künftig auch unabhängig von einem konkreten
Antrag oder Wunsch der inhaftierten Person stattfinden (Absatz 4). Um zugleich auch die
Perspektive des Abschiebungsgefangenen, der von sich aus in Kontakt mit einer Hilfs-
oder Unterstützungsorganisation treten möchte, ausreichend zu berücksichtigen, werden
die genannten Organisationen in Absatz 2 aufgenommen.

Absatz 3:

Die Ergänzung in Absatz 3 Satz 2 dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 3 Satz 1 der
Richtlinie 2008/115/EG. Die Gruppe der schutzbedürftigen Personen erfasst gemäß Arti-
kel 3 Nummer 9 der vorgenannten Richtlinie Minderjährige, unbegleitete Minderjährige,
Menschen mit Behinderungen, ältere Menschen, Schwangere, Alleinerziehende mit min-
derjährigen Kindern und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere
Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben.

Zu Nummer 33 (§ 62b)

§ 62b dient der Sicherstellung der Durchführbarkeit von Abschiebungsmaßnahmen, ins-
besondere bei Abschiebungen, die einen erheblichen organisatorischen Aufwand erfor-
dern. Dies kann unter den in § 62b genannten, weiteren Voraussetzungen der Fall sein
bei Sammelabschiebungen oder z.B. bei der Abschiebung in einen Zielstaat, zu dem nur
seltener Flugverbindungen angeboten werden. Die Anordnung von Ausreisegewahrsam
kann zudem in Betracht kommen, wenn die Abschiebung – z.B. aufgrund der einge-
schränkten Gültigkeitsdauer von Reisedokumenten – nur in einem eng begrenzten Zeit-
raum möglich ist. In diesen Fällen kann es im Einzelfall erforderlich sein, durch die Anord-
nung eines auf wenige Tage befristeten Ausreisegewahrsams sicherzustellen, dass der
von der Abschiebungsmaßnahme betroffene Ausländer zum für die Abschiebung vorge-
sehenen Zeitpunkt zur Verfügung steht, wenn anderenfalls die Durchführbarkeit der Maß-
nahme gefährdet wäre. Der Ausreisegewahrsam kann zugleich auch den Interessen an-
derer, derselben Abschiebungsmaßnahme (z.B. Sammelabschiebung) unterliegenden
Personen dienen, wenn auf diese Weise sichergestellt wird, dass die Abschiebungsmaß-
nahme ohne zusätzlich belastende Verzögerungen (z.B. Wartezeiten am Flughafen) oder
andere negative Folgen (z.B. Erhöhung der vom abgeschobenen Ausländer zu tragenden
Kosten der Abschiebung, wenn das Charterflugzeug nicht ausgelastet ist) durchgeführt
werden kann. Der Ausreisegewahrsam bedarf der Anordnung durch einen Richter und
darf für längstens vier Tage angeordnet werden.

Der Ausreisegewahrsam kann nur angeordnet werden, wenn der Ausländer durch sein
bisheriges, fortgesetztes Verhalten im Umgang mit den zuständigen Behörden zum Aus-
druck gebracht hat, dass er in einem Maß unzuverlässig ist, dass zu erwarten ist, dass er
die Abschiebung erschweren oder vereiteln wird. Voraussetzung für die Anordnung des
Ausreisegewahrsams ist daher zum einen, dass die Ausreisefrist nach § 59 Absatz 1 be-
reits abgelaufen ist, es sei denn der Ausländer ist unverschuldet an der Ausreise gehin-
dert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht erheblich (Nummer 1). Die Anord-
nung eines Ausreisegewahrsams ist demnach trotz Fristablaufs unzulässig, wenn der
Ausländer zum Beispiel durch Krankheit an der Einhaltung der Frist gehindert war. Der
Ausreisegewahrsam kann zudem nur angeordnet werden, wenn die Überschreitung der
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Ausreisefrist erheblich ist. Dies ist im Verhältnis zu der im Einzelfall gesetzten Ausreise-
frist zu beurteilen. Bei einer gesetzten Ausreisefrist von z.B. 30 Tagen dürfte eine Über-
schreitung von zehn Tagen erheblich sein.

Zum anderen muss der Ausländer ein Verhalten gezeigt haben, das erwarten lässt, dass
er die Abschiebung erschweren oder vereiteln wird (Nummer 2). Ein insoweit relevantes
Verhalten liegt vor, wenn der Ausländer fortgesetzt seine gesetzlichen Mitwirkungspflich-
ten verletzt oder über seine Identität oder Staatsangehörigkeit getäuscht hat. Die in
Nummer 2 beschriebenen Verhaltensweisen können auch in der Vergangenheit liegen,
soweit sie erwarten lassen, dass der Ausländer die bevorstehende Abschiebung erschwe-
ren oder vereiteln wird.

Ein Ausländer darf nicht in Ausreisegewahrsam genommen werden, wenn er glaubhaft
macht oder wenn offensichtlich ist, dass er sich der Abschiebung nicht entziehen will (Ab-
satz 1 Satz 2). Unzulässig ist die Anordnung von Ausreisegewahrsam zudem dann, wenn
feststeht, dass die Abschiebung nicht innerhalb der Anordnungsfrist nach Satz 1 durchge-
führt werden kann (Absatz 1 Satz 3).

Absatz 2:

Der Ausreisegewahrsam darf nur im Transitbereich eines Flughafens oder in einer Unter-
kunft vollzogen werden, von wo aus der Ausländer jederzeit freiwillig ausreisen kann. Der
Ausländer soll die Möglichkeit haben, den Ausreisegewahrsam jederzeit dadurch vorzeitig
zu beenden, dass er eine konkrete Reisemöglichkeit (Flugverbindung) in einen aufnah-
mebereiten Staat benennt, die er wahrnehmen möchte. In diesem Fall soll ihm die Ausrei-
se ermöglicht werden.

Absatz 3:

Absatz 3 regelt, welche Regelungen aus dem Bereich der Abschiebungshaft auf den Aus-
reisegewahrsam entsprechend Anwendung finden. Soweit § 62a Absatz 1 die Unterbrin-
gung in speziellen Hafteinrichtungen vorsieht, wird dem durch die Sonderregelung in
§ 62b Absatz 2 Rechnung getragen. Die dort genannten Einrichtungen sind spezielle
Hafteinrichtungen im Sinne von § 62a Absatz 1.

Zu Nummer 34 (§ 71)

Die Änderung in § 71 Absatz 3 Nummer 1 ist klarstellender Natur. Zu den Aufgaben der
mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behör-
den gehört auch die Zurückschiebung in Form der Überstellung auf Grundlage der Ver-
ordnung (EU) Nr. 604/2013.

Zu Nummer 35 (§ 72)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neufassung von § 11.

Zu Nummer 36 (§§ 73b und 73c)

§ 73b:

Die Auslandsvertretungen binden zunehmend nicht direkt vom Auswärtigen Amt entsand-
te Personen und Dienstleistungserbringer zur Ausführung administrativer Tätigkeiten in
das Visumverfahren ein, wozu beispielsweise die Annahme und Erfassung von Visuman-
trägen und die durch die weltweite Inbetriebnahme des EU-Visainformationssystems er-
forderlich gewordene Abnahme biometrischer Daten gehören.

Zur weiteren Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Durchführung des Visumverfahrens
und um Missbrauch im Zusammenhang mit der Prüfung der Visumanträge weitestgehend
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auszuschließen, wird es als erforderlich erachtet, eine Überprüfung dieser Personen und
Unternehmen unter Zuhilfenahme der Informationen und Erkenntnisse der Sicherheitsbe-
hörden des Bundes durchzuführen, um deren Zuverlässigkeit überprüfen zu können. Zur
Klarstellung soll für die Überprüfung der mit Aufgaben im Visumverfahren betrauten Per-
sonen und Unternehmen sowie deren Inhaber oder Geschäftsführer eine explizite
Rechtsgrundlage ins Gesetz aufgenommen werden.

Eine Überprüfung der Zuverlässigkeit darf nur durchgeführt werden, wenn die Betroffenen
der Überprüfung schriftlich zugestimmt haben. Eine wirksame Zustimmung setzt voraus,
dass die Betroffenen über die Daten, die zur Überprüfung übermittelt werden, den Zweck
der Übermittlung, die beteiligten Behörden und die Möglichkeit der Verwendung der Daten
zu anderen Zwecken informiert werden.

Die Überprüfung der Zuverlässigkeit der eingesetzten Personen, der juristischen Person
und deren Inhaber oder Geschäftsführer wird regelmäßig sowie anlassbezogen wieder-
holt. Als Turnus für die Wiederholungsprüfungen sind dabei Überprüfungen in einem Takt
von mindestens drei Jahren anzusehen.

Nicht dem Auswärtigen Amt angehörende Personen sind insbesondere die Mitarbeiter
von externen Dienstleistungserbringern nach Art. 43 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009.
Die juristische Person als solche ist in die Überprüfung ebenfalls miteinzubeziehen.

Darüber hinaus sollen auch Ortskräfte in den Auslandsvertretungen sowie Honorarkon-
suln und ihre Mitarbeiter, die bei der Antragsbearbeitung eingesetzt werden, überprüft
werden.

Befugnisse zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten zur Erfüllung der Aufgabe
der jeweiligen Sicherheitsbehörde ergeben sich bereits aus den entsprechenden gesetzli-
chen Grundlagen der Behörden. § 73b Absatz 3 stellt insoweit lediglich klar, dass diese
Befugnisse unangetastet bleiben. Durch den Bezug auf die Erforderlichkeit wird eine un-
verhältnismäßige Nutzung zu anderen Zwecken verhindert.

§ 73c:

Die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 (Visakodex) regelt in Artikel 43 die Zusammenarbeit
der Mitgliedstaaten mit externen Dienstleistungserbringern im Bereich der Schengen-Visa.
Eine solche Zusammenarbeit von deutschen Auslandsvertretungen mit externen Dienst-
leistungserbringern findet derzeit in 14 Ländern an 29 Dienstorten und weiteren 31 Orten
ohne deutsche berufskonsularische Vertretung statt.

Bedarf für eine Zusammenarbeit mit externen Dienstleistungserbringern besteht auch für
den Bereich der Beantragung bestimmter nationaler Visa (sog. D-Visa). Es soll daher eine
Rechtsgrundlage für das Tätigwerden von externen Dienstleistungserbringern bei der
Entgegennahme und Erfassung von D-Visumanträgen einschließlich der Erfassung bio-
metrischer Daten gemäß § 49 Absatz 5 Nummer geschaffen werden. Bei steigenden An-
tragszahlen trägt dies zur Arbeitsentlastung der Visastellen bei, wodurch sie die gewon-
nene Zeit für die Antragsprüfung verwenden können. Auch für die Antragsteller ergeben
sich Vorteile durch Verringerung oder Wegfall der Wartezeiten auf einen Termin in der
Visastelle, da bei einem externen Dienstleistungserbringer Anträge ohne Termin oder mit
nur geringem Vorlauf eingereicht werden können. Zudem können externe Dienst-
leistungserbringer auch an Orten, an denen sich bisher keine Visastelle befindet, tätig
werden, so dass sich erhebliche Wege- und Anreisezeiten für den Antragsteller einsparen
lassen. Mit diesen Maßnahmen kann die Attraktivität Deutschlands z.B. bei der Fachkräf-
tegewinnung erhöht werden.

Für die Zuverlässigkeitsüberprüfung des bei dem externen Dienstleistungserbringer ein-
gesetzten Personals gilt § 73b.
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Die Prüfung und Entscheidung der Visumanträge verbleiben in jedem Fall als hoheitliches
Handeln bei der Visastelle. Bei Zweifeln oder Fragen besteht für die Visastelle jederzeit
die Möglichkeit, den Antragsteller zur persönlichen Vorsprache in die Visastelle zu bitten,
Nachfragen zu stellen oder weitere Unterlagen anzufordern.

Zu Nummer 37 (§ 75)

Nummer 8:

Die Neufassung stellt die Zuständigkeit des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge für
das Aufnahmeverfahren zur Neuansiedlung von Schutzsuchenden (Resettlement-
Flüchtlinge) klar.

Nummer 12:

Die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 7 kann nur durch
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erfolgen. Das Einreise- und Aufenthaltsver-
bot ist mit seiner Anordnung von Amts wegen zu befristen. Die Zuständigkeit für die Be-
fristung wird im Gleichklang mit der Zuständigkeit für die Anordnung ebenfalls dem Bun-
desamt zugeordnet. Für die Aufhebung, Verkürzung oder Verlängerung der Frist des Ein-
reise- und Aufenthaltsverbotes nach § 11 Absatz 4 verbleibt es bei den allgemeinen Zu-
ständigkeiten nach § 71.

Zu Nummer 38 (§ 77)

Zu Absatz 1:

Es handelt sich um Folgeänderungen zu den §§ 11 und 56.

Zu Absatz 3:

Die Änderungen in Absatz 3 betreffen die in Artikel 12 Absätze 2 und 3 der Richtlinie
2008/115/EG enthaltenen Vorgaben zur Übersetzung von Rückkehrentscheidungen sowie
zur Verwendung des Standardformulars für Entscheidungen in Bezug auf die Rückkehr
illegal eingereister oder aufgrund einer strafrechtlichen Verurteilung ausgewiesener Per-
sonen. Das Standardformular enthält mindestens auch Ausführungen zu möglichen
Rechtsbehelfen.

Die Sprachen, in denen das Formular vorzuhalten ist, orientieren sich am Sprachver-
ständnis im Bezirk der jeweiligen Behörde. Insoweit können die Sprachen, in denen das
Formular vorgehalten wird, je nach Behörde variieren.

Zu Nummer 39 (§ 83)

Mit der Änderung wird ein Widerspruch gegen die Anordnung oder Befristung eines Ein-
reise- und Aufenthaltsverbots durch das Bundesamt ausgeschlossen. Die Klage gegen
eine solche Maßnahme richtet sich nach der Verwaltungsgerichtsordnung. Die Vorschrif-
ten zum Gerichtsverfahren im Asylverfahrensgesetz finden keine Anwendung, da es sich
bei dem Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 Absatz 7 nicht um eine Entscheidung
nach dem Asylverfahrensgesetz handelt.

Zu Nummer 40 (§ 84)

Nummer 7:

Widerspruch und Klage gegen die nunmehr von Amts wegen vorzunehmende Befris-
tungsentscheidung entfalten keine aufschiebende Wirkung. Zudem wird durch diese Re-
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gelung betont, dass ein Rechtsbehelf des Ausländers gegen die Befristungsentscheidung
die Durchsetzung der Ausreisepflicht unberührt lässt.

Nummer 8 und angefügter Satz 2:

Rechtsbehelfe gegen die Anordnung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots nach § 11
Absatz 6 oder 7 entfalten ebenfalls keine aufschiebende Wirkung. Hierdurch wird sicher-
gestellt, dass ein Ausländer, gegen den ein Einreise- und Aufenthaltsverbot angeordnet
worden ist, nicht bereits nach der Erhebung eines Widerspruchs, der nur bei einem Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 Absatz 6 möglich ist, oder einer Klage wieder in
das Bundesgebiet einreisen kann.

Zu Nummer 41 (§ 95)

Zu Absatz 1 Nummer 6a:

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Neuregelung der Überwachungsmaßnahmen
nach § 54a a.F. in § 56. Auch eine Verletzung des neugeschaffenen Kontaktverbots in
§ 56 Absatz 4 kann wie schon bisher der Verstoß gegen ein Kommunikationsmittelverbot
strafrechtlich sanktioniert werden.

Zu Absatz 2 Nummer 2:

Begeht jemand eine der in § 95 Absatz 2 Nummer 2 genannten Täuschungshandlungen,
um das Erlöschen oder die nachträgliche Beschränkung eines Aufenthaltstitels abzuwen-
den, so ist dies vom Unrechtsgehalt ebenso zu beurteilen wie die Begehung von Täu-
schungshandlungen zur Beschaffung eines Aufenthaltstitels oder einer Duldung. Die
Strafandrohung der Regelung wird deshalb auf die vorgenannten Handlungen erweitert.

Zu Nummer 42 (§ 98)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in § 48 Absatz 3.

Zu Nummer 43 (§ 104)

Die bisherige Übergangsregelung in Absatz 5 wird gestrichen: § 104 Absatz 5 a.F. gibt
Ausländern, denen im Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2004 und dem 31. Dezember
2004 einer der in der Norm genannten Schutzformen zuerkannt worden ist, einen An-
spruch auf einmalige kostenlose Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 44 Absatz
1. Es besteht kein Bedürfnis, die Regelung noch länger aufrecht zu erhalten, da die Be-
troffenen seit dem Inkrafttreten der Regelung am 1. Januar 2005 ausreichend Zeit hatten,
von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen.

Zu Absatz 5 n.F:

Die Verbesserungen der Rechtsstellung für Resettlement-Flüchtlinge soll auch für die
Personen gelten, die im Rahmen des deutschen Pilotprogramms zur dauerhaften Neuan-
siedlung von Schutzsuchenden eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 2 erhalten
haben.

Zu Absatz 10:

Die Neuregelung in Absatz 10 enthält eine Übergangsregelung für Personen, denen be-
reits vor Inkrafttreten des Gesetzes als Beschäftigte des Auswärtigen Amtes in einer Aus-
landsvertretung die Erfüllung einer oder mehrerer Aufgaben im Visumverfahren anvertraut
gewesen ist („Ortskräfte“). Diese können entgegen § 73b Absatz 4 ihre Tätigkeit auch
nach Inkrafttreten des Gesetzes und vor Abschluss einer Zuverlässigkeitsüberprüfung im
Sinne von § 73b Absatz 1 fortführen. Durch die Regelung soll eine ordnungsgemäße
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Durchführung der Visaverfahren nach Inkrafttreten des Gesetzes auch in den Auslands-
vertretungen sichergestellt werden, in denen bereits heute Personen im Sinne von § 73b
Absatz 1 beschäftigt sind. Ohne eine entsprechende Übergangsregelung würden bei der
Visumantragstellung bis zum Abschluss der Überprüfungen nach § 73b Absatz 2 erhebli-
che Wartezeiten entstehen.

Die Zuverlässigkeitsüberprüfungen im Sinne von § 73b Absatz 2 für diese Personen sind
innerhalb der in Absatz 10 genannten Frist durchzuführen.

Zu Absatz 11:

Die Übergangsregelung gewährleistet, dass die Möglichkeit nach § 29 Absatz 2 Satz 2
auch Ausländern offen steht, denen zwischen dem 1. Januar 2011 und der Verkündung
dieses Gesetzes in Deutschland subsidiärer Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU bzw.
der Richtlinie 2004/83/EG zuerkannt worden ist. Ohne eine gesetzliche Übergangsrege-
lung wäre die Dreimonatsfrist des § 29 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 in den meisten Fällen
von subsidiär Geschützten bei Verkündung dieses Gesetzes bereits abgelaufen. Da die
Regelung auf diese Gruppe bisher keine Anwendung fand, sind von den subsidiär Ge-
schützten auch keine entsprechenden Anträge gestellt worden. Deshalb soll die Dreimo-
natsfrist des § 29 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 für die beschriebene Gruppe einheitlich mit
Inkrafttreten dieses Gesetzes zu laufen beginnen.

Dies kann in gewissem Umfang auch zu Entlastungen bei den zuständigen Behörden und
Verwaltungsgerichten führen, weil derzeit viele subsidiär Geschützte, insbesondere mit
syrischer Staatsangehörigkeit, auf die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft klagen, um
in den Anwendungsbereich des § 29 Absatz 2 Satz 2 zu kommen und ihre Ehegatten und
Kinder auf einem sicheren Weg nachholen zu können.

Zu Nummer 44 (§ 105a)

Durch die Ergänzung wird sichergestellt, dass auch von der europarechtlich determinier-
ten neuen Regelung in § 77 Absatz 3 durch Landesrecht nicht abgewichen werden kann.
Dafür ist ein Abweichen durch Landesrecht von § 5 Absatz 3 Satz 3 und § 72 Absatz 3
künftig möglich.

Zu Artikel 2 (Änderung der Strafprozessordnung)

Durch die Änderungen werden offensichtliche redaktionelle Versehen des Gesetzgebers
beseitigt. So ist es nicht die ordnungsrechtliche Maßnahme der Ausweisung, die ein
Strafbedürfnis des Staates (vorübergehend) zurücktreten lassen kann, sondern nur die
tatsächliche oder die bevorstehende Entfernung aus dem Bundesgebiet. Ausländerbehör-
den, Strafverfolgungsbehörden und Gerichte haben den bisher verwendeten Begriff der
Ausweisung in Anbetracht dieses offensichtlichen Versehens ohnehin untechnisch ver-
standen und im Sinne des tatsächlichen oder bevorstehenden Vollzugs einer Ausreise-
pflicht ausgelegt. Durch die Gesetzänderung wird diese nach Sinn und Zweck der Rege-
lung gebotene Auslegung nachvollzogen.

Zu Artikel 3 (Änderung des Gesetzes zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der
Europäischen Union)

Bei Einführung des Aufenthaltstitels zur Arbeitsplatzsuche lagen keine Erfahrungen vor,
da es in Deutschland bis dahin keinen Aufenthaltstitel gab, der mit § 18c Aufenthaltsge-
setz vergleichbar gewesen wäre. Es bestand die Befürchtung, dass dieser neue Aufent-
haltstitel rechtsmissbräuchlich ausgenutzt werden könnte. Nach der Gesetzesbegründung
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zu der Außerkrafttretensregelung von Artikel 6 Absatz 2 des Gesetzes zur Umsetzung der
Hochqualifizierten-Richtlinie der Europäischen Union könne mit einem Gesetzgebungs-
verfahren diese Außerkrafttretensregelung aufgehoben werden, wenn festgestellt wird,
dass ein Rechtsmissbrauch im Zusammenhang mit diesem Aufenthaltstitel nicht erfolgte.

Bei Einführung von § 18c Aufenthaltsgesetz wurde der Personenkreis, der diese Rege-
lung in Anspruch nehmen konnte, auf Ausländer beschränkt, die sich im Ausland aufhiel-
ten. Bereits mit dem Gesetz zur Verbesserung der Rechte von international Schutzbe-
rechtigten und ausländischen Arbeitnehmern, das am 6. September 2013 in Kraft trat,
wurde der Personenkreis auf Ausländer erweitert, die sich zur Erwerbstätigkeit in
Deutschland aufhalten. Auch in der Folge dieser Erweiterung des Personenkreises ist
keine rechtsmissbräuchliche Nutzung des Aufenthaltstitels nach § 18c Aufenthaltsgesetz
gekannt geworden. Es ist daher gerechtfertigt, die Außerkrafttretensregelung aufzuheben,
um damit auch von dem insofern gesetzlich verankerten Misstrauen gegenüber hochquali-
fizierten Zuwanderern Abstand zu nehmen und damit einen weiteren Beitrag zur Will-
kommenskultur zu leisten.

Zu Artikel 4 (Freizügigkeitsgesetz/EU)

Drittstaatsangehörige erwerben als Familienangehörige von Unionsbürgern nach fünfjäh-
rigem rechtmäßigen Aufenthalt mit dem Unionsbürger im Bundesgebiet ein eigenständi-
ges Daueraufenthaltsrecht gemäß § 4a Absatz 1 FreizügG/EU, welches nicht mehr vom
Erfüllen der Voraussetzungen des § 2 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 FreizügG/EU ab-
hängig ist (i.e. Begleiten des oder Nachziehen zu dem Unionsbürger).

Auf den Familiennachzug von Familienangehörigen dieser Personen (z.B. Stiefkinder o-
der Schwiegereltern des Unionsbürgers) findet das Freizügigkeitsrecht dann weiterhin
Anwendung, wenn die Voraussetzungen eines Familiennachzugs zu einem Unionsbürger
gemäß § 3 Absatz 1 und 2 FreizügG/EU weiterhin erfüllt sind. Dies kann zum Beispiel
dann der Fall sein, wenn der Drittstaatsangehörige - nach Erwerb des freizügigkeitsrecht-
lichen Daueraufenthaltsrechts - weiterhin mit dem stammberechtigten Unionsbürger ver-
heiratet ist und daher die Rechtsstellung des Unionsbürgers als freizügigkeitsberechtigt
den Nachzugsanspruch vermittelt.

Wenn sich der Anspruch auf Familiennachzug jedoch allein auf die Rechtstellung aus
§ 4a Absatz 1 Satz 2 FreizügG/EU stützt, handelt es sich um einen Familiennachzug zu
daueraufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen, welcher in der Freizügigkeitsrichtli-
nie 2004/38/EG nicht geregelt ist. Vielmehr fällt der Familiennachzug zu Drittstaatsange-
hörigen in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2003/86/EG, die den Nachzug zu Dritt-
staatsangehörigen regelt. Die Vorschriften dieser Richtlinie werden im Aufenthaltsgesetz
umgesetzt.

Die Einfügung im Freizügigkeitsgesetz/EU dient somit der Klarstellung in Bezug auf den
Familiennachzug zu Drittstaatsangehörigen, die ein freizügigkeitsrechtliches Dauer-
aufenthaltsrecht nach § 4a Absatz 1 Satz 2 erworben haben. Damit gelten für den Nach-
zug zu diesen Personen die Regelungen des Aufenthaltsgesetzes.

Durch die Verweisung auf die Vorschriften zum Familiennachzug zu Inhabern eines Dau-
eraufenthaltsrechts-EU wird klargestellt, dass in diesen Fällen die einschlägigen Regelun-
gen des Aufenthaltsgesetzes zum Familiennachzug zu Inhabern dieses Aufenthaltstitels
entsprechend Anwendung finden sollen. Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU und das
Recht nach § 4a Absatz 1 Satz 2 sind von der Rechtsstellung, die sie vermitteln, ver-
gleichbar, so dass eine Gleichstellung beim Familiennachzug sachgerecht erscheint.
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Die Vorschrift folgt im Übrigen den bestehenden Regelungen zum Familiennachzug zu
Drittstaatsangehörigen mit eigenständigem freizügigkeitsrechtlichen Aufenthaltsrecht in
§ 3 Absatz 3 Satz 2 sowie § 3 Absatz 5 Satz 2 des Freizügigkeitsgesetzes/EU.

Zu Artikel 5 (Beschäftigungsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 8)

Mit der Vorschrift des Absatzes 1 wird ein Redaktionsversehen bereinigt.

Absatz 2 regelt hinsichtlich des in § 17a Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes neu geschaf-
fenen Aufenthaltstitels, dass die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ohne Prüfung
des Vermittlungsvorrangs erfolgt. Dies erscheint sachgerecht, da es sich um individuelle
betriebliche Anpassungsmaßnahmen handelt.

Wie bisher orientiert sich der zeitliche Rahmen der Zustimmung an der Dauer, die für die
Erreichung des Weiterbildungszieles erforderlich ist (§ 34). Dabei wird davon ausgegan-
gen, dass die Qualifikation bereits grundsätzlich gegeben ist und es nur noch der Feststel-
lung der Gleichwertigkeit bedarf. Die in § 17a Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes genannte
Höchstgrenze stellt sicher, dass die Dauer der Weiterbildung deutlich kürzer als eine
Erstausbildung ist und nicht lediglich als Vorwand für die Ausübung einer gering qualifi-
zierten Beschäftigung nach § 17a Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes dient.

Das in § 17a Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes enthaltene Zustimmungserfordernis um-
fasst zwei Elemente: Erstens die Zustimmung zu der zeitlich nicht eingeschränkten Be-
schäftigung, deren Anforderungen in einem engen Zusammenhang mit den in der späte-
ren Beschäftigung verlangten berufsfachlichen Kenntnissen stehen, und zweitens die Zu-
stimmung zu dem erforderlichen konkreten Arbeitsplatzangebot für eine spätere Beschäf-
tigung. Die Zustimmung zu der die Bildungsmaßnahme begleitenden Beschäftigung er-
folgt ohne Vorrangprüfung, da die Beschäftigung gerade dazu dienen soll, den Lebensun-
terhalt während des Besuchs dieser Maßnahme zu sichern. Die Zustimmung zu der spä-
teren Beschäftigung umfasst die Prüfungen, die sich aus dem jeweiligen Zulassungstat-
bestand für diese Beschäftigung ergeben. Im Falle der Blauen Karte EU oder den Fällen
des § 6 erfolgt die Zustimmung daher ohne Vorrangprüfung, im Falle des § 2 Absatz 3
zum Beispiel mit Vorrangprüfung. Die Vergleichbarkeit der Beschäftigungsbedingungen
mit denen inländischer Beschäftigter ist immer zu prüfen.

Zu Nummer 3 (§ 16)

Gemäß § 16 bedürfen Visa für Geschäftsreisende dann nicht der Zustimmung der Bunde-
sagentur für Arbeit, wenn sich diese nicht länger als drei Monate innerhalb eines Zeit-
raums von 12 Monaten in Deutschland aufhalten wollen. Gemäß § 30 Nummer 2 gilt diese
Tätigkeit auch nicht als Beschäftigung (d.h. von der Visumpflicht befreite Drittstaatsange-
hörige können Geschäftsreisen in diesem Zeitraum ohne Visum durchführen).

Demgegenüber bestimmt Artikel 1 des Visakodex, dass Schengen-Visa für einen Aufent-
halt von 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen erteilt werden können (bzw.
visabefreite Staatsangehörige sich ohne Visum für diesen Zeitraum im Schengenraum
aufhalten können).

Diese Diskrepanz zwischen Schengenrecht auf der einen (90 Tage innerhalb von 180
Tagen) und nationalem Ausländerbeschäftigungsrecht (3 Monate innerhalb von 12 Mona-
ten) auf der anderen Seite führt in der Praxis zu zahlreichen Unschärfen und schwierigen
Abgrenzungsfragen.
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Bisher wurde in der Praxis aufgrund der Nichtbeschäftigungsfiktion Geschäftsreisen mit
Besuchsreisen weitgehend gleichgesetzt, d.h. Geschäftsreisenden wurde in der Regel für
höchstens zweimal 90 Tage im Jahr der Aufenthalt im Schengenraum gestattet. Mit Blick
auf §§ 16, 30 war dies nicht unproblematisch, aber letztlich unvermeidlich, denn der
Nachweis bzw. die Überprüfung der Ausschöpfung oder Nichtausschöpfung der zustim-
mungsfreien „Erwerbstätigkeit“ von lediglich drei Monaten innerhalb von 12 Monaten war
im Einzelfall praktisch nicht möglich.

Der Wertungswiderspruch zwischen dem Visarecht und dem Beschäftigungsrecht wird
dahingehend aufgelöst, dass künftig Geschäftsreisen für die Dauer von 90 Tagen inner-
halb von 180 statt 360 Tagen möglich sind. Dies erleichtert die Geschäftsbeziehungen mit
dem Ausland und führt zu Vorteilen für die deutsche Wirtschaft.

Zu Nummer 10 (§ 30)

Zu Buchstabe a)

Die Nichtbeschäftigungsfiktion für Führungskräfte nach § 3 führt über die Regelung von
§ 17 Absatz 2 Satz 3 der Aufenthaltsverordnung für Staatsangehörige von im Anhang II
der EG-Visa Verordnung genannten Staaten (Positivstaater) dazu, dass diese für einen
Zeitraum von 90 Tagen innerhalb von 180 Tagen keines Visums bedürfen. Zur Herstel-
lung der Parallelität der Regelungen wird die bisherige Regelung, die die Nichtbeschäfti-
gungsfiktion von § 30 Nummer 1 für diese Tätigkeiten, nach der diese dann nicht als Be-
schäftigung im Sinne des Aufenthaltsrechts gelten, wenn sie bis zu sechs Monate inner-
halb von zwölf Monaten im Bundesgebiet ausgeübt werden, an die Regelung von § 17
Absatz 2 Satz 3 der Aufenthaltsverordnung angepasst, ohne den insofern bestehenden
Nutzungszeitraum einzuschränken.

Im Übrigen Folgeänderung zur Änderung des § 16.

Zu Nummer 11 (§ 34)

Redaktionelle Ergänzung in Folge der Einführung des neuen § 17a des Aufenthaltsgeset-
zes.

Im Übrigen siehe die Begründung zur Änderung von § 6 des Aufenthaltsgesetzes.

Zu Artikel 6

Der Artikel regelt das Inkrafttreten.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der

Aufenthaltsbeendigung (NKR-Nr. 2880)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten

Regelungsvorhabens geprüft.

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger

Zeitaufwand:

Erteilung der Aufenthaltserlaubnis, § 17a
AufenthG: Zeitaufwand pro Antrag:

Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten
Jugendlichen und Heranwachsen, § 25a

AufenthG: Zeitaufwand pro Antrag:

Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger
Integration, § 25b AufenthG: Zeitaufwand

pro Antrag:

ca. 2.179 Tage

197 min. / 300 Fälle

78 min. / 1.000 Fälle

100 min. / 30.000 Fälle

Wirtschaft

Erfüllungsaufwand: nicht quantifizierbar

Verwaltung

Erfüllungsaufwand: 2,7 Mio. Euro

Evaluierung Das Gesetz wird fünf Jahre nach seinem
Inkrafttreten evaluiert.

Der NKR erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwände gegen die
Darstellungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvorhaben.

Das Ressort hat sich sehr um die Quantifizierung des Erfüllungsaufwandes beim
Auswärtigen Amt, dem Statistischen Bundesamt, dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge bemüht. Allerdings haben insbesondere die Rückmeldungen der Länder
und Verbände nur wenig greifbare Erkenntnisse zur Quantifizierung des
Erfüllungsaufwandes geliefert.

Das BMI hat sehr detailliert im Rahmen der Ermittlung des Erfüllungsaufwandes die
einzelnen Verfahrensschritte und Handlungen der Bürgerinnen und Bürger sowie der
Verwaltung dargestellt. Die Ausführungen und Annahmen lassen sich im Detail genau
nachvollziehen und sind plausibel.

II. Im Einzelnen

1. Regelungsinhalte mit ihrem jeweiligen Erfüllungsaufwand
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1.1. Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger sowie die Verwaltung

Der Erfüllungsaufwand wurde mit Hilfe der im Projekt „Gebühren im

Ausländerrecht“, Teil 2 des Statistischen Bundesamtes gewonnenen Ergebnisse

ermittelt bzw. plausibilisiert. Im Rahmen dieses Projektes wurden Befragungen

durchgeführt. Dabei wurde der Zeitaufwand erhoben, der bei der Bearbeitung

eines Antrags auf eine Aufenthaltserlaubnis seitens der zuständigen

Ausländerbehörden von der Antragstellung bis zur Aushändigung des

Aufenthaltstitels entsteht. Diese Erkenntnisse sind bei der Ermittlung des

Erfüllungsaufwandes eingeflossen.

Einreise- und Aufenthaltsverbot, § 11 AufenthG

Die Anpassungen der Regelungen zum Einreise- und Aufenthaltsverbot zeichnen

zum überwiegenden Teil Vorgaben höherrangigen Rechts nach, die mit erhöhtem

Erfüllungsaufwand verbunden, aber von den zuständigen Behörden weitestgehend

jetzt schon beachtet wurden. Dies betrifft bspw. die schon jetzt verpflichtende

Befristung des Einreise- Aufenthaltsverbots von Amts wegen oder die Möglichkeit

der Verkürzung bzw. Aufhebung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots auch im

Inland.

In der Vergangenheit waren ca. 7.000 Ausländer jährlich mit jeweils 103 Minuten

von der Antragstellung auf Befristung des Einreise- und Aufenthaltsverbots

betroffen. Durch die Befristung von Amts wegen kommt es zu einer Verringerung

des Aufwandes für die betroffenen Ausländer. Inwieweit sich dieser

Erfüllungsaufwand aufgrund der in der Vergangenheit bereits erfolgten Befristung

von Amts wegen reduzieren wird, kann nicht abgeschätzt werden.

Bei der Festsetzung des Einreise- und Aufenthaltsverbotes ist der Ausländer

darauf hinzuweisen, dass wenn er entgegen dem Einreise- und Aufenthaltsverbot

in das Bundesgebiet einreist, die ihm gesetzte Frist verlängert werden kann. Der

Hinweis wird im Regelfall als eine allgemeine Formulierung in der

Ausweisungsverfügung oder der Abschiebungsandrohung enthalten sein. Insofern

wird kein zusätzliches Verwaltungsverfahren notwendig, so dass kein

Erfüllungsaufwand entsteht.

Nach § 11 Abs. 4 Satz 1 AufenthG kann das Einreise- und Aufenthaltsverbot

aufgrund nachträglich eingetretener Umstände aufgehoben oder verkürzt werden.

Dies wird nur in Einzelfällen erfolgen. Der Erfüllungsaufwand ist somit
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vernachlässigbar. Dies gilt auch für die nachträgliche Verlängerung eines Einreise-

und Aufenthaltsverbots.

Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 17a AufenthG

Nach § 17a AufenthG darf einem Ausländer unter bestimmten Voraussetzungen

eine Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Durchführung einer

Bildungsmaßnahme erteilt werden. Dies war bislang nach den §§ 16 und 17

AufenthG grundsätzlich möglich. Zukünftig werden ausgehend von diesen

bisherigen Erfahrungen voraussichtlich zusätzlich 300 Ausländer eine

Bildungsmaßnahme durchführen, um die deutsche Sprache im Inland zu erwerben

und weitere berufspraktische Kenntnisse und Erfahrungen zu sammeln.

Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis verursacht sowohl bei der

Ausländerbehörde, der Bundesagentur für Arbeit sowie dem Ausländer

Erfüllungsaufwand. So muss die Bundesagentur für Arbeit der

Ausländerbeschäftigung bei betrieblichen Maßnahmen, die ungefähr die Hälfte der

zusätzlich begonnenen Maßnahmen darstellen werden, zugestimmt haben, sofern

die Anwendung der Rechtsverordnung nach § 42 AufenthG oder

zwischenstaatliche Vereinbarungen nicht zum Tragen kommen.

In den Fällen des § 17a Abs. 1 Satz 3 AufenthG muss die Bundesagentur für

Arbeit die betriebliche Weiterbildungsmaßnahme prüfen. Die Prüfung dauert

durchschnittlich 65 Minuten für einen Mitarbeiter im gehobenen Dienst und 45

Minuten für einen Mitarbeiter im mittleren Dienst. Dadurch entstehen Kosten von

90 Euro pro Fall, was bei 150 neuen Fällen zu einem Erfüllungsaufwand von

13.500 Euro führt.

In den Fällen des § 17a Absatz 3 muss die Bundesagentur für Arbeit in

geschätzten 200 Fällen die Beschäftigung während der Bildungsmaßnahme

prüfen. Die Prüfung, inwieweit die Anforderungen dieser Beschäftigung im engen

Zusammenhang zu den in der späteren Beschäftigung verlangten

berufspraktischen Kenntnissen stehen, erfordert die Arbeit eines Mitarbeiters im

gehobenen Dienst von durchschnittlich 55 Minuten und eines Mitarbeiters im

mittleren Dienst von durchschnittlich 39 Minuten. Für die Feststellung der

Einhaltung der Voraussetzungen für die Besetzung des künftigen Arbeitsplatzes

müssen zusätzlich die Beschäftigungsbedingungen des künftigen Arbeitsplatzes

geprüft werden. Dies verursacht einen Aufwand in gleicher Höhe. Der
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Erfüllungsaufwand je Fall beträgt 160 Euro, was bei 200 Fällen zu einem

Gesamtaufwand von 32.000 Euro führt.

Zugleich entsteht den Ausländerbehörden Erfüllungsaufwand, da diese die

Aufenthaltserlaubnis unter Einbeziehung der Prüfungsergebnisse der

Bundesagentur für Arbeit bescheiden müssen. Die Antragsbearbeitung bei den

Ausländerbehörden (Kommunen) dauert durchschnittlich 90 Minuten und wird

regelmäßig von Mitarbeitern des mittleren Dienstes durchgeführt. Es entsteht

dadurch ein Erfüllungsaufwand von 20.925 Euro.

Im Falle des § 17a Abs. 5 AufenthG muss die Bundesagentur für Arbeit prüfen, ob

der künftige Arbeitsplatz durch einen Ausländer besetzt werden darf. Hierdurch

entsteht bei der Bundesagentur für Arbeit ein Aufwand von 80 Euro je Fall bei

jeweils 55 Minuten für Mitarbeiter im gehobenen Dienst und 39 Minuten für

Mitarbeiter im mittleren Dienst. Bei 300 Fällen im Jahr beträgt der

Erfüllungsaufwand 24.000 Euro.

Bei diesem Verfahren entsteht dem Ausländer im Einzelfall ein Zeitaufwand von

197 Minuten. Voraussichtlich 300 Ausländer werden jährlich eine solche

Aufenthaltserlaubnis beantragen, so dass insgesamt ein Zeitaufwand für die

Bürgerinnen und Bürger von 59.100 Minuten entsteht.

Möglichkeit der Anordnung des BMI im Rahmen der Neuansiedlung von

Schutzsuchenden, § 23 Absatz 4 AufenthG

Nach § 23 Absatz 4 AufenthG kann das Bundesministerium des Innern im

Rahmen der Neuansiedlung von Schutzsuchenden im Benehmen mit den

obersten Landesbehörden anordnen, dass für ausgewählte Schutzsuchende eine

Aufnahmezusage erteilt wird. Diese Kontingentaufnahmen wurden bisher nach §

23 Abs. 2 AufenthG durchgeführt. Der Erfüllungsaufwand wird sich durch die neue

Rechtsgrundlage im Vergleich zum vorherigen Aufnahmeverfahren nicht ändern,

da die Aufnahmeanordnung in gleicher Weise wie bisher zustande kommen wird.

Aufenthaltserlaubnis einer Person, die Opfer von Menschenhandel geworden

ist, § 25 Absatz 4a Satz 1 AufenthG

Nach § 25 Abs. 4a Satz 1 AufenthG soll eine Aufenthaltserlaubnis an eine Person,

die Opfer von Menschenhandel geworden ist, erteilt werden. In den Jahren 2012

wurden an 27 Ausländer und 2013 an 40 Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis

nach § 25 Absatz 4a AufenthG a.F. erteilt. Mit den Verlängerungen belaufen sich
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die Zahlen auf 62 Aufenthaltserlaubnisse im Jahr 2012 und

84 Aufenthaltserlaubnisse im Jahr 2013 auf der Grundlage des § 25 Absatz 4a des

Aufenthaltsgesetzes a.F.. Auf Grund dessen wird geschätzt, dass bei ca.

100 Ausländern jährlich entschieden werden muss, ob die Aufenthaltserlaubnis

erteilt oder verlängert werden kann. Den Ausländerbehörden entsteht im Falle

eines Erstantrags Aufwand von durchschnittlich 131 Minuten (Mitarbeiter des

gehobenen Dienstes) und im Falle eines Antrags auf Verlängerung 93 Minuten

(Mitarbeiter des mittleren Dienstes). Mangels näherer Informationen zum

Verhältnis von Erstanträgen zu Anträgen auf Verlängerung werden ein

durchschnittlicher Zeitaufwand von 112 Minuten sowie durchschnittliche

Lohnkosten von 33 Euro pro Stunde angesetzt. Dies verursacht Erfüllungsaufwand

von 6.160 Euro.

Den Ausländerinnen und Ausländern kann im Einzelfall ein Zeitaufwand von 94

Minuten entstehen, wenn sie Dokumente bei der Ausländerbehörde nachreichen

müssen oder zusätzliche Informationen abgeben müssen.

Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten Jugendlichen und

Heranwachsenden, § 25a AufenthG

Nach § 25a Abs. 1 AufenthG müssen die gut integrierten Jugendlichen oder

Heranwachsenden künftig nicht mehr in der Bundesrepublik Deutschland geboren

oder vor Vollendung des 14. Lebensjahres eingereist sein. Anstelle der bisherigen

Regelung müssen diese sich vier statt sechs Jahre ununterbrochen erlaubt,

geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufgehalten

haben. Aufgrund der zu erfüllenden Voraussetzungen für die Erteilung eines

solchen Aufenthaltstitels sowie der bisherigen Erfahrungen dürfte die Zahl der

Begünstigten aufgrund der Neuregelung bei ca. 1.000 Personen liegen. Mit Stand

31. Dezember 2013 haben 2.765 Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a

Abs. 1 AufenthG besessen. Der Zeitaufwand beträgt durchschnittlich 112 Minuten

pro Fall bei durchschnittlichen Lohnkosten von 33 Euro pro Stunde, so dass für die

Verwaltung der Erfüllungsaufwand um 61.600 Euro ansteigt.

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht pro Fall ein Zeitaufwand von 78 Minuten.

Daraus resultiert ein Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger von 78.000

Minuten.
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Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration, § 25b AufenthG

Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis wird vorausgesetzt, dass sich der

Ausländer seit acht beziehungsweise sechs Jahren ununterbrochen geduldet,

gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten hat,

hinreichende mündliche Deutschkenntnisse vorliegen und Kinder im

schulpflichtigen Alter die Schule besuchen. Darüber hinaus muss sich der

Ausländer zur freiheitlich demokratischen Grundordnung bekennen und seinen

Lebensunterhalt überwiegend eigenständig durch Erwerbstätigkeit sichern. Bei

Betrachtung der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der

familiären Lebenssituation muss zu erwarten stehen, dass er seinen

Lebensunterhalt vollständig eigenständig sichern wird. Die Prüfung, ob die

Betroffenen unter die Neuregelung fallen, könnte für eine einmalige Erhöhung des

Verwaltungsaufwandes sorgen. Aufgrund der Erfahrungen mit der gesetzlichen

Altfallregelung des § 104a AufenthG und der Möglichkeit, im Alter zwischen 21 und

27 Jahren den Weg über § 25a AufenthG n.F. zu wählen, ist für eine geschätzte

Anzahl von 30.000 Personen mit einem einmaligen Erfüllungsaufwand von

2.502.100 Euro zu rechnen (durchschnittlicher Zeitaufwand von 131 Minuten pro

Fall durch einen Mitarbeiter des gehobenen Dienstes). Für eine ex-ante schwer

einzuschätzende jährliche Anzahl an zukünftig zu bearbeitenden Anträgen sind ein

durchschnittlicher Zeitaufwand von 112 Minuten pro Fall und durchschnittliche

Lohnkosten von 33 Euro pro Stunde für Mitarbeiter des gehobenen bzw. mittleren

Dienstes anzusetzen. Die Kosten pro Fall liegen damit bei 61,60 Euro.

Beim Ausländer erfordert beispielsweise der Nachweis der deutschen Sprache zur

Erteilung der Aufenthaltserlaubnis im Zusammenhang mit § 38 AufenthG gemäß

der Datenbank des Statistischen Bundesamtes einen Zeitaufwand von 2 Minuten.

Von diesem Zeitansatz ist auch für Zwecke des Nachweises von § 25b Abs. 1 Satz

2 Nr. 4 AufenthG auszugehen. Die übrigen Anspruchsvoraussetzungen verlangen

einen Zeitaufwand von 100 Minuten, so dass insgesamt ein Erfüllungsaufwand für

die Bürgerinnen und Bürger von 3.000.000 Minuten entsteht.

Ausweisung und Überwachung ausgewiesener Ausländer aus Gründen der

inneren Sicherheit, §§ 53 bis 56 AufenthG

Durch §§ 53 bis 56 AufenthG wird das Ausweisungsrecht grundlegend neu

geregelt. Anstelle der bisherigen Ist-, Regel- und Ermessensausweisung tritt eine

Ausweisung, die auf einer Abwägung aller Umstände des Einzelfalles beruht.

Infolge der bisherigen höchstrichterliche Rechtsprechung sind die vorgesehenen

gesetzlichen Regelungen zur Ausweisung nicht mit einem zusätzlichen
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Erfüllungsaufwand verbunden, da die höchstrichterliche Rechtsprechung in der

jüngeren Vergangenheit eines Ausweisung anhand des Ist-, Regel- oder

Ermessensausweisungsschemas nicht mehr zugelassen hat. Bereits in der

Vergangenheit wurden daher bei einem Großteil der Ausweisungen die

Anforderungen der Ermessensausweisung zugrunde gelegt. Durch die Umstellung

des Ausweisungsrechts auf eine umfassende Abwägung der Umstände des

Einzelfalles auf Tatbestandsseite wird das Verfahren für die Ausländerbehörden

rechtssicherer ausgestaltet.

Die Ergänzung der Überwachungsmaßnahmen ausgewiesener Ausländer um ein

Kontaktverbot geht mit einem nicht bezifferbaren Erfüllungsaufwand einher.

Abschiebungshaft, § 62 AufenthG

Die Änderungen in § 62 AufenthG dienen der Beseitigung von

Rechtsunsicherheiten und dürften zu einer nicht quantifizierbaren Reduzierung des

Erfüllungsaufwands bei den mit der Abschiebung befassten Behörden und

Gerichten führen.

Ausreisegewahrsam, § 62b AufenthG

Durch die neue Möglichkeit des Ausreisegewahrsams entsteht für die Behörde ein

Erfüllungsaufwand, der dadurch kompensiert wird, dass z.B. für

Sammelabschiebungen die vorgesehenen ausreisepflichtigen Personen auch

tatsächlich zur Verfügung stehen werden und die im Vorfeld gebuchten bzw.

gecharterten Flugplätze mithin nicht mehr verfallen.

Überprüfung der Zuverlässigkeit von im Visumverfahren tätigen Personen

und Organisationen und Zusammenarbeit mit externen Dienstleistungs-

erbringern, §§ 73b und 73c AufenthG

Mit der Zuverlässigkeitsüberprüfung der im Visumverfahren tätigen, nicht dem

Auswärtigen Amt angehörenden Personen und Unternehmen durch die

Sicherheitsbehörden entsteht ein Mehraufwand bei den Sicherheitsbehörden und

im Auswärtigen Amt. Nach Angaben des Auswärtigen Amtes sind aktuell ca.

1.640 Personen im Rahmen des Visumsverfahrens tätig, die im Visumverfahren

die Erfüllung einer oder mehrere Aufgaben anvertraut worden ist oder werden

sollen und die nicht entsandte Angehörige des Auswärtigen Dienstes sind.

Das Auswärtige Amt hat bei den deutschen Auslandsvertretungen, von denen

174 über eine Visastelle verfügen, verschiedene Daten zum Identitätsdokument

des Betroffenen zu erheben und die Zustimmung bei den Betroffenen zur
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Sicherheitsüberprüfung einzuholen. Dies verursacht bei den Mitarbeitern in den

Auslandsvertretungen (mittlerer und gehobener Dienst kombiniert 56 Euro pro

Stunde) einen Zeitaufwand von 20 Minuten pro Fall. Somit entsteht ein

Erfüllungsaufwand von 33.632 Euro.

Zugleich hat das Auswärtige Amt die Daten zur Prüfung von Sicherheitsbedenken

an verschiedene Behörden zu übermitteln und das Prüfergebnis an die

Auslandsvertretungen zurückzumelden. Dadurch entsteht ein Zeitaufwand bei

Mitarbeitern des mittleren Dienstes von 15 Minuten pro Fall. Somit entsteht bei den

Mitarbeitern in der Zentrale des Auswärtigen Amts (Lohnsatz 32 EUR pro Stunde)

ein Erfüllungsaufwand von 13.120 Euro. Pro zu überprüfender Person verursacht

eine Zuverlässigkeitsüberprüfung bei den Sicherheitsbehörden einen Zeitaufwand

von 10 Minuten durch einen Mitarbeiter des mittleren Dienstes sowie weiteren

5 Minuten bei einem Mitarbeiter des gehobenen Dienstes. Dadurch entsteht bei

den Sicherheitsbehörden ebenfalls ein Erfüllungsaufwand von 13.120 Euro.

1.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Erhebung zu Zugangsdaten, § 48a AufenthG

Für geschäftsmäßige Telekommunikationsdienstleister entstehen

Auskunftspflichten nach § 48a AufenthG. Aufgrund der Anforderungen, die an das

Auswertung von Datenträgern durch die Behörden zu stellen sind, ist nicht davon

auszugehen, dass künftig in erheblicher Zahl Zugangsdaten erfragt werden. Der

Aufwand ist nicht genau bezifferbar. Eine Entschädigung der

Telekommunikationsdienstleister ist gesetzlich vorgesehen.

1.3. Stellungnahmen der Länder zum Erfüllungsaufwand

Die Länder haben in ihren Stellungnahmen den Erfüllungsaufwand nicht beziffert.

Trotz expliziter Bitte des BMI im Rahmen der Länder- und Verbändeanhörung sich

zum Erfüllungsaufwand zu äußern, hat der überwiegende Teil der Bundesländer

dies nicht getan. Lediglich Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern,

Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz haben sich qualitativ und zum Teil wenig

aussagekräftig und pauschal zum Erfüllungsaufwand geäußert.
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2. Evaluation

Die Bundesregierung wird dieses Gesetz spätestens fünf Jahre nach seinem

Inkrafttreten evaluieren. So wird untersucht, ob und inwieweit die Ziele dieses

Gesetzes erreicht worden sind und wie sich der Erfüllungsaufwand entwickelt hat.

Es wird dabei auch über die Erfahrungen der mit den Regelungen verbundenen

positiven als auch negativen Nebenfolgen, die Akzeptanz sowie die Praktikabilität

der Regelungen bei den Mitarbeitern der Behörden, der Ausländer als auch bei den

Migrationsberatungsstellen berichtet. Hierfür kann eine vom Nationalen

Normenkontrollrat in Auftrag gegebene Studie zu Verwaltungs- und

Verfahrensvereinfachungen im Ausländerrecht herangezogen werden.

Dem Nationalen Normenkontrollrat erscheinen die Annahmen und Ergebnisse zur

Ermittlung des Erfüllungsaufwandes – auch vor dem Hintergrund der zur Verfügung

gestellten Informationen des Statistischen Bundesamtes, dem Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge sowie des Auswärtigen Amtes - plausibel. Der Nationale

Normenkontrollrat hat im Rahmen seines gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken

gegen das Regelungsvorhaben.

Dr. Ludewig Prof. Kuhlmann

Vorsitzender Berichterstatterin
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